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für Unterricht l.md Kunst betreffend Bundes
realgymnasium Vöcklabruck (66/J) 

Beginn der Sitzung: 14 Uhr 5 Minuten 

V o r  s i  t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

dem Justiz'dJusschuß: 

Bundesgesetz über die mit gerichtlicher 
Strafe bedrohten Handlungen (Strafgesetz
buch) (30 der Beilagen), 

Präsident Probst: Die Sitzung ist e r  ö f f- Bundesgesetz über die Tilgung von Ver-

n e t. urteilungen und die Beschränkung der Aus-
kunft (Tilgungsgesetz 197 1 )  (31 der Beilagen) 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten und 
Dr. Hauser, Dr. Marga Hubinek und Graf. 

Bundesgesetz, mit dem das Preistreiberei
E n t s c h u 1 d i g t hat sich der Abgeordnete gesetz 1 959 geändert wird (78 der Beilagen); 

Dr. Scrinzi. 

Zuweisungen 

Präsident Probst: Die in der letzten Sitzung 
als eingebracht bekanntgegebenen Regie
rungsvorlagen weise ich zu wie folgt: 

dem Verfassungsausschuß : 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem die Be
stimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1 929 über die Kund
machung von Staatsverträgen geändert wer
den (33 der Beilagen), 
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Präsident Probst 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz bei der Einfuhr von Erzeugnissen der Geflü
über das Bundesgesetzblatt geändert wird gelwirtschaft geändert wird (48 der Beilagen), 
(34 der Beilagen), und Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs

Bundesgesetz über die Errichtung eines gesetz 1 961 geändert wird (Marktordnungs
Bundesministeriums für Gesundheit und Um- gesetz-Novelle 1911) (81 der Beilagen), 
weltschutz (81 der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 
Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschafts

gesetz geändert wird (82 der Beilagen), und 

Abkommen zwischen der Republik Oster- Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel-
reich und dem Vereinigten Königreich von bewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird 
Großbr,itannien und N0I1dir1and über Soziale (83 der Beilagen); 
Sicherheit samt Protokoll (36 der Beilagen), dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi-

Allgemeines Abkommen zwischen der Re- tätswirtschaft: 
publik Osterreich und der Französischen Bundesgesetz betreffend statistische Erhe
Republik über Soziale Sicherheit samt Proto- bungen auf dem Gebiete der Zivilluftfahrt 
koll (31 der Beilagen), (Zivilluftfahrt-Statistikgesetz) (19 der Bei-

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz lagen); 

betreffend Abänderung und Ergänzung des dem Finanz- und Budgetausschuß : 
Kleinrentnergesetzes geändert wird (44 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz betreffeoo die Bedeckung des 
Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge-

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz schäftsjahr 1 972 (89J'der Beilagen). 
über Wohnungsbeihilfen geändert und für das 
Geschäftsjahr 1972 eine Sonderregelung ge
troffen wird (45 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(27. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche
rungsgesetz) (72 der 'Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Kran-

Bei den Punkten 1 1  und 12 der heutigen 
Tagesordnung handelt es sich um Anträge 
eines Ausschusses gemäß § 19 der Geschäfts
ordnung. Ich lasse zunächst darüber abstim
men, ob über diese beiden Anträge unmittel
bar in die zweite Lesung einzugehen ist oder 
ob sie einem anderen A:usschuß �ur neuer
lichen Vorberatung zugewiesen werden sol
len. 

kenversicherungsgesetz abgeändert wird 
(5. Novelle zum Bauern-Krankenversiche- Nur wenn beschlossen wird, unmittelbar in 

rungsgesetz) (13 der Beilagen), die zweite Lesung einzugehen, können diese 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen geändert wird (75 der Beilagen), 
und 

Bundesgesetz, mit dem das Hausgehilfen
und Hausangestelltengesetz geändert wird 
(76 der Beilagen); 

Anträge mit in die Verhandlungen einbezogen 
werden. 

Wenn kein Widerspruch erhoben wird, lasse 
ich über die beiden Anträge des Ausschusses 
gemeinsam abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre 
Zustimmung geben, daß über die Anträge des 
Finanz- und Budgetausschusses betreffend den 

dem Handelsausschuß : Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundesgesetz, mit dem das Außenhandels- Landeslehrer-Dienstgesetz abgeändert wird 

gesetz 1968 geändert wird (42 der Beilagen), (61 der Beilagen), und den 
und Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflen- Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer
kungsgesetz 1951 geändert wird (Rohstoff- Dienstgesetz abgeändert wird (62 der Bei
lenkungsgesetznovelle 1971) (43 der Beilagen); lagen), 

unmittelbar in die zweite Lesung eingegangen 
dem Ausschuß für Land- und Forstwirt- wird, sich von den Sitzen zu erheben .. -

schaft: Danlke. Ist einstimmi,g angenommen. 
Bundesgesetz, mit dem das Qualitätsklas

sengesetz geändert wird (46 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Futtermittel
gesetz geändert wird (Futtermittelgesetz
Novelle 1971) (47 der BeHagen), 

Es ist mir weiter der Vorschlag zugekom
men, die Debatte 

1. über die Punkte 6, 1 und 8, 
2. über die Punkte 10, 11 unrl 12, 
3. über die Punkte 14 bis 18 und 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 4. uber die Punkte 20 und 21 
über die Erhebung eines Importausgleiches jeweils unter einem abzuführen. 
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Präsident Probst 

Die Punkte 6, 7 und 8 betreffen Novellen Mittel aus der Bundesmineralölsteuer erst 
zum Zucker- und zum Stärkegesetz sowie zum etwa ab dem Jahr,e 1980 möglich. 
Bundesgesetz über eine Abgabe auf bestimmte 
Stänkeerzeugnisse, 

bei den Punkten 10, 11 und 1 2  handelt es 
sich um besoldungsrechtliche Vorlagen 

und bei den Punkten 14 bis einschließlich 18 
um Berichte des Zollausschusses, 

die Punkte 20 und 21 haben einen Staats
vertrag und ein Gesetz zur Erfüllung dieses 
Staatsvertrages gemäß Artikel 50 Abs. 2 der 
Bundesverfassung über die Einhebung von 
Flugsicherungsstreckengebühren zum Gegen
stand. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jedesmal zuerst die Berichterstatter 
ihre Berichte geben, sodann wird die Debatte 
über die jeweils zusammengezogenen Punkte 
gemeinsam abgeführt. 

Bis .zur Fert�gstelllUng - es muß mit einer 
zirka sechsjä:hrigen Bauzeit ger�chnet wer
den - könnte die auftretende Vefikehrs
belastung vom vonhandenen Straßennetz 
jedoch nicht bewältigt werden. Die Regie
rungsvorlage sieht einen Gesamthaftungs
rahmen einschließlich aller Zinsen und Kosten 
von 6600 Millionen Sch&lling vor. Nach Ende 
der Bauzeit werden die aufgenommenen Kre
dite aus den Mauteinnalhmen und den Zu
schüssen, soweit sie hiefür ausreic:hen, bedient 
werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Ge
setzentwurf am 24. November 1 971 der Vor
beratung unter,zogen. An der Delbatte beteilig
ten sich außer dem Ber-ichterstatter die .AJbge
ordneten Dr. Schmidt, Lanc, Dr. Pelikan sowie 
der Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch. 

Zu der Regierungsvorlage wurde vom Ab
geordneten Dr. Schmidt ein Abänderungs

Wird gegen die von mir vorgeschlagenen antrag ,gestellt, der nicht die Zustimmung der 
vier Zusammenfassungen ein Einwand erho- Ausschußmehrheit fand. 

. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

ben? - Das ist nicht der Fa1l. 
Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent-

Die Debatte wird in allen diesen vier Fäl- wurf mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
len jeweils gemeinsam aJbgeführt. angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf (6 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

1. Punkt: Bericbt des Finanz- und Budgetaus
scbusses über die Regierungsvorlage (6 der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend die Finan
zierung der Pyhrn Autobahn im Abschnitt 
SI. Micbael bis Deutscbfeistritz (Pyhrn Auto
bahn-Finanzierungs gesetz) (51 der Beilagen) Falls Wortmeldungen vorlie'gen, beantrd!ge 

ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
Präsident Probst: Wir gehen in die Tages- abzuführen. 

ordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt: 
Pyhrn Autobahn-Finanzierungsgesetz. Präsident Probst: Es ist beantragt, General

und Spezialdebatte unter einem durchzufüh
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete ren. Wird ein Einwand erhoben? - Das ist 

Troll. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu be- nicht der Fall. Wü 'gehen so vor, 
richten. 

Wir ,beginnen mit der Debatte. Zum Wort 
Berichterstatter Troll: Herr Präsident! Hohes gemeldet hat sich als erster der Herr Abge

Haus! Namens des Finanz- und Budgetaus- ordneter Ing. Letmaier. 
schusses berichte ich über das Py1hrn Auto-
bahn-Finanzierungsgesetz. 

Die Bunde'sregierung hat am 10, November 
1971  den obengenannten Gesetzentwurf im 
Nationalrat eingebracht, durch den für den 
Bau des sowohl v,erkehrs- wie regionalpoli
tisch wic:htigen Abschnittes der Pyhrn Auto
bahn Deutschfeistritz�St. Michael einschlie
lieh des Gleinalm-Tunnels (Gleinalm-Auto
bahn) die Finanzierung durch Kreditoperatio
nen Ülber eine Kapitalgesellschaft ermöglic:ht 
werden soll. Andernfalls wäre der Bau der 
kostenaufwendigen Gleina1lm-Autoibahn im 
Rahmen der für den Ausbau der österreichi
sehen Autobahnen zur Verfügung stehenden 

Abgeordneter Ing. Letmaier (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! In der Novelle zum ,sun
desstraßengesetz vom 1. März 1968 wurde 
unter dem seineI1zeitigen Bautenminister Dok
tor Kotzina die Pyhrn Amtoba:hn, die von der 
österreichisch-jugoslawiscben Staatsgrenze im 
Süden der Steiermark bis zur tschechisch
österreichischen Staatsgrenze bei Freistadt in 
Oberösterreich fülhrt, zur Bundesstraße el'klärt. 

Mit der uns heute zur BescblußJassung vor
liegenden Regierungsvorlage, die die Finan
zierung der Pyhrn Autobahn im Absc:hnitt 
St. Michael-Deutschfeistritz zum Gegenstand 
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hat, wurde einem seit geraumer Zeit ,gelten
den steirischen Wunsche Rechnung getragen. 

Wie uns die dJUrchgefü!hrten Verkehrs1zäh
lungen und Untersuchungen von Professor 
Dr. Dorf.wirth 'und das diesbe,zügliche .A!b
schluß gutachten zeigen, ist die Verkehr·s
situation im obersteirischen Schwerindustrie
gebiet, insbesondere aber im Teilabschnitt 
St. Michael-Bruck-lGraz-Spielfeld im Be
reich der Bundesstraßen 11 und 61 außer
ordentUch prekär. Diesem Umstande wird es 
auch :zu danken sein, daß heute diese Geset
zesvorlClige im Hohen Haus einer Behandlung 
und Beschlußfassung zugeführt wird. 

Sachliche und nicht politische Gründe für 
die Notwend1gkeit der Errichtung des erst-en 
Teilabschnittes der Pyhrn Autobahn im Be
reiche St. Michael-Deutschfeistritz lassen 
daher auf eine einhelHge AuUassung aller im 
Hohen Hause vertretenen Parteien bei dieser 

Beschlußfassung hoffen. 

Daß die Bundesregierung bei der ,Errichtung 
dieses Autob ahnte il:stück.es den Weg der 
Finanzierung Üiber eine zu gründende Aktien
ges'ellschaft wählt und diesen Teilabschnitt 
gleichzeitig zur Mautstraße erklärt, ist gI1Und
sätzlich zu bejahen. 

Dadurch wird es möglich sein, daß dieser 
Abschnitt, der eine LäIllge von rund 32 km 
aufweist und infol,ge seiner technischen 
Schwieri,gkeiten eine Bauzeit von etwa fünf 
bis sechs Jahren benötigen wird, vonzeiHg in 
Angriff ·genommen werden kann. 

Die Aktiengesellsdlaft wird laut Regie
rungsvorlage ein Aktienkapital von 200 Mil
lionen Schilling besitzen, an dem der Bund 
mit 60 Prozent und das ,Bundes1and Steier
mark mit 40 vom Hundert betei1i.gt sein wird. 

Wenn Sie 'bedenken, meine sehr geehrten 
Damen 'und Herren, daß die geschätzten Her
stellungskosten dieses Teil abschnittes rund 
3,3 Milliarden Schilling betragen werden, 
worin die Kosten für die Errichtung des zwei
ten Tunnels noch nicht berücksichHgt sind, 
so scheint mir das Grundkapital mit 200 Mil
.lionen - das sind etwa 6 Prozent der Gesamt
kosten - dem Grundsatz einer gesunden 
Finanzierung zu widersprechen. Ein höherer 
Anteil des Bundes am Grundkapital wäre 
zweifellos wünschenswert >gewesen, wie ich 
überhaupt sagen möchte, daß die Bundesre>gie
rung künftig noch wesentlich mehr Mittel für 
den Straßenbau wird zur Verfügung stellen 
müssen. Denn ich kann mir nicht vor·stellen, 
daß bei allen Prognosen, die wir heute haben 
und die feststel<len, daß die Motorisierung bis 
zum Jahre 1980 um mehr als 100 Prozent zu
nehmen wird, mit den finanziellen Mitteln, 
die derzeit im Budget vorgesehen sind, auch 

nur annähernd eine Lösung gefunden werden 
könnte. 

Ich darf nun ausdrücklich rfeststellen, daß 
der Z.ustand des Straßennetzes der Bundes
straßen im Bereiche der obersteirischen Indu
strie>gebiete denzeit volLkommen unzureichend 
ist. Höchste Unfallziffern mit zahlreichen töd
lichen Ausgängen untermauern diese meine 
Feststellung. 

Schon aus diesem Grunde, meine sehr ,ge
ehrten Damen und Herren, i.st im Hiniblick 
auf den ehesten Boobeginn dieses Trassen
stückes St. Michael-lDeutschfeistritz kein Tag 
mehr ·zu verlieren, soll nicht der Verkehr in 
diesem wirtschaftlich so bedeutsamen Gebiet 
vollends zum Erliegen kom.men. 

Bedenken Sie, meine Damen und Herren, 
daß die Notwendigkeit der Errichtung dieses 
ersten TeHahschnittes der Pyhrn Autobahn 
schon deshalb gegeben ist, da nicht nur auf 
den derzeit Ibeste!henden Straßen der gesamte 

Binnenverkehr von und zu den ScbJwerindu
striezentren zu bewältigen ist, sondern dar
über hinaus noch der gesamte Urlauberver
kehr in der Nord ... Süd-Richtung und periodisch 
auch die sogenannte Gastarbeiterwelle über 
diese schon ohnehin schwerst frequentierten 
Straß.en rollt. Be�ücksichtigt man dalZu noch 
den Güterfernverkehr von und nach dem Süd
osten, dem auch an Sonn- und Feiertagen kein 
Einlhalt .gelboten wird, so nimmt es einen 
wunder, daß di,e Aufrechterhaltung des Ver
kehrs in diesen Tei,lbereichen des Bundes
straßennetzes überhaupt noch gewälhrleistet 
ist. 

Letztlich wird der Ausbau des Teilstückes 
der PYlhrn Autobahn im Bereiche St. Michael
Deutschfeistritz auch für den steirischen und 
damit für den österreichischen Fremdenver
kehr se�bst, der ja ,zum Devisenbringer ersten 
Ranges in unserem Lande zählt, eine nicht zu 
unterschätzende Bederl.Itung besitzen. 

Mit der Inangriffnabme des ersten Teil
stückes der Pyhrn Autobahn St. Michael
Deutschfeistritz wird aber auch d·er Grund
stein für die weitere Fortfüihrung dieses für 
die Zukunft so bedeutungsvollen Verhin
dungsstückes zwischen der West- und Süd
autobahn gelegt und damit eine Kathete des 
Verkehrsdreieckes Graz-Liruz-Wien in An
griff genommen, die ,geeignet sein könnte, das 
bisher verkehrsmäßig isolierte östl'iche Ge
biet von Osterreich entscheidend in positiver 
Richtung zu ,beeinflussen. 

Nicht nur, daß durch den vorranJgi'gen Bau 
der Pyhrn Autobahn die Zentralräume der 
österreichischen Schwerindustriegebiete die 
seit ,langem als notwendig ·erachtete und 
,geforderte Querverbindung erfahren, wird 
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dieser Alpentransversale im internationalen 
Güterverkehr von und nach den Südhäfen 
beziehungsweise den Levantestaaten eine be
sondere Bedeutung zuteil. 

Als selbst in der Bauwirtschaft Tätiger sind 
mir die Schwieri'glkeiten des Baues dieses 
ersten Teilstückes durchaus ·bewußt. 

Ich darf in diesem Zusammenhange deponie
ren IUnd die Bundesregierung auffordern, bei 
der Errichtung dieses Bauvorhabens und bei 
der Weiterführung der Pyhrn Autobahn, ins
besondere im Bereich der Landeshauptstadt 
Graz, bei der Planung und Baudurchführung 
den Problemen der Gestaltung des Natur- und 
des Umweltschutzes ein besonderes Augen
merk Izuzuwenden. (Zust immung bei der avp.) 

Hier wird die Bundesregierung GelegeI1lheit 
haben !Zu beweisen, daß die Fragen des Um
weltschutzes für sie keine Phrasen sind und 
daß sie bereit ist, die PWlbleme des Auto
baihnbaues in den vOIlgenannten Bereichen 
nicht nur durch Fachexperten, sondern auch 
unter Anhörung der 'betroffenen Bewohner 
nicht nur technisch perfekt, sondern vor allem 
menschlich und frei von Zerstörungen der Um
welt zu lösen. 

Abschließend gestatten Sie mir, meine selhr 
geehrten Damen und Herren, daß ich die Bun
desregierung anläßlich der Beschlußfassung 
über den ersten Alpenautdbahnübergang im 
Rahmen der Errichtung der Pyhrn Autobahn 
au.ffordere, sich schon jetzt mit dem Projekt 
des zweiten Alpenübergange·s im steirisch
oberösterreichischen Bereich - nämlich im 
Teilabschnitt Liezen-Spital am Pyhrn - zu 
befassen. Der Ausbau dieses Teilstückes wlird 
an technischen Schwierigkeiten und finanziel
len Erfordernissen dem heute zur Beschlußfas
sung vorHegenden Teüabschnitt St. Michael
Deutschfeistritz nicht nachstehen. Auch hier ist 
auf Grund der Wichtigkeit dieses Alpenüber
g·anges die Vorrangigkeit gegeben, und auch 
hi,er wird künftig, wenn nicht Mittel aus dem 
Budget zur Verfügung stehen, eine analoge 
Hnanzierungsmethode zu suchen sein. 

Es ist daher unerläßlich, sich ehest mit den 
Vorstudien der Trassenführung im Bereiche 
dieses 'Zweiten Allpenüberga>nges der Py<hrn 
Autobahn 'zu :befassen, damit in den kommen
den Jahren der Inangriffnahme der Detail
planung nichts im Wege stehen wird. Nur so 
wird eine kontinuierliche Fortführung der 
Anbeiten an der Norct.,Süd-Vel1bindung der 
Pyhrn Autobahn gewährleistet sein. 

Die Osterreichische Volkspartei wird aus 
den dargelegten Gründen dem vorliegenden 
Finanzierungsgesetz die Zustimmung erteilen 
und el1wartet von der Bund·esregierung, daß 
raschest alle Vorkehrungen in planmäßiger 

und organisatorischer Hinsicht getroffen wer
den, damit die Bauarbeiten im Teilstück Sankt 
Michael-Deutschfeistritz der Pymrn Autobahn 
ohne Verzögerung Lm J alhre 1972 in Angriff 
genommen weI1den können. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Josef Schlager. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Josef Schlager (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Wie schon vom Herrn 
Berichterstatter erwähnt wurde, handelt es 
sich bei dem vodiegenden Gesetzentwurf um 

eine Haftung für einen Betrag v<On 6600 Mil
lionen Schilling zum Ausbau der Teilstrecke 
St. Michael-Deutschfeistritz der kommenden 
Pyhrn Autobahn. 

Dem § 4 ist zu entnehmen - das wurde jetzt 
auch schon gesagt -, daß eine Aktiengesell
schaft mit einem Grundkapital von 200 Mil
lionen Schilling gebildet wird, an der der Bund 
mit 60 Prozent und das Land Steiermark mit 
40 Prozent beteiligt sind. 

Wir begrüßen diese Regierungsvorlage 
außerordentlich, weil damit ein weiterer 
Schritt für die Verbesserung der überaus 
schlech�en Verkehrsverhältnisse in der Steier
mark getan wird. 

Um zu unterstreichen, wie notwendig der 
Bau dieses Teiles der Pyhrn Autobahn ist, 
möchte ich doch ganz kurz einige Dinge der 

Bundesstraßen in der Steiermark beleuchten. 

Von vielen Kraftfahrern wird das Straßen
stück der Bundesstraße 67 zwischen Graz und 

Bruck und das Straßenstück der B 17 zwischen 
St. Micha'el und Bruck heute schon gemieden. 
Die Kunde über die schweren Verkehrsunfälle 
auf der Umfahrung Leoben ist schon durch 
ganz Osterreich gegangen. Die Strecke Bruck
Graz wird vielfach heute schon als Todes
strecke bezeichnet. Täglich ereignen sich 
schwere Unfälle mit tödlichem Ausgang. In 
einer Woche zum Beispiel waren fünf Tote 
und 21 Schwerverletzte zu beklagen. Gestern 
hat das Fernsehen neuerlich einen schweren 
Un�all bei Peggau gebracht, wo ein Arzt töd
lich verunglückt ,ist. 

Man muß sagen: Das Rote Kreuz hat auf 
diesem Straßenstück besonderen Einsatz zu 
leisten. Es ist für Osterreich sicherlich ein
malig, daß das Rote Kreuz auf diesem Straßen
stück drei Einsatzstellen einrichten mußte: 
eine in Bruck, eine ander,e in Frohnleiten und 
die dritte in Graz. Auf dieser Strecke ist ein 
Wagen permanent im Einsatz. Manchmal ist 
es vorgekommen, daß man infolge dieses 
außerordentlich starken Verkehrs einfach mit 
einem Rot-Kreuz-Wag,en nicht sehneU genug 
zur Unf,alilstelle gelangen konnte. 
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Man muß überhaupt sagen - wenn man 
die Steiermark betrachtet -, daß der Herr 

Bautenminister Moser von der OVP-Regierung 
ein überaus schwie�iges Erbe übernommen 
hat. (Zwischenruf des Abg. S u p p a n.) Wenn 
der Herr Kollege Suppan es andes darsteHt, 
dann kennt er die Steiermark nicht. Ich möchte 
einmal ,fragen: Was für ein EIIbe hat er über
nommen? Er hat eine B 1 7  übernommen - d,as 
ist die Hauptve:r1keihrsader Izwischen Wien und 
Kärnten -, die im steirischen Raum nicht aus
gebaut ist, wo sich laufend Unfälle ereignen 
und wo der Verkehr zum Stocken kommt. Er 
hat eineB 67 übernommen, das ist die Strecke 

Bruck- Graz, wo der Verkehr schon faktisch 
am Zusammenbrechen ist. Auf Grund von Zei
tungsme1dungen und Äußerungen von Motor
journalisten kann ich -DIllr immer eines auf
zeigen: Es erscheinen laufend Artikel mit der 
Uber,schrift "Leidenswe,g B 67" oder "Leidens
weg B 1 7" oder "Warum ist bisher kein Aus
bau :in diesem Gebiet erfolgt?" 

Die geplante Pyhrn Autobahn - das ,wurde 
schon angefüihrt - reicht von der tschechi
schen Grenze bis nach Spielfeld. Ihre Trassen
führung verläuft über Linz/Sattledt und den 
Pyhrnpaß - der auch mit einem Tunnel unter
fahren wird - nach 'liezen, dann durch das 
Palten tal und Liesertal nach St. Michael, 
schließlich über die Gleinalpe, über Peggau 
und über Graz zur jlUgoslawischen Grenze. 

Hier sind 'besonders die Verkehrsunter
s'Uchungen eigentlich :sehr interessant und zei
gen auf, ,wie berechtigt es ist, daß dieses 
Straßenstück vordringlich ausgebaut wird. Die 
Prognosen - das wUIde heute schon einmal 
gesagt - wurden von Herrn Professor Dorf
wirth, aber ebenso von dem Zivilingenieur 
für Bauwesen Dr. Marx in Wien, und zwar 
unalbhängi,g voneinander, aufgestellt. 

Die Unterlagen erga:ben zum Beispiel Be
lastungsziffern von 14 .000 Pkw in 24 Stun
den in beiden Fahrtrichtungen im A'bschnitt 
Gralz bis .oeutschfeistrHz, und zwar schon im 
Jahre 1967. Für das Jaihr 1�80 wird eine Be
lastung von zirka 29.000 Pkw-Einheiten in 
24 Stunden errechnet. Für den Zeitpunkt der 
VoHmotorisierung, zu dem auf 1 000 Oster
reicher rund 400 Fahrzeuge kommen werden, 
wurde die Belastung für diese Straßen mit 
rund 40.000 Plkw-Einheiten festgelegt. Die Lei
stungsfälhigkeit einer Ziweibahnigen Straße, 
wie die derzeitige Bundesstraße Zlwischen 

Bruck. und Graz, liegt aber höchstens, und 
zwar allerhöchstens, bei 9000 Fahrzeugen in 
24 Stunden. 

. 

Die gleichen BelastungszHfern gelt,en auch 
für den TeilabschniU Peg-gau-Bruck, wodurch 
natüI1lich die dringende Notwendigkeit des 

Baues dieser Straße besonders unterstrichen 

wird. Allein durch das neue Straßenstück wird 
der Weg von St. Michael nach Graz um rund 
30 km verkürzt. Wie schon gesagt: Dieses 
Straßenstück wird aus KostengTÜnden als 
Ha�b-AutobaJhn gebaut werden. 

Wir Steirer sehen nun einmal die Chanc e 
unserer wirtschaftlichen Entwicklung im Aus
bau guter Verkehrsverbindungen. Es ist kein 
Geheimnis, daß verschiedene ,Industrieansied
lungen in diesem Gebiet durch das Fehlen 
von entsprechend ausgebauten Straßen schei
tern. Aber beäng-stigend sind die Ergebnisse 
der Untersuchungen von Professor Jäger vom 
Institut für Raumplanung, die ergeben haben: 
Wenn die Vetkelhrserschließung in der Steier
mark nicht schnellstens vorangetrieben wird, 
werden Schwierigkeiten in der Entwicklung 
des ,ganzen Lailides auftreten, die kaum ÜJber
brückt und nur schlecht aufgeholt werden 
können. 

Es ist nun einmal so: Wenn man die Steier
mark betrachtet, dann kann man nur sehr 
schwer von ,eÜlleIIl Straßen'baukonzept spre
chen. Man hat in unserem Bundesland oft den 
Eindruck gehabt, daß überhaupt kein Schwer
pUIl!ktprogramm vor:handen ist. Zeugen dafür 
waren die jahrelang im Gelände stelhenden 

Brücken bei der Stadteinfahrt von Graz, wo 
man erst jetzt unter Bautenminister Maser 
darangegangen ist, diese Brücken einer Ver
wendung durch die Herstellung entsprechen
der Verbindungen IZUZU füh ren: (Zwischenruf 
be i der OVP.) Wie du 'Weißt, fließt die Mur 
darunter. Ja? 

Die Kraftfahrer - und da;zu zälhle ich mich 
auch - halben die Grenzland-tBuilidesstraße 
sehr bewundert. Auf dieser Grenzland-Bundes
straße, die mit einem riesigen Kostenaufwand 
errichtet wurde, fährt nur jede Viertelstunde 
einmal ein Auto. Die Kraftfahrer, die dort fah
ren, verstehen es nicht, warum man nicht 
:zmerst wie in Kärnten, in Tirol oder in ande
ren Bundesländern die Hauptstraßen ausge
baut Ihat, sondern zunächst eine Fremdenver
kehrsstraße dort Ihingebaut hat. 

Die Vernac:hlässigung auf diesem Gebiet 
bestätigt ja auch unser del1Zeitiger Landesbau
direktor, der auch einen Artikel geschrieben 
und einen langen Vortrag gehalten hat, die 
ich Ihnen alber infolge der fortgeschrittenen 
Zeit jetzt nicht zur Kenntnis !bringen möchte. 

Wir sagen deslhal'b zum Bau der Straße 
grundsätzlich ein freudiges Ja. 

Nachdem der Herr Kollege Letmaier die 
FrCljge angeschnitten hatte, daß die Finanzie
rung auf diese Art und Weise nicht sehr 
edreulich ist, muß man doch auch zur Realität 
eines sagen: Der Herr Berichterstatter hat 
schon ausgefÜlhrt, daß die Finanzierung - ins-
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gesamt 6600 Millionen SchiHing mit der Aus
fallhaftung - eben übernommen wird und 
daß der Bau dieses Straßenstückes infolge der 
vielen Straßenbauten, die nicht nur in der 
Steiermark, sondern auch in anderen Bundes
ländern dringend notwendi,g sind, erst im 
Jahre 1980 zum Zuge gelkommen wäre, hätte 
dieses Straßenstück aus den Mitteln der Mine
ralölsteuer gebaut werden müssen. 

Wir begrüßen deshalb außerordentlich die 
Art der Finanzierung, zu der auch - und das 
will ich unterstreichen - das Land Steiermark 
einen ,beträchtlichen Teil beiträgt. iDenn das 
Land Steierma:r:k hat sich verpflichtet, von 
1917 bis 1 991 jähr,lich 1 5  Millionen Schilling 
als nicht rückzaMbaren Zuschuß zur Errich
tung dieses Straßenstückes {ZU leisten. 

SicherHch ist die Ha.ftung mit der Mineral
ölsteuer vielleicht nicht die idealste Haftung. 
Wir hatten dieses Beispiel schon einmal bei 
der Brenner-Autobahn, seinerzeit unter den 
Bundesministerp Kotzina be!ziehungsweise 
Koren. Es ist im Interesse des Aushaues unse
rer Straßen in Osterreich überlegenswert, ob 
man zu einer anderen Art der Haftung kom
men kann. Solche tJberlegungen werden auch 
angestellt. --

Da dieses Straßenstück vordringilich ausge
baut werden muß , geben wir dieser Regie
rungsViorlage gerne unsere Zustimmung. (Bei
fall bei der SPO.) 

gesagt wurde - kürzer ist; die Trasse ver
läuft von St. Michael durch den Gleinalm
Tunnel bis nach Pegg.au - Deutschfeistritz. 

Ich möchte auch sagen, daß wir Steirer, 
die wir vielleicht in diesem Sinne doch zum 
östlichen Osterreich zählen, es bedauern, erst 
die dritten zu sein, die hier ein Finanzierungs
gesetz in Anspruch nehmen, das es uns ermög
lichen soll, etwas rascher zu bauen. Voraus
gegangen ist die Brenner-Autobahn und die 
Tauernautobahn, wo ja auch der Bund die 
Haftung übernommen hat. Ich komme noch 
darauf zurück. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
erklären, daß wir selbstverständlich der Mei
nung sind: Bei einer Sonderfinamlierung wie 
in diesem Fall soll die Frage, vor allem wegen 
des Tunnel1baues, einer Mautlösung geklärt 
werden. Es ist überhaupt die Frage, ob viel
leicht der österreichische Straßenbau nicht viel 
weiter wäre, wenn man sich von Anfang an 
entschlossen hätte, in dieser Frage bestimmten 
ausländischen Beispielen zu folgen und mit 
Mauteinnahmen den notwendi'gen Ausbau 
unserer Bundesstraßen, vor allem aber der 
Autobahnen, voranzutreiben. Aber die Dinge 
sind bereits vorbei, und jetzt ,geht es eben 
darum, daß besondere Straßenbauabschnitte, 
und das ist eben dieses Teilstück der Glein
alm-Autobahn, durch eine Sonderfinanzierung 
gebaut werden und daß dabei ,auch zu der 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge- Mautlösung gegriffen wird. 
langt zum Wort der Herr Abgeordnete Meißl. 

A:bgeordneter MeißI (FPO): Herr Präsident I 
Meine Damen und Herrenl Als dritter stei
rischer "Straßensänger" obliegt mir 'heute die 
angenehme Pflicht, für meine Fraktion eben
falls zu erklären, daß wir diesem Finan
zierungsgesetz für diesen Teilabschnitt der 
Pybrn Autoba,hn selbstverständlich gerne die 
Zustimmung geben. 

Ich möchte auch nicht Dinge, die meine 
beiden Vorredner bereits erwä:hnt haben, noch 
einmal wiederholen. Ich glaube, daß es höchst 
an der Zeit ist, wenn hier zumindest in einem 
Teilabschnitt eine Maßnahme gesetzt wird, 
von der wir erwarten können - sollte sie in 
dieser Zeit oder vielleicht noch etwas früher 
zu realisieren sein -, daß sie die Verkehrs
situation, wie sie bereits auch von meinen 
Vorrednern angezogen wurde, vor allem im 
Bereich Graz-Bruck an der Mur und Leoben
St. Michael einigermaßen entwirren helfen 
wird. 

Faszinierend an der Trassenführung ist zwei
felsohne die Tatsache, daß durch die Pyhm 
Autobahn die Fahrtstrecke um 30 km - wie 

Ich möchte nur hoffen, daß es bei der vor
gesehenen Bauzeit von sechs Jahren bleibt. 
Denn in sechs Jahren werden wir nach den 
Beredrnungen der Fachleute schon fast in den 
Bereich der Vollmotorisierung kommen. Wer 
die Situation zwischen diesem schon erwähn
ten obersteirischen Industrieraum und Graz 
kennt, dazu den UrlalUberverkehr im Sommer 
- das wurde auch schon erwähnt - und die 
Fremdarbeitedawine, die etliche Male im Jahr 
durch diesen Straßenzug geht, der weiß, daß 
wir diese Maßnahme dringend brauchen. 

Ich möchte nun zu der Frage der Haftung 
einiges sagen. Wir haben bereits im Aus
schuß mit einem Antrag dar'gelegt, daß wir 
der Meinung sind, daß das notwendi,ge 
Straßenbauvolumen nicht durch Haftung.s
übernahmen aus den zweckgebundenen Mit
teln neuerlich belastet werden soll. Wir sind 
der Meinung, daß es sich so wie bei der 
Tauernautobahn hier bei der Haftung um all
gemeine Bundesmittel drehen soll. Ich möchte 
deshaLb hier neuerlich einen Antrag ein
bringen, der in diese Richtung zielt. 

8. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 80

www.parlament.gv.at



382 Nationalrat XIII. GP - 8. Sitzung - 2. Dezember 1971 

Meißl 
Abä nde run g s a n t r a g  

der Abgeordneten Meißl, Dr. Schmidt und 
Genossen zur Regierungsvorlage eines 

Bundesgesetzes betreffend die Finanzierung 
der Pyhrn Autobahn im Abschnitt 
St. Michael bis Deutschfeistritz (Pyhrn 
Autobahn-Finanzierungsgesetz) (6 der Bei
lagen). 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage eines Bundes
gesetzes betreffend die Finanzierung der 
Pyhrn Autobahn im Abschnitt St. Michael 
bis Deutschfeistritz wird geändert wie folgt: 

Im § 5 hat der Absatz 7 zu entfallen. 

Das ist der Absatz, in dem eben festgelegt 
wird, daß Aufwendungen auf Grund der Haf
tungsübernahme des Bundes aus Mitteln der 
Mineralölsteuer zu bestreiten sind. 

Ich möchte die beiden anderen Fraktionen 
des Hauses bitten, diesem Antrag beizu
treten, und bitte den Herrn Prä!sidenten, diesen 
Antrag mit in Verhandlung zu nehmen. 

das Ersuchen richten, vor allem an die Herren 
Kollegen, die im Ausschuß und im Unter
ausschuß dabei waren, sich dessen zu erinnern, 
daß davon die Rede war, wir wollten jetzt 
nichts ändern, um dieses Bundesstraßengesetz 
noch durchzubringen. 

Wir alle mußten berechtigte Wünsche 
zurückstellen. Es gab nur zwei Austausch
angelegenheiten, eine in der Steiermark, eine 
in Niederösterreich. Alle anderen Fragen 
wurden im Interesse einer gemeinsamen Lö
sung zurückgestellt. Das heißt aber nicht, daß 
wir nicht alle noch Wünsche hätten. Ich darf 
heute hier sagen: Natürlich ist es ein Wunsch 
von uns, daß die Frage der Tr'assenführung 
im Raum von Graz noch einmal überprüft 
wird. Denn, meine Damen und Herren, wenn 
jetzt eine Regierungsvorlage über ein 
Kompetenzänderungsgesetz ins Haus kommt, 
das die Schaffung eines Ministeriums für 
Umweltschutz beinhaltet, so ist es fast unver
ständlich, daß man eine einmal gefaßte Mei
nung nicht einer neuerliche:g. Uberprüfung 
unterziehen will, die Meinung nämlich, die 
Pyhrn Autobahn im Bereich Graz mitten durch 
verbautes Stadtgebiet zu führen. 

Meine steirischen Kollegen werden das 
sicherlich wissen. Es sind vier Bezirke betrof
fen: Gösting, Eggenberg, Straßgang und 
Wetzelsdorf. Man schätzt, daß 1 5.000 bis 
20.000 Menschen unmittelbar davon betroffen 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
auch noch ein paar Worte in diesem Zu
sammenhang - es geht ja um die Pyhrn Auto
bahn beziehungsweise um ein Teilstück der 
Pyhrn Autobahn, und zu dem Fragenkomplex 
wurde auch schon vom ersten Redner Stellung 
genommen - zur Trassenführung im Raume 
Graz sagen. Es ist das eine StreHfrage ,gewor- sind. Man will in der Nähe der vorgesehenen 

den, weil durch Beschlüsse des Grazer Trasse das neue Unfal1krankenlhaus bauen, und 

Gemeindemtes und auch ,auf Grund von Mei- wir wissen auch, daß das Gmzer Becken -

oder das werden mir auch meine steirischen Kolnungsäußerungen des Landes mehr 
weniger die vorgesehene Trasse anscheinend legen bestätigen - von Haus aus von der 

auch schon vom Bundesministerium genehmigt Natur nicht begünstigt ist. Das heißt, man 

wurde. braucht nur von der Ries nach Graz hinein

In diesem Zusammenhang möchte ich an 
den Herrn Bautenminister - er ist nicht da, 
aber vielleicht kann man ihm das ausrichten 
(Bundesminister Dr. S t a  r i b a c h  e r: Ich 
werde das machen!); ja bitte, Herr Minister -
eine Frage stellen; es wurde diese Frage, der 
sicherlich auch einige politische Bedeutung zu
kommt, anläßlich des Nationalratswahl
kampfes in Graz neuerlich zur Diskussion 
gestellt. Der Herr Bautenminister hat in die
sem Zusammenhang eine Erklärung abge
geben, die darauf schließen läßt, daß man 
diese Frage neuerlich prüfen wird, eine Frage, 
die, wie wir glauben, auch ülberprüftwerden 
müßte. 

zufahren, um zu sehen, welche Dunstglocke 
über Graz liegt, weil die Luft in diesem 
Becken wenig beweglich ist. Es ist daher ein
fach unverständlich, daß man eine Autobahn, 
die nicht nur dem Quell- und Z.ielverkehr, 
sondern in erster Linie dem Fernverkehr 
dienen soll, mitten durch Graz ziehen will. 
Hier sind die Dinge noch nicht ausgereift, und 
wir glauben, daß man diese Frage neuerlich 
einer Uberprüfung unterziehen muß. 

Zum Gesetz selbst - ich habe e,s bereits 
gesagt - unser Ja. Wir hoffen nur, daß der 
Ausbau der Schnellstraße, nicht nur der Pyhrn 
Autobahn in dem Teilabschnitt Gleinalm
Autobahn, sondern auch in dem anderen Ab
schnitt Bruck-Graz, zügig vorangeht, damit 

In diesem Zusammenhang gleich noch wir nicht in den Jahren 1 975 bis 1 980 das 
etwas, damit hier keine Legendenbildung ent- angekündigte Chaos erle1den. Ich glaube, es 
steht. Es galb auch eine Diskussion darüber, gibt fast keinen neural.gischeren Punkt einer 
daß diese Trassenführung im Bereich Graz Straßenmisere, wie es das angezogene Gebiet 
bereits in dem von uns gemeinsam beschlos- ist. Deshalb ja mit der Bitte um Tempo an alle 
senen Bundesstraßen.gesetz verankert ist. Ich ver,antwortlichen Stellen. (Beifall bei der 
möchte nun an beide Fraktionen die Bitte und FPtJ.) 
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Präsident Probst: Der Ab änderungs antrag Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
der Abgeordneten Meißl, Dr. Schmidt und Jungwirth. Ich bitte ,ihn, zum Gegenstand zu 
Genossen ist genügend unterstützt und steht berichten. 
somit ,in Verhandlung. 

Zur Debatte ist niemand mehr gemeldet. 
Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr 
Schlußwort. 

Berichterstatter wünscht das 

Berichterstatter Troll (Schlußwort) : Dem 

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsidentl 
Hdhes Haus! Namens des Finanz- und Budget
ausschusses bericbte ich über die Regierungs
vorlage 7 der Beilagen, Bundesgesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Abgaben-
rechtes. 

Antrag der AbgeOIdneten MeißI, Schmidt und Der genannte, von der Bundesregierung 
Genossen trete ich als Berichterstatter nicht am 10. November 1 97 1  im Nationalrat ein
bei. gebrachte Gesetzentwurf sieht eine unbefri-

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr stete Verlängerung des Art. IV des Bundes-

zur A b s t i m  m u n g. gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Abgabenrechtes und des Familienlasten-

Die Abgeordneten MeißI und Genossen ausgleiches, BGBl. Nr. 302/1 968, vor, was die 
haben beantragt, § 5 Abs. 7 des Gesetzent- Beibehaltung der Sonderabgabe von alkoholi
wurfes zu streichen. Ich werde daher getrennt schen Getränken und die weitere Nicht
abstimmen lassen. erhebung der Weinsteuer auf unbestimmte 

Ich bitte zunächst jene Damen und Herren, Zeit bedeutet. 
die den §§  1 bis 5 Absätze 1 bis 6 
in der Fassung der Regierungsvorlage zustim
men, sich von den Sitzen zu erheben. 
Danke. Das ist einstimmig angenommen. 

Hinsichtlich des Absatzes 7 des § 5 ist 
Streichung beantragt worden. Ich kann nur 
positiv abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
§ 5 Abs. 7 in der Fassung der Regierungs
vorlage zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
Damit ist der Streichungsantrag gefallen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
der Vorlage sowie über Titel und Eingang 
des Gesetzentwurfes abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu
stimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist einstimmig. Damit 
ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Gesetzentwurf am 24. November 1971  der 
Vorberatung unterzogen und nach einer De
batte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Hietl, Lane, Dr. Schmidt, 
Dr. Koren, Dipl.-Ing. Tschida sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androseh 
beteiligten, teils einstimmig, teils mehrstim
mig, unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (7 der Beilagen) die ver
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Weiters wurde ich ermächtigt, dem Hohen 
Hause den Antrag zu unterbreiten, falls V/ort
meldungen vorliegen, General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem durch
zuführen. Wird ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Wir werden also General
und Spezialdebatte unter einem durchführen. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 

vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung- ihre Zustimmung erteilen, sich von den Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist e i n- gemeldet hat sich als erster der Herr Abge
s t i m  m i  g. Der Gesetzentwurf ist somit auch ordnete Hietl. Er hat das Wort. 
in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage (7 der 
Beilagen): Bundesgesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Abgabenrechtes (52 der Bei-

lagen) 

Abgeordneter Hietl (OVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als im Jahre 1968 
eine merkliche Rezession unserer Wirtschaft 
eintrat, sah sich die damaLige monocolore 
Regierung veranlaßt, um diesen Gegeben
heiten nicht nur Rechnung zu tragen, sondern 
ihrer auch Herr zu werden, Maßnahmen zu 

Präsident Probst: Wir gelangen zum treffen, die zweifelsohne nicht populär, aber 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz notwendig waren. Und wie sich zeigte, konnte 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Ab- man damit auch wirtschaftliche Erfolge errin-
gabenrechtes. gen. 
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HieH 

Da sim diese Regierung bewußt war, daß 32.000 Betriebe, das sind rund die Hälfte der 

ihre M,aßnahmen einen Auftrieb unserer Wirt- gesamten Weinbaubetriebe, ha'ben in ihrer 

schaft bringen werden, hat sie auch die ein- Wirtsmaftsform rund 25 Prozent Weinbau. 

geführten Sondersteuern befristet. Diese Be- Ebenso viele Betriebe, also 50 Prozent, hal?en 

fristung für die Alkoholsonderabgabe sollte wiederum nur eine reduzierte landwirtschaft

mit 3 1 .  Dezember dieses Jahres enden. liehe Nutzfläche von unter 5 ha. Wenn es 

Nun trat aber ein plötzlicher Gesinnungs
wandel bei der sozi'alistischen Regierung ein, 
indem sie ihr großes Geschrei vom Juni 1 968 
vollkommen vergaß und eine Wiederein
führung der Alkoholsonde�abgabe, noch dazu 
unbefristet, mit verschärften Maßnahmen und 
vor allem verbunden mit Mehrarbeit für die 
Weinproduzenten, in Form einer Regierungs
vorlage dem Hohen Hause zur Beschlußfas
sung vorlegte. 

Darf ich vorerst einmal zur Vorgangsweise 
d er sozialistischen Regierung Stellung bezie
hen. Das Bundeskanzleramt hat mit Rund
schreiben Zl. 44.863-2 ,anO eine grundsätzliche 
Erklärung abgegeben, daß allen Regierungs
vorlagen eine mindestens sechswöchig,e Be
gutamtungsfrist einzuräumen ist. Und wie 
sieht das in der gegenwärtigen Form aus? 
Am 8. November wurde die Regierungs
vorlage über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Abgabenrechtes, 7 der Beilagen, der Präsi
dentenkonferenz zugeleitet, mit dem Hinweis, 
daß eine Stellungnahme bis spätestens 
1 2 .  November abzugeben ,ist. Obwohl also 
nur eine Frist von vier Tagen zur Verfügung 
stand, hielt man nicht einmal diese ein, son
dern hat dieselbe Regierungsvorlage bereits 
am 1 0. November, also ' zwei Tage vor Ende 
der Begutachtung, im P,arlament eingebracht. 
Es handelt sich hier einwandfrei um einen 
eklatanten Verstoß gegen die bisherigen 
Praktiken j edes Parlamentarismus. Ich will 
hier nichts unterstellen, doch taucht auf Grund 
der Tatsachen der Gedanke auf, daß das 
Bundesministerium für Finanzen schon bei 
Versendung des Entwurfes nicht die Absicht 
hatte, ein echtes Begutachtungsverfahren 
durchzuführen. 

Nun einige Gedanken zur Weinbaustruktur 
in Osterreich überhaupt. Wenn ich dies mit 
eInIgen Zahlen als IBeweisführung unter
streiche, dann deshalb, weil im der Meinung 
bin, daß man sich in der soz'ialistischen Regie
rung sowie in ihrer Parlaments fraktion bisher 
sehr wenig mit diesem Berufsstand beschäftigt 
hat, sonst könnte man nicht befristete Gesetze 
willkürlich verlängern beziehungsweise sie 
wiedereinführen. Wenn allein in den letzten 
fünf Jahren 9 Prozent der österreichi-smen 
Weinbaubetriebe ihre Existenz aufgaben und 
sich anderen Beschäftigungsmöglichkeiten zu
wandten, dann sagt d i e� all eine, daß sich im 
Weinbau das Geld nicht so leicht verdienen 
läßt, wie vielleicht oft angenommen wird. 

überhaupt nur 7 Prozent der Weinbauwirt
schaften gibt, die einen Gesamtbetrieb von 
über 20 ha führen, dann zeigt dies deutlich, 
daß es sich in der Hauptsache um Klein- und 
Kleinstbetriebe handelt, die sehr oft nur ein 
sehr karges Einkommen erzielen und sich nur 
durch Spezialisierung und überbetriebliche 
Zusammenarbeit erhalten können. 

Es hat den Anschein, als wäre diese Regie
rung an der Existenz dteser Zehntausenden 
Betriebe nicht interessiert. Man will also die 
sich ohnedies bereits abzeichnende Abwan
derung der vielen kleinen Betriebe mit Nach
druck betreiben. Allein 20 Prozent der 
Betriebsführer sind älter als 60 Jahre. 

Dies, meine Damen und Herren, muß doch 
zu denken geben! Wenn Sie ehrlich sind, 
müssen Sie doch zugeben, daß man hier 
neuerlich einen Berufsstand belastet, der ohne
dies mit der höchsten Besteuerung in ganz 
Europa gesegnet ist und ohnedies bereits sein 
Scherflein zur Gesundung unserer Wirtschaft 
in den vergangenen Jahren beigetragen hat, 
als es galt, eine eingetretene Rezession 
unserer Wirtschaft zu bewältigen. 

Man wird vielleicht j etzt versuchen einzu
wenden, der Weinpreis sei ohnedies im Stei
gen begriffen, daher sei eine neuerliche 
Sonderbesteuerung ohne weiteres zu ver
kraften. Lassen Sie mich auch dazu einige 
Aufklärungen aus meiner langjährigen Praxis 
geben, die mit falschen Vorstellungen und 
Informationen aufräumen sollen. (Der 
P r ä  s j d e n  t übernimmt den Vorsitz.) 

Aus den Aufzeichnungen vieler kl'einer und 
mittlerer Betriebe sowie Genossenschaften 
geht e indeutig hervor, daß sich seit dem Jahre 
1950 der Weinpreis nicht wesentlich ver
änderte. Wohl ist in Jahren mit 'größeren 
Ernten eine Preisreduzierung eingetreten, die 
sich in smwächeren Emtejahren wieder nor
malisierte, doch im langj ährigen Schnitt war 
ein konstanter Preis. Das heißt, daß es voll
kommen falsch ist, wenn man j etzt argumen
tiert : der Weinpreis ist gegenüber dem Vor
j ahr im Ansteigen und daher ist eine Besteu
erung erträglich, denn das Einkommen ist ja 
dadurch nicht mehr geworden. Im Gegenteil, 
eine qualitativ gute Ernte ist in der Regel 
eine mengenmäßig kleine Ernte, und daher 
sind höhere Preise noch lange kein höheres 
Einkommen. 

Für alle j ene, die daran noch zweifeln 
wollen, eine einfache Rechnung : Ein Hektar-
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Hlell 
ertrag von 60 hl bei großen Ernten mit einem 
Faßweinpreis von 4 S pro Liter, wie er im 
heurigen Frühjahr und Sommer gehandelt 
wurde, ergibt pro Hektar ein Bruttoein
kommen von 24.000 S. Ein Hektarertrag von 
30 hl bei geringeren Ernten, wie er in diesem 
Jahr angenommen wird, bei einem Literpreis 
von im Durchschnitt 7 S ergibt ein Brutto
einkommen von 2 1 .000 S pro Hektar. Das 
Argument des Herrn Finanzministers, ein 
steigender Preis gibt den Beweis ,  daß die 
Sonderabgabe der Konsument bezahlt, geht 
also vollkommen ins Leere. 

Weil ich schon beim Einkommen der Wein-
baufamilien bin, auch dazu noch ein Satz : 
Die durchschnittliche Fläche eines Weinbau
betriebes liegt bei 2 ha. Das heißt, das Ein
kommen einer Familie, die sich mit dem Wein
bau beschäftigt, liegt zwischen 42.000 und 
48.000 S im Jahr oder zwisrnen 21 .000 bis 
24.000 S je Arbeitskraft. 

Nun eine bescheidene Frage an die Ver-
treter aller anderen Berufsstände in diesem 
Hause : Sind Sie der Meinung, daß Ihre Berufs
angehörigen mit einem solchen Einkommen 
zufrieden wären? Den Herrn Abgeordneten 
Haas - ich sehe ihn leider im Moment nimt 
im Hause - muß im fragen, ob er noch an 
seiner Äußerung, die er anläß1ich der Debatte 
zur Regierungserklärung in einem Zwisrnen
ruf von sich gab : "Den Bauern ist es noch 
nie so gut gegangen wie heute ! " ,  festhält. 
Wenn j a, dann lade ich den Herrn Bürger
meister Abgeordneten Haas gerne ein, nur 
zwei Wochen, egal, zu welcher Jahreszeit, 
meinetwegen im August, in meinem Betrieb 
Beschäftigung zu surnen. Er wird sirnerlich 
dabei Zeit finden, seine provozierenden 
Äußerungen bei händischer Arbeit sehr nach
denklich unter glutheißer Sonne auf sich er
wärmenden steinigen Böden in passendere 
Worte umzuformulieren. (Heiterkeit bei der 
SPO.) Meine Damen und :Herren, lächeln Sie 
nur darüber. Sie haben sicherlich noch nie die 
Gelegenheit dazu wahrgenommen. (Zustim
mung bei der OVP. - Abg. P e t  e r: Früher 
haben nur immer die Roten von den arbei
tenden Menschen gesprochen!) 

Hohes Haus ! Wenn die Mehrheitsfraktion 
dieser Gesetzesvorlage heute zustimmt, dann 
ladet sie damit j ene Vemntwortung auf sich, 
die österreichischen Weinbauern derart zu 
belasten, daß sie einmal resignieren müßten 
und die Flucht von ihren Höfen ergreifen, weil 
ihnen ihre Betriebe durch Ihre sozialistische 
Steuerpolitik nicht mehr das Einkommen 
liefern, das zum Lebensunterhalt ihrer Fami
lien notwendig wäre. 

Wie sagte doch der Herr Abgeordnete 
Pfeifer am 26. Juni 1 968 in diesem Hause? 

Ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsi
denten wörthch: "Wir" - so sagte Pfeifer -
"haben im Niederösterreich-Plan festgestellt, 
daß ein Viertel der niederösterreichischen 
Landwirte ein monatHches Einkommen unter 
1250 S hat. " Herr Abgeordneter Pfeifer! Stehen 
Sie heute noch zu dieser Feststellung, dann 
beweisen Sie uns in der Abstimmung über 
diese Gesetzesvorlage, daß Sie dem Weinbau 
und nicht einer weinbaufeindlichen Partei 
dienen wollen. 

Herr Abgeordneter Pfeifer! Sie sagten 
weiter : " . . .  über 80.000 meist kleinbäuerliche 
Familienbetriebe in Osterreich vom Weinbau 
leben und seit 1 5  Jahren nachweisbar ihre 
Erzeugnisse zu praktisch gleichbleibenden 
Preisen verkaufen müssen, nicht zuletzt des
halb, weil das Produkt Wein vom Staat . . .  
viel zu hoch besteuert wOI1den list." Herr 
Finanzminister I Ihr Weinbauexperte sprach 
diese Worte, und ich nehme an, Sie glauben 
nicht einmal dar an. 

Ja er sagte weiter: "Der Wein ist . . .  mit 
zirka 7 bis 8 S je Liter nach Qualität und 
Verkaufspreis mit Steuern und Abgaben 
belastet ; das sind zirka 1 00 bis 1 20 Prozent 
vom Produzentenpreis . . .  Herr Finanzmimster! 
Ich muß sagen, hier hat lJhr Herr KoHege 
Pfeifer reCht, denn der Prozentsatz ist zum 
Großteil noch größer. Also handeln Sie doch 
nach den Wortlen Ihres FraktionskoHegen! 

Herr Kollege Pfeifer hat recht, wenn er 
sagt, diese Sonderabgabe ist unwirtschaftHm 
und politisch unvertretbar, und ich warne 
genauso wie damals Kollege Pfeifer vor den 
ruinösen Auswirkungen di'eser Maßnahme für 
die gesamte Weinwirtsmaft. Ich hoffe nur, 
daß ,Ihnen noch in dieser Stunde hewußt wird, 
daß Sie danach handeln sollen und daß Sie 
jene Srneuklappen beiseiteschieben, die Sie 
daran hindern, die österreichische Weinwirt
schaft, die e,inen nicht unbedeutenden Einfluß 
auf den Fremdenverkehr ausübt, vor dem 
Ruin zu schützen. 

Ich möchte aber hier auch noch auf eines 
hinweisen. Als wir von der Osterreichischen 
Volkspartei bereits im Vorjahr davon 
sprachen, die Sonderabgabe auf Grund des bis 
dahin bereits eingehobenen Betrages, der bis 
1971 präliminiert war und schon vorzeitig 
eingegangen ist, aufzuheben, kam die Frei
heitliche Partei plötzlich mit dem Gedanken, 
nicht die Sonderabgabe, sondern die Wein
steuer auszusetzen. Ich habe im Vorjahr hier 
erklärt, wir weinen der Weinsteuer nirnt nach, 
aber diese Lösung kann uns, Herr Abgeord
neter Peter, nicht befriedigen, denn sie könnte 
zum Bumerang werden. Nun ist er da. Denn 
es wird wohl die Weinsteuer in finanzieller 
Hinsicht ausgesetzt, j ene Weinsteuer, die 
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HieU 

ohnedies nicht immer dem kleinen Weinhauer 
zugute kommt, aber die Wiedereinführung der 
Sonderabgabe bringt nun erhebliche Mehr
arbeit für die Produzenten. Denn j ene Auf
zeichnungen, die früher die Weinsteuer
kommission führte, hat nun j eder Wein
produzent selbst zu erledigen, und gerade das 
wollten Ihre Berater, meine Herren Abgeord
neten von der Freiheitlichen Partei - ich bin 
darüber sehr gut informiert -, nicht. Sie 
wurden also,  wie i ch  schon im Vorjahr hier 
erwähnte und genau wußte, zu schlechten 
Beratern. 

Ich muß Ihnen schon empfehlen, meine 
Herren, bei der Behandlung solcher Materien 
etwas vorsichtiger zu agieren und die Mei
nung echter Praktiker einzuholen. (Abg. 
P e t  e r: Aber Ihre brauchen wir nicht, wir 
haben schon eigene Praktiker!) Diese heutige 
Debatte wäre überflüssig, wenn Sie uns im 
Vorjahr Ihre Unterstützung gegeben hätten 
und nicht die Wahlrechtsreform - so war 
es - dem Weinbau vorgezogen hätten. 

Abschließend darf ich Ihnen, meine Damen 
und Herren, einen Abänderungsantrag zur 
Kenntnis bringen, der im Interesse der kleinen 
Weinhauer eingebracht wird und zur Folge 
haben soll, daß gerade die am ärgsten gefähr
deten Betriebe durch eine angemessene Frei
grenze etwas entlastet werden. Da ohnedies im 
Jahre 1 97 1  allein 1 25 Millionen Schilling Son
derClibgabe 'Zur Bedeckung anderer Budget
posten im 2. Budgetüberschreitungsgeset'z ver
wendet wurden, wird unser Antrag lediglich 
1 0  bis 15 MiHionen Schilling im Jahre 1 972 
beanspruchen, sodaß keine budgetären Schwie
rigkeiten dadurch ,auftreten werden. 

Ich darf Ihnen diesen Abänderungsantrag 
zur Kenntnis bringen: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Hietl, Dipl.-Ing. Tschida 
und Genossen zur Regierungsvorlage, 7 der 
Beilagen, betreffend ein Bundesgesetz über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Abgaben
rechtes. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1 .  Im Artikel I der Regierungsvorlage ist 
nach Ziffer 2 folgende neue Ziffer 3 ein
zufügen :  

, ,3. Dem § 1 2  ist folgender Absatz 4 anzu
fügen : 

, (4) Vor Bemessung der Sonderabgabe 
bleibt bei Lieferungen im Rahmen von land
wirtschaftlich'en Betrieben ,ein Betrag von 
10.000 S je angefangenes Hektar der selbst
bewirtschafteten weinbaulich genutzten 
Fläche, höchstens j edoch ein Betrag von 
30.000 S j ährlich, außer Ansatz.' . .  

2. Im Artikel I erhält die bisherige Z. , ,3" 
die neue Bezeichnung Z. , ,4" . 

Ich darf einen weiteren Antrag der Abgeord
neten Hietl und Genossen zur Kenntnis 
bringen: Die unterfertigten Abgeordneten 
beantragen gemäß § 63 Abs. 6 Geschäfts
ordnungsgesetz, bei Punkt 2 der Tagesord
nung : Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (7 der 
Beilagen) betreffend ein Bundesgesetz über 
Maßnahmen auf dem Gßlbiete des Abgaben
rechtes, über den Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Hietl, Dipl.-Ing. Tscb.ida und 
Genossen sowie über den Artikel II eine 
getrennte Abstimmung durchzuführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, daß, da erwiesen ist, daß jährlich 
immer mehr Mittel an Sonderabgabe eingehen, 
als präliminiert werden, diese Mehrmittel 
nicht für andere Zwecke verwendet werden 
sollen, sondern jene Mittel, die vom Weinbau 
bezahlt werden, auch dem Weinbau rück.
fließen sollen. (Beifall bei der nvp.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag ist 
genügend unterstützt. Er steht somit in Ver
handlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Ortner. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ortner (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Sehr geschätzte Damen und Her
ren! Wir behandeln heute die Regiemngsvor
lage 7 der Beilagen und beschließen über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Ahgalben
rechtes.  PräJziser ausgedrückt !geht es um die 
unbefristete Verlängerung der SondeTaibgahe 
für alkoholische Getränke. 

Sicherlich ist es sehr opportun, propagan
distisch und vielleicht auch politisch - das 
kann man nicht beurteilen, aber vielleicht auch 
das - sehr wirksam, wenn man nun hinaus
geht und sagt : "Lieber Osterreicherl Liebe 
Osterreicherinl .Lieber Wählerl Seiht her, wir 
!hätten die Steuer abgeschafft, wenn nicht die 
Regierungspartei es verhindert hätte !: '  

Mir persönlich erscheint es als eine sehr 
gute Definition des Begriffes, was Steuern 
überhaupt sind - sie stammt nicht von mir -, 
denn sie drückt vielleicht die Iganze Problema
tik arus, die darin inbegriffen ist, wenn man 
sagt : Steuern sind nun einmal Leistungen, für 
die es keine unmittelbaren, für den einzelnen 
spürbaren Gegenleistungen gibt. Darum 
empfindet sie der einzelne so drückend. Das 
gilt sicherlich nicht nur für uns und für Oster
reich, sondern das gilt in der ganzen Welt. 
Bekäme der Steuerzahlende für seine Leistung 
unmittelbar irgend etwas - ich nenne j etzt 
nur eine Einrichtung oder ein Auto -, so 
würde j eder gerne Steuer zahlen. Die Bela-
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stung durch Steuern ist eben an und für sich 
vorhanden. Aber ich bitte in diesem Zusam
menhang auch zu berücksichtigen, daß es ein 
gesellschaftliches Zusammenleben ohne Steu
ern und Abgaben und Gebühren ganz einfach 
nicht geben kann. 

Nun darf ich auf das zurückblenden, was 
der Kollege Hietl ausgeführt hat. Ich bitte in 
bezug auf das, was am 26. und am 27. Juni 
1 968 gesagt wurde, als in zweitägiger Rede
schlacht hier darüber befunden wurde, was 
damals die monocolore OVP-Regierung als 
Neueinführung präsentiert hat, nachzulesen. 
Ich habe mich der Mühe unterzogen und das 
genau getan. Es wurde an keiner Stelle - mit 
Ausnahme von einigen kleinen Passagen in 
bezug auf Wein und Weinsteuer , aber sonst 
von keinem der Sprecher, weder von einem 
der FPO noch von einern der SPO und selbst
verständlich von Ihnen überhaupt nicht, denn 
Sie haben das ja eingebracht, das war ja 
klar - die Sonderalbgabe für alkoholische 
Getränke als besonders drückend empfunden 
oder als nicht einführbar dargestellt. Bitte das 
ganz genau nachzulesen ! Wenn etwas in die
ser Richtung gesagt wurde, dann hat sich das 
im großen und 'ganzen immer auf den Wein 
bezogen. (Abg. P e t e I : Sie haben kein HeIZ 
für WeintrinkeI! - Abg. Dipl.-lng. T s c  h i d a: 
Lesen Sie das Protokoll über die Rede des 
Abgeordneten Pfeifer!) Ich habe alle Proto
kolle gelesen. nas können Sie mir nicht sa.gen, 
Kollege Tschida l Sie halben das auch im 
Finanzausschuß als das Hauptproblem gese
hen. (Abg. 0 f e n b ö e  k: Zitieren Sie Pfeifer!) 

Nun darf ich noch etwas sa.gen: Diese Son
derabgabe ist doch nicht eine Erfindung oder 
Einführung der Re,gierungspartei, sondern Sie 
sind doch damals das Opfer Ihrer eigenen 
Wahlverspredlen vom Jahre 1966 .geworden, 
und :zwar ganz einfach deswegen, weil Sie 
den Osterr.eichern versprochen haben : "Wir 
werden die Steuern reduzieren und senken! "  
D a s  haben Sie 1 967 dann auch gemacht, sicher
lich !haben Sie das gemacht. Dann ist Ihnen 
aber die Angst vor der eigenen Courillge 
gekommen. Denn damit war ein Steuerausfall 
von rund 3,2 Milliarden Schilling verbunden, 
und Sie mußten zur Reparatur antreten. Natür
lich mußten Sie das tun; was hätten Sie sonst 
tun sollen? Da'gegen haben sich FPO wie SPO 
damals ausgesprochen, nämlich gegen das 
gesamte Paket dieser Belastungen, ,das Sie 
damals dem österreichischen Volk präsentiert 
haben. Diligegen wurde hier heftig remon
striert - nicht so sehr ,gegen die Sonder
abgabe auf alkoholische Getränke. Es hat sich 
um eine Belastung von 6 Milliarden Schilling 
gehandelt. Ich gebe Ihnen auch zu, daß es in 
gewissen Bereichen irgendwo eine Notwen
digkeit war, aber Sie haben den Osterreichern 

1 966 versprochen, daß Sie die Steuern senken 
werden. 

Nun darf ich eine grundsätzliche persönliche 
Betrachtung aus der Erfahrung heraus anschlie
ßen, die wir jetzt im Finanzausschuß, gerade 
als wir die Vorlage zur unbefristeten Ver
längerung der Sonderabgabe behandelt haben, 
gemacht haben. Es ging um die große Smge 
um die Weinbauern. Es ging berechtigterweise 
darum, denn es steht fest, daß sich der Pro
duzentenpreis nicht wesentlich oder nur 
unwesentlich erhöht hat, der Konsumenten
preis allerdings ganz bedeutend. Aber nie
mand hat auch nur ein Wort darüber verloren, 
daß es auch Konsumenten. gibt, die diese Son
derabgabe bezahlen. 

Wenn wir - das sage ich rein hypothe
tisch - diese Sonderabgabe nach Ihren Vor
stellung·en ·auslaufen lassen könnten, würde 
das bedeuten, daß ein Steuemusfall in der 
Summe von rund 1 ,3 Milliarden Schilling ein
treten würde. Bei partnerschaftlichem Steuer
verbund, der besteht und der Ihnen auch 
bekannt ist, meine Damen und Herren von der 
Volkspartei, würde das umgerechnet für die 
Länder einen Steuerausfall von 220 Millionen 
Schilling und für die Gemeinden ebenfalls 
einen solchen von 220 Millionen Schilling 
bedeuten, wenn Sie berücksichtigen, daß 
jeweils die Gemeinden wie auch die Länder 
mit je 17 Prozent an dieser Sonderabgabe für 
alkoholische Getränke mitpartizipieren. 

Niemand hat aber im Finanzausschuß auch 
nur ein Wort darüber verloren : Welches 
Äquivalent geben wir den Ländern und den 
Gemeinden dafür? Es wird nicht mehr .gehen, 
sich das so billig zu machen, wie seinerzeit 
bei der Beschlußfassung über die Veränderung 
der land- und forstwirtschaftlichen Einheits
werte. Aber das ·wird nicht mehr Igehen; das 
muß ich Ihnen auch sagen. Natürlich ist die 
Situation einer Opposition, ihre Ver,antwor
tung und Verantwortlichkeit ganz anders gear
tet und gel'agert als die einer Regierungs
partei. Das müssen wir auch festhalten. Wir 
müssen uns eben über die Menschen, über die 
Wirtschaft, aber auch über die Staatsfinanzen 
und deren Entwicklung entscheidende Gedan
ken machen. Das können Sie sich, meine Her
ren, etwas erleichtern. Das gebe ich zu. 

Wir müssen bei einem etwaigen Entfall von 
1 ,3 Milliarden Schilling noch einbeziehen, was 
sich in den letzten Tagen an Wünschen bei 
den Beratungen der einzelnen Kapitel des 
Bundesvoranschlages für 1972 im Finanzaus
schuß kundgetan hat. Man muß das hier auch 
darstellen. Es wurden in allen Bereichen unse
res ges'ellschaftlichen Lebens Forderungen 
erhoben - vielleicht berechtigt. Es wurden 
mehr Schulen gefordert, bessere Amtsgebäude, 
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eine bessere Sozialpolitik, eine höhere Dotie
rung für das Bundeslheerj es wurden weiß 
Gott noch welche Forderung!en erhoben : mehr 
Mittel für die Wissenschaft, für die Forschung, 
für bessere Straßen. Das ginge in die Mil
liarden. Kein einziger hat aber gesagt, daß, 
wenn diese Vorstellungen in Erfüllung gehen 
könnten, wenn man nämlich in einem Atemzug 
die Steuern, Abgaben und Gebühren so senken 
könnte oder wollte, wie Sie das vorhaben, 
diese Schere immer weiter aUJs,einantderginge. 

Meine Herren! Für eine solche Politik der 
Uzitation ad infinitum können Sie doch die 
Sozialisten nicht gewinnen, können Sie doch 
eine Mehrheitspartei in diesem Hause nicht 
engagieren! Das müssen Sie doch verstehen, 
das ist doch einfach nicht möglich! (Beifall 
bei der SPO.) So geht es einfach nicht. 

Wir haben darüber hinaus erst gestern in 
einer dreiviertelstündi'gen AJbstimmung etwa 
30 Entschließungsanträge und etliche AJbände
rungsanträge vellwerfen müssen, weil damit 
auch wieder horrende Ausgaoben ohne j edwede 
BedeckJung verbunden g,ewesen wären. Es 
wäre selhr nett - wir gestehen das auch 
zu -, eine solche Politik m1 betreilben. Sie 
wird aber nicht honoriert. Bitte sich daran 
zurückzuerinnern: 'Sie wurde auch schon am 
1 0. Oktober 1 97 1  nicht honoriert. 

Wir sind nicht angestanden, der Bevölke
rung zu sagen, was wir von dem Konglomerat 
der 1 07 Vorstellungspunkte, die die Volks
partei unterbreitet hat, halten. Der Wähler 
- bitte das j etzt nicht einer Partei zuzuschie
ben - hat uns anscheinend besser verstanden 
als Sie. Wir haben daher auch in der Regie
rungserklärung so wie in der Budgetrede des 
Finanzministers . . .  (Abg. Dr. G r u b e  r: Wie
viel Punkte haben Sie von uns übernommen?) 
Herr Dr. Gruber, Sie sollIen nicht so schreien! 
Sie kommen aus Wels, wo Sie 1gerade eine 
Niederlage bei den Personalvertretungswah
len erlitten ha,ben. Das ist nicht so gut. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Und Sie insgesamt!) Das würde 
ich nicht sagen. Wir ,haben schon dem öster
reichischen Volk und den Wählern . . . (Abg. 
Dr. G r u b e r: So eine Präpotenz!) Alber, Herr 
Dr. Gruber! Wie Sie jetzt aus der Rolle -gefal
len sind, das war doch ganz unakademisch.  
Das hin ich von Ihnen ,gar nicht _gewohnt. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Dann kann ich nur wie
derholen, daß es eine Präpotenz ist, sich so 
aufzuspielen, wenn man die Wahl verloren 
hat!) 

Ich darf j etzt bitte weitergehen. Wir haben 
in der Regierungserklärung des Herrn Bundes
kanzlers vom 5. November dieses Jahres 
gehört :  "Wir haben uns nicht gescheut" -
so ist darinnen ausgeführt, ich darf mit Geneh
mi.gung des Herrn Präsi'denten zitieren -, "mit 

aller Deutlichkeit, im Bewußtsein unserer Ver
antwortung, vor dem 1 0. Oktober auszuspre
chen, daß an eine Verminderung oder den 
Wegfall von Steuern, will man sich nicht 
grober Täuschung schuldig machen, nicht zu 
denken ist." Diese Aufrichtigkeit in dieser 
Frage hat auch der österreichische Wähler zur 
Kenntnis genommen und honoriert. (Beifall bei 
der SPO.) 

In der Budgetrede des Bundesministers für 
Finanzen vom 1 2. November 1 97 1  wird dies
bezüglich ausgeführt :  

"Die Fortführung des IKonsoIidierungspro
z esses bei normaler Konjunkturentwicklung 
sowie die Finanzierung der großen Aufgaben 
im Bereich der Gemeinschaftseinrichtungen 
erlauben w eder den Wegfall von Steuern noch 
wesentliche Minderungen der Einnahmen. "  

Wenn nun, so wie der Bundesminister für 
Finanzen das dargestellt hat, in allen Berei
chen unseres gesellschaftlichen Lebens immer 
größere Ausgaben auch an den Staat heran
getragen werden, wir ,aber - ich bitte, uns 
das auch als Regierungspartei zu konzedie
ren - ein modernes Osterreich errichten 
möchten, dann werden Sie uns aber auch zuge
stehen, daß wir in dieser Frage, selbst wenn 
Sie es heute als eine Haltungsänderung 
betrachten, diesen Standpunkt einnehmen und 
selbstverständlich dieser Regierungsvorlage 
unsere Zustimmung geben. Na nicht, werden 
Sie sagen, das ist doch selbstverständlich. Weil 
wir auch, und das muß ich nochmals mit aller 
Deutlichkeit ,sagen, diesen Weg der Lizitation 
und den Weg, alles zu erübrigen . . .  (Abg. 
Dr. G r u  b e  r: Langsam wird es ein Kreisel!) 
Nein, das wird kein Kr-eisel, Herr Kollege 
Dr. Gmber. Nein! Ich brauche nicht so viel 
zu lesen oder mir eine Rede aufsetzen zu 
lassen, wie das manche von Ihnen tun. Ich 
halbe nur Stichworte hier, Herr Kollege Doktor 
Gruber. Und wenn ich etwas umblättere, geht 
das so weit, daß ich wieder etliche Minuten 
Ihre geschänze Aufmeflksamkeit in Anspruch 
nehmen ,könnte. Da brauchen Sie also keine 
AIligst zu haben, Herr Kollege GDuber. Dar
über brauchen Sie sich keine Sorgen !Zu 
machen, daß ich, weil ich frei rede, vieJ;leicht 
in Schwieri'gkeiten komme. Dann mache ich 
eben Schluß. (Heiterkeit bei der OVP.) Es ist 
mir aber lieber, Kollege Gruber, daß das,  was 
ich hier sage, von mir stammt, als hätte das 
irgendein beamteter Ministefi.alrat irgend
einem von Ihnen aufgesetzt. 

Und nun zu einer Frag,e, die Kollege Hietl 
angeschnitten hat, die demokratische Vor
,gangsweise beim Begutachtungs;verfahren. Der 
Herr Bundesminister für Finanzen hat hereits 
im Finanz- und Budgetausschuß dargestellt, 
daß die Situation so war : Entweder mit dieser 
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Regierungsvorlage rein terminmäßig nicht 
mehr ins Haus zu ;kommen oder die Begut
achtungsfrist einzuhalten. 

Darf ich aus den Stellungnahmen in der 
Begutachtung einige Äußerungen zu dieser 
Vorlage über die unbefristete Verlängerung 
der Sonderabgabe vielleicht zur Kenntnis brin
gen? Gegen die Verlängerung der Sonder
ahgabe haben sich nur ausgesprochen: die 
Bundeskammer der gewerhlichen Wirtschaft 
- dazu ,werde ich dann auch ein Wort 
sa,gen -. die Präsidentenlkonferenz der Land
wirtschaftskammern. das Amt der Niederöster
reichischen Landesregierung ; also diese drei. 
Keinen Einwand machten oder dafür aus,ge
sprochen halben sich :  die Steiermärkisdte Lan
desregierung. die Tiroler 'Landesregierung, das 
Bundesministerium für Verkehr, der Städte
bund. die Bundes'kammer der freien Berufe 
und so weiter. Insgesamt waren es 1 7. Ich 
erspare es mir, hier alle aufzuzählen. 

Die Steuern. die in Osterreidt bezahlt wer
den müssen - so konnten wir e s  bei den 
Beratungen im Finanz- und Budgetausschuß 
hören -. erdrücken ganz einf-ach Osterreidt. 
sie sind untragbar ,geworden. Niemand spricht 
aber davon, daß diese Sonderabgabe auf alko
holische Getränke ja der Letztkonsument ,zu 
bezahlen hat. 

Und j etzt eine rein !hypothetische Fra,ge : 
Glauben Sie, daß ir,gendwo. ganz ,gleich, in 
welchem Fremdenverkehrsland oder Fremden
verkehrsbetrieb. falls wir heute diese Sonder
ahgabe abschaffen würden. die Preise des
wegen nur um einen Cent herunterg,ellen wür
den? (Abg. M i  n k 0 w i t s c h :  Jawohl!) Ich 
sage Ihnen ganz ehrlich :  Daran glaube ich 
nicht I (Abg. M i  n k 0 w i t s c h :  Um Cents 
nicht, aber um Groschen und Schillinge!) Sie 
glaUJben es j a  wahrscheinlich auch nicht. Nein. 
um keinen Groschen ,gingen sie herunter. 

Ich ,halbe Leute in meiner Heimatstadt 
gefragt. die mir als Mitglieder und Angehörige 
der Bundeskammer der gewerblidten Wirt
schaft gesagt haben : Das ist j a  gar nicht mehr 
möglich. Es ist so eingespielt, daß wir nicht 
mehr mit den Preisen heruntergehen können. 

Ich würde den Damen und Herren der Oppo
sitionspartei empfehlen. ihre ganze Aufmerk
samkeit, die sie j etzt den Steuerfragen wid
men. doch einer anderen Frage. die mindestens 
ebenso dringlich und wichHg ist, zuzuwenden. 
(Ruf bei der OVP: Der Landesverteidigung!) 
o nein. denkien Sie doch daran, daß wir noch 
1mmer Tausende und Abertausende von Rent
nern und Pensionisten haben. die mit einem 
Mindesteinkommen leben müssen. !Das 'sind 
nämlich unsere Hauptsorgen. Desweg,en 
ha'ben wir das j a  auch in der Regierungserklä-

fUng an erste Stelle gesetzt. (Abg. M i n k 0-

w i t s c h: Die Leistungen müssen in gerechter 
Art und Weise aufgebracht werden! - Abg. 
P e t  e r: Für die Armen muß auch das Viertel 
Wein billiger werden!) 

Denken Sie aber auch dar an, daß es viele 
Hunderttausende Arbeiter. Angestellte und 
Beamte gibt, die ein sehr geringes Einkommen 
beziehen. Ich könnte Ihnen Beweise dafür 
bringen. Es gibt Arbeiter. die heute 20 S pro 
Stunde verdienen, es gibt Angestellte. die 
2000 oder 2500 S im Monat verdienen. es gibt 
Beamte. die 30 Dienstjahre haben - Beweise 
dafür kann ich Ihnen liefern; es handelt sich 
dabei etwa um mittlere C-Bearnte - und 
4600 S nach Hause tragen. 

Hier gäbe es ein weites 'Betätigungsfeld für 
Sie. Da könnten Sie sich so richtig mit uns 
treffen. 

Seien wir bitte obj ektiv: Wollen wir all 
die Aufgaben, die ich aufgezeigt habe, in der 
Zukunft erfüllen, dann dürfen Sie sich - das 
sage ich mit aller Deutlichkeit und bin mir 
dessen, was ich sage, voll bewußt - von 
einer kommenden Steuerreform zwar Korrek
turkosmetiken erwarten, aber glauben Sie 
nicht, daß das gesamte Paket einer Steuer
reform vielleicht in die Richtung geht, daß 
die Hauptsorge dem mittleren Progressions
bauch der Steuertabelle gilt. Glauben Sie nicht, 
daß eine soldte Gesamtsteuerreform - auch 
dann, wenn sie mit 1 .  Jänner 1 973 kommt -
mit einem Ausfall von Milliarden an Einnah
men für den Bund verbunden sein kann. Das 
ist doch einfach nicht möglich. Sie wissen das 
ja auch ganz genau. Allerdings tun Sie hier 
so - eine solche Politik müssen Sie als Oppo
sitionspartei machen -, als würden Sie alles 
geben. Hier wurde schon einmal gesagt : "Ich 
verkauf mei Gwand und fahr in Himmel! "  
Genauso machen Sie es hier, ,genau diese 
Politik Ibetreihen Sie hier. 

Sie und auch ,wir werden uns den Wählern 
wieder stellen müssen. Damit komme ich schon 
zum Schluß. Weil wir uns den Wählern wieder 
stellen und weil wir dann Rechenschaft und 
Bilanz darüber ablegen weIden, 'Was ,wir ver
sprochen. was wir eingehalten haben. weil 
aber auch Sie zu j enem Zeitpunkt auf'gerufen 
werden zu sagen, was Sie als Opposition 
gearbeitet beziehungsweise an konstruktiven 
Beiträgen geleistet haben, deswegen und aus 
den angeführten anderen Gründen ist es 
seLbstverständlich. daß die sozialistische Frak
tion der Regierungsvorlage die Zustimmung 
erteHt. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Zeillinger gemeldet. ICh erteile 
ihm das Wort. 

30 
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Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Ich darf an die letzten 
Worte des Sprechers der Regierungspartei 
anknüpfen. Er hat erklärt, es sei selbstver
ständlich, daß die sozialistische Fraktion der 
Verlängerung der Alkoholsondersteuer zu
stimmen werde. 

Herr Kollege! So se1bstverständlich, wie Sie 
das nun darstellen, ist es nicht. Zu dies'em 
Er.gebnis karn ich, als ich während Ihrer Rede 
im stenographi.schen Protokoll las. Ich muß 
sagen, daß ich die hier in diesem Raum prak
tizierte Akrobatik bewundere : Sie turnen sich 
ohne Seil und ohne Netz geschickt von einem 
Standpunkt zum anderen, von einem glühen
den Kontra vor drei Jahren zu einem heute 
ebenso selbstverständlichen Pro bei der glei
chen Gesetzesmaterie, von einem erbitterten 
Nein gegenüber der Regierung im Jahre 1 968 
- selbstverständlich ohne j ede Änderung -
zu einem Ja im Jahre 1 97 1 .  

Man hat einmal eine Änderung der 
Geschäftsordnung dieses Hauses etwa in der 
Richtung überlegt, daß auf der einen Seite 
die Opposition und auf der anderen Seite die 
Regierungspartei sitzen soll, daß also diejeni
gen, die pro stimmen, auf der einen Seite und 
diej enigen, die kontra stimmen, auf der ande
r·en Seite sitzen sollen. 

Meine Damen und Herren von den beiden 
anderen Parteien, von der SPO und von der 
OVP I I ch glaube, Sie würden "schwindlig" 
werden, so rasch müßten Sie nämlich von der 
Pro- zur Kontraseite laufen. 

Denn so wie Sie von der Volkspartei im 
Jahre 1 968 glÜlhend für dieses Gesetz einge
treten sind, so selbstverständlich si:nd Sie 
heute ,für die Abschaffung dieses Gesetzes, 
das Sie damals eingeführt haben. 

So wie Sie vün der SPO im Jahre 1 968 
sellbstverständlich gegen dieses Gesetz waren, 
so se,lbstverständlich treten Sie heute für die
ses Gesetz ein. Man wird also geradezu 
" schwindlig", 'Wenn man sich die Standpunkte 
der OVP und der SPO vergegenwärtigt. Ja 
das gelht sogar so weit, daß ich .gar nicht weiß, 
ob diej enigen, die ich gerade anschaue, noch 
pro oder schon kontra sind. (Heiterkeit.) Man 
muß also hier ständig auf Draht sein, um zu 
wissen, wie der gegenwärtige Standpunkt der 
OVP und der Sozialistischen Partei ist. 

Meine Damen und Herren I Sie hätten es 
sich im Grunde genommen doch viel einfacher 
machen können : Sie hätten doch die Reden 
austauschen können I Kollege Ortner hätte 
doch Iganz einfach nur die dies'bezügliche Rede 
eines OVP-Alhgeoroneten im Jahre 1 968 'hal
ten müssen, und Sie von der OVP hätten .ganz 
einfach die entsprechende Rede eines soziali-

stischen Abgeordneten a.us dem Jahre 1968 
verlesen müssen. So hätten Sie sich wesentlich 
leichter getan. 

Sie von der Volkspartei haben gar nicht 
gemerkt, daß Sie heute genau dasselbe gesagt 
haben, was die Sozialisten im Jahre 1968 
sagten. Andererseits haben die Sozi·alisten 
heute mit der größten Selbstverständlichkeit 
genau das gesagt, was sie im Jahre 1 968 an 
der OVP bekämpft haben und was damals 
die Volkspartei als ihren Standpunkt darge
legt hat. 

Ich möchte Sie gar nicht an aUe Einzelheiten 
erinnern. Aber seit wenigen Wochen befinden 
sich ja sehr viele neue Damen und Herren in 
diesem Hause. Sie werden das, was ich da im 
Zusammenhang mit der "Selbstverständlich
keit" der Ausführungen des Kollegen Drtner 
brachte, g,ar nicht glauben. Er legte dar, es sei 
selbstverständlich, daß die Sozialisten heute 
dafür seien. 

Die Sozialistische Partei ist ja etwas älter 
als die sozialistische Regierung. Es ist viel
leicht doch für die neuen Damen und Herren 
Abgeordneten interessant zu erfahren, wie 
die Sozialistische Partei in dieser Frage 
gedacht hat, zu el1fahren, daß sie noch vor 
drei Jahren glühend dagegen gekämpft hat. 
Ein Sprecher der Sozialistischen Partei hat 
hier er klärt : 

"Die Reaktion der Hotellerie und der Gast
wirte läßt doch nichts an Deutlichkeit zu wün
schen übrig, und auch der hartnäckigste 
Finanzminister und auch die selbstbewußteste 
Regierung sollten zur Kenntnis nehmen, daß 
diese Erbitterung der betroffenen Wirtschafts
treibenden sich nicht nur auf die neuerfundene 
Steuer" - gemeint ist die Alkoholsteuer -
"bezieht, sondern daß sie noch mehr Erbit
terung über die Form empfinden - und sie 
z·etgen diese !Erbitterung auch ganz deutlich -, 
wie sie nun neuerlich belastet werden und den 
unbezahlten Steuereinnehmer spielen sollen 
für die Bundesregierung oder besser gesagt 
für den Finanzminister." 

Das hat nicht die OVP gesagt, sondern da,s 
haben damaLs Sie, die Sozialisten, gesagt. 
Finanzminister war nämlich damals Koren. 

ALso Ihre Meinung richtet sich nicht j eweils 
nach der Materie, die hier zur Behandlung 
steht, sondern Ihre Meinung richtet sich nach 
dem Finanzminister, der sozusagen gerade 
oben steht. 

So wie Sie damaLs den Finanzminister 
wegen desselben Gesetzes glühend angegrif
fen haben, weil er es vertreten hat, genau so 
glühend verteidigen Sie von der Regierungs
fraktion heute den Finanzminister, weH er 
diese Sondersteuer weiter verlängern will. Der 
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einzige Untersdlied liegt darin, daß der 
Finanzminister, der damals die Steuer einge
führt und vertreten hat, Koren hieß und daß 
der Finanzminister, der sie heute vertritt, Ihr 
Finanzminister Androsch ist. 

Es heißt weiter : 

"Man könnte es aber auch so übersetzen: 

Sollte dies eine neue Art sein, unbezahlte 
Mita:rbeiter zu gewinnen . . .  " Wie richtig ist 
das, wieviel Verständnis ha'ben Sie damals für 
die österreichische Wirtschaft noch gehabt; 
mittlerweile haben Sie alber einen Wahlsieg 
und ·die absolute Mehrheit errungen, und alles 
ist über Bord ,gegangen. 

vorgeschlagenen Vereinfachung, und sie 
bestätigt umso mehr, daß das keine politische, 
sondern eine rein wirtschaftliche Uberlegung 
ist. . .  

Ich weiß nicht, was der Freie Wirtschafts
verband heute sagt. Ich glaube, Kollege Ort
ner, Sie haben ja heute nicht als Vertreter des 
Freien Wirtscbaftsverbandes gesprochen, son
dern Sie haben hier das Gesetz vertreten, das 
Ihr Chef hier im Hause eingebracht hat. Noch 
vermisse ich die Stimme des Freien Wirt
schaftsverbandes, die sich im Jahre 1 968 so 
laut in diesem Sa,ale erhoben hat und gegen 
dieses Gesetz zu Feld gezogen ist. 

Es wurde dann von den Sozialisten alles ins 
Der sozialistische Redner führte weiter aus : Treffen geführt, und es wurde auch der Wirt

"Dann allerdings, Herr Finanzminister, wären schaftsbund ziti'ert : 
Sie besser beraten gewesen, wenn Sie sich 
vorerst überlegt hätten, welcher Verwaltungs
aufwand sich hätte einsparen lassen. Hätten 
Sie sich doch vorher von den Pr,aktikern, also 
von den Wirtschaftstreibenden in der Hotel
lerie, im Gastgewerbe und im Handel beraten 
lassen und eine der von diesen Wirtsmafts
treibenden vorgeschlagene Form zur Kenntnis 
genommen". 

Damals haben Sie also nach dem Rat der 
Praktiker aus der Wirtschaft gerufen. Nun hat 
der Sprecher der Regierungspartei gesagt, daß 
diese Praktiker der Wirtschaft in dem etwas 
sehr merkwürdigen Begutachtungsverfahren 
- wobei das Gesetz schon eingebracht wurde, 
bevor das Begutachtungsverfahren überhaupt 
abgeschlossen war - Ihnen denselben Rat 
gegeben haben wie im Jahre 1 968. Herr Kol
lege Ortner! Damals hat sich die SozialisUsche 
Partei - es sprach Ihr Fraktionskollege Pich
ler - bei ihrer Ablehnung auf jene Stellung
nahme bezogen, auf die sich heute die Volks
partei bezieht. 

Wo ist also Ihr Wille, sich mit dem Stand
punkt der Praktiker ,zu beschäftig,en? 

Sie hahen damals zitiert, daß der sich mit 
der SPO sicherlich vepbunden Jülhlende Wirt
schaftsverlhand glühend ,geigen diese Koren
Sondersteuer ,zu Felde gezog,en ist. 

Man hat heute völlig darauf vergessen, das 
zu zitieren, was der der SPO nahestehende 
Wirtschaftsver.band ru dieser Sondersteuer 
gesagt :hat. Er erklärte :  

"Wenn sich die .freien Verbände des Wie
ner Gast-, Kaffee- und HoteLgewerbes in den 
Sofiensälen iZU einer Protestkundgebung trafen 
und einmütig, wie dies in der bereits ange
führten Zeitung ja auch zu lesen steht, die 
vorgesehene Art der Einhebung einer Sonder
aJbgabe auf alkoholische Getränke a'blehnten, 
so >bestätigt diese Aktion ,geradezu die Rich
tigkeit der vom Freien WirtschaftsveI1band 

"Ich frage die Herren Funktionäre der Kam
mern und des WirtschaftsbundesI Ich kann mir 
gut vorstellen, daß es peinlich ist, diese An
klage hier in diesem Hohen Hause hören zu 
müssen" - 'bitte jetzt keine Verwechslung, 
es handelte sich um die Anklage der SPO, und 
Sie waren die Angegriffenen; heute ist es 
umgekehrt, heute 'Vertreten Sie die Anklage 
gegen die SPO -, "ich kann es Ihnen aber 
nicht ersparen; im Geg'enteil, es muß einmal 
laut gesagt werden, auch für sehr vie,le Tau
sende andere Wirtsrnrut:streibende, die leider 
nicht Gelegenheit haben, Ihnen das in der 
Form zu sagen, die es aber gerne täten. Ich 
kann Sie dessen versichern, daß es eine ganze 
Menge von Gastwirten und Geschäftsleuten 
gibt, die gut in der Lage wären, dem Finanz
minister und der Regierung ihre Meinung über 
dieses Gesetz in unmißverständlicher Art zu 
sagen." 

So sprach die Sozialistische Partei in diesem 
Hause im Jahre 1 968 zu diesem Gesetz. 

"Oder" - fährt der Redner fort - "haben 
Sie den Zornschrei der Gewerbetreibenden, 
der j etzt durch ganz Osterreich geht, nicht 
hören können? Heute protestiert nicht nur die 
Sozialistische Partei, sondern heute protestiert 
ein ,ganZies Volk gegen Ihre ,Nach-uns-die
Sintflut-Politik' / wie sie heute schon einmal 
genannt wurde." 

Also 1m Jahre 1 968 hat nicht nur die SPO 
hier protestiert, sondern "ein ganzes Volk" . 

Ich glaube das, was der -Kollege Adi Pichler 
gesagt hat. Und Iheute machen Sie das, wo
gegen das ganze Volk protestiert hat. Da 
sieht man, wie sich die Charaktere und die 
Meinungen ändern, wenn man die absolute 
Mehrheit in einem Hause hat, vor 3 JaJhren 
j edoch ge,sagt hat, "das ganze Volk" ! Das 
halbe nirnt ich gesagt, Herr Hnanzminister, das 
hat Iihr Parteifreund und Genosse Pichler 
gesagt : Das ganze Volk protestiert lautstark 
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in Osterreich! Up.d heute ibeschließen Sie eine 
Verlängerung dieses Gesetzes, gegen das nach 
Ansicht der Süzialistischen Partei das gaIliZe 
Vülk in Osterreich prütestiert 'hat. 

Ich darf vielleicht vün dem anderen Redner 
noch ,einen Satz zitieren: 

"Die OVP-Regierung" - sagte der süziali
stische Sprecher - "macht nun einen neuen 
Anschlag - heziehungsw1eise nimmt si,e ,einen 
finanziellen Aderlaß vür -" - bitte, "Ader
laß sagte die süzialistische Fraktiün zu dem 
Gesetz, das Sie hier vorleg'en - "auf alle 
Weinhauer, Gastwirte, Weinhändler und ,alle 
j ene, die mit der Prüduktion und der Ver
maIiktung des Produktes Wein :ZIU tun haben. 
Sicherlich wird durch diese Maßnmme auch 
der Künsument izusätzlich belastet." 

Geigen die 'zusätzliche Belastung der Kün
sumenten hat 'sich damals der süzialistische 
Sprecher gewandt - die heutige Sozialisti
sche Partei, ,gestützt auf eine absülute Mehr
heit, hat ja nichts mehr gegen eine zusät�1iche 
Belastung der Konsumenten. 

"Die sügenannte Pülit�k für alle Osterrei
cher' , - sagte damal,s die SPO ,zur OVP -, 
"insbesündere die vün Ihrem Bauernbund sO' 
hüch gepriesene Agrarpülitik hat kläglich 
Schiffibruch erlitten." 

Ja, meine Herren, wer hat Jetzt Schiffbmch 
erlitten? Sie, die sich j etzt plötzlich, ohne eine 
Sekunde zu zö,gern, auf den Standpunkt der 
Vülkspartei 'stellen und genau das machen, 
was Sie bei der Vülkspartei �m Namen des 
gaIliZen Volkes verteufelt haben, wogegen Sie 
im Namen der Küns,umenten, die diese Bela
stungen auf sich nehmen müssen, Protest erhü
ben haben! 

Es war alber auch niemand Geringerer a,ls 
der Herr Vizekanzler Ing. Häuser, der sich 
damals zu Wort gemeldet hat - es war eine 
z,ehn- üder Zlwö},fstünldige Debatte - und ein
dringlich an das Haus appelliert Ihat. Viel
leicht ist ir,gend j emand So' nett und erinnert 
den Herrn Vi'zekanzler noch vür der AbsHm
mungo - Ich ,sehe, er ist im Saale. Sie sind im 
Jahr 1 968 glühend gegen diese Sondersteuer 
zu Felde gezogen, und zwar weil es bei Ihnen 
- und ich ,bin damals Ülber.zeugt gewesen, Sie 
haben mich damals überzeugt (Heiterkeit bei 
FPO und OVP) - eine Grundsatzfrag,e war. 
Ich hahe nachher ge sprüchen und gerne 
zitiert - auch den Herrn Vizekan:z.ler -, weil 
mir das immer tmpüniert, wenn jemand nicht 
irgendwie nur Tagespülitik macht, sündern 
auch aus grundsätzlicher Uberzeugung gegen 
etwas ist. Und Sie waren damals grundsätzlich 
dagegen: 

"Wir" - Süzialisten - "werden daher aus 
unserer GrundeinsteIlung, die Interessen der 

AI1beitnehmer ,2m vertreten, diese Gesetzes
vorlagen a:blehnen" - !ha'ben Sie damals 
gesagt. Ich weiß nicht, OIb Sie im J,ahre 1911  
die Arbeitnehmer nicht mehr vertreten. (Leb
hafte Heiterkeit bei FPO und OVP.) Ich weiß 
es nicht! Ich habe die !heutigen Zeitungen, Herr 
ViJzekanzler, noch nicht gelesen. (Anhaltende 
Heiterkeit und Beifall bei FPO und OVP. -
Abg. Ing. H ä u s e r: Nehmen Sie doch die 
Autosteuer!) Ja, ich neihme die .AJUtüsteuer 
sehr gerne, Herr Vizekanzler. Die Autosteuer, 
nehmen Sie zur Kenntnis, haben die Frei
heiHichen in schweren BU'dgetverihandlungen 
den Sozialisten abgerungen, und gemeinsam 
haben ,wir sie aJbgeschafft. (Abg. Ing. H ä u
s e  r: Billiger ist aber nichts geworden!) Herr 
Vi,zekanzler, ich werde ,auf das . . .  (Abg. Ing. 
H ä u s e r: Wer hat's eingesteckt, das Geld? 
Die Unternehmer! Und da geht es genauso!) 
Nach dem Mütto "Billiger wird es nicht !" kann 
man aUes, was schlecht ist, ,begründen. 

Ich darf nüch einmal sagen: Ich gehe j etzt 
gar nicht auf die Preispülitik ein, sündern mir 
hat nur impüniert, wie Sie damals Ihre Grund
sa1;zeinsteHung zum Abschluß Ihrer Rede depü
niert haben. Nach dem Satz war ja auch leb
hafter Beifall bei der Sozialistischen Partei. 
Das ist ja klar. - Wenn immerhin eine So' 
hüchgestellte Persönlichkeit in der Partei die 
GrundsatzeinsteIlung hier darlegt und sagt, 
weil Sie aus dieser GrundsatzeinsteHung die 
Interessen der Arbeitnehmer vertreten, sind 
Sie gegen dieses Gesetz, dann muß ich Sie 
fragen: Und heute sind Sie bei der gleichen 
GrundsatzeinsteIlung für dieses Gesetz ? (Abg. 
Ing. H ä u s e  r: Wir führen es nicht ein, wir 
setzen fürt! Das ist der Unterschied!) Herr 
Vizekanzler, wir leben ,in einem Rechtsstaat, 
und der sünst neben Ihnen sitzende Justiz
minister wird Sie belehren können, daß nich.t 
nur der :schuldig ist, der ,ein TIbel ,einführt, 
sündern auch der, der es fortsetzt. (Zustim
mung bei FPO und avp.) 

Me'ine Herren! So' wi,e Sie grundsätzlich im 
Namen der Arbeitnehmer gegen das Gesetz 
gestimmt haben, so stimmen Sie heute grund
sätzlich, weil Sie in dem Falle nicht mehr die 
Interessen der Künsumenten und Arbeitneh
mer vertreten, dafür. Ich woUte Sie nur, Herr 
Vizekanzler, weil Sie damals So' pathetisch 
waren, daran erinnern. 

Idl möchte nun nicht, um die Sache nicht zu 
sehr zu verlängern, an das eflinnern, was wir 
Fr,eiheitlichen gesagt haben. Wir Freiheit
lichen halben alsO' diesen Trapezakt nicht mit
gemacht, wir haben 1 968 gewarnt. Es ist alles 
eing,etreten. Alle j ene,  die geglaubt haben, 
wenn der Alkühül auf Grund der Sündersteuer 
teurer wird, wird wenig'er Alkohol verbraucht 
werden, haben Unrecht gehabt. Selbstvemtänd-
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lich ist nicht weniger Alkohol verbraucht wor
den. Immerhin sind es heute bere'its etwa 
1 ,2 oder 1 ,3 Milliarden, die aus dieser nun von 
den Sozialisten verlangten Sondersteuer ein
genommen werden. 

Aber, Herr Kollege Drtner, weil Sie gesagt 
haben, kein anderer Redner hat damals zu 
diesem Gesetz speziell gesprochen, darf ich 
Sie darauf aufmerksam mach'en, daß im steno
graphischen Protokoll vom 27. Juni 1968 auf 
Seite 8579, fortgesetzt auf 8580, also über ein
einhalb Seiten, Ider Abgeo�dnete Zeillinger als 
freiheitlicher Sprecher vehement aUe Argu
mente gegen die Sonderbesteuerung de's Alko
hols vorgebracht hat. Also bitte nicht falsch zu 
zitieren. Sie haben allerdings gesagt, Sie 
haben nichts gefunden. Da möchte ich sagen, 
da haben Sie wahrscheinlich schlecht gesucht, 
denn wir haben damals schon auf die Gefah
ren hingew1esen, die mit der Einführung und 
mit der Gewöhnung des Staatshaushaltes an 
solche Sondersteuern verbunden s ind : die 
Verwaltungserschwernisse sind enorm gewor
den - wir wissen es alle, weil alle damit 
Beschäftigten zu klag,en hahen -, die Kon
kurrenzfähigkeit unseres Fremdenverkehrs ist 
herabges,etzt. Meine Herren von der Regie
rungspartei ! Sie alle vergessen, daß wir in 
diesem Staate weitgehend vom Fremdenver
kehr leben und daß wir in immer stärkerem 

treten hat, 'begeistert begrüßt hat und dafür 
war. Herr Kolleg,e Hietl, Sie haben doch alle 
dafür gestimmt. (Widerspruch bei der OVP.) 
Darf ich nur fragen: Wer von der Volkspartei 
hat dafür g,estimmt? Jetzt auf einmal wird 
sich nämlich herausstellen, daß d,ie ganze 
Volkspartei dagegen war. Herr Präsident, ich 
glaube, wir werden das Protokoll nachträglich 
korrigier,en müssen. Wenn ich j etzt hinein
schaue und die Protestrufe höre, hat niemand 
in der Volkspartei damals dafür gestimmt. Ich 
möchte nur wissen : Wieso ist das Ge,setz be
schlossen worden? (Abg. Dr. K o r  e n: Herr 
Zeillinger, ich war da!) Die S ozialisten haben 
dagegen gestimmt, die Freiheitlichen hahen da
gegen 'gestimmt, die Volkspartei hat nur eine 
Mehrheit, glaube ich, von drei Mandaten ge
habt, und trotzdem ist dieSBS Gesetz mit Mehr
heit beschlossen worden. (Abg. Dip1.-Ing. 
T s c  h i d a: Kein Weinbauer! Abg. 
P e t e r: Die Weinbauern waren draußen!) 

Herr Kollege Hietl ! Es wäre mutig und 
tapfer gewesen, wenn Sie damals ans Redner
pult gegangen wären (Abg. H i e t 1: Ich war 
nicht im Haus!) und Ihre heutige Rede im 
Jahre 1 968 gehalten hätten. Sie sind aber 
damals aHe 'auf dem Gang ,auf- und abgegan
gen und haben ,gesa,gt : "Ieb tat j a  so gerne da
gegen r,eden, wenn mi met Klub nur laJssert. 
Aber mein Klub erlaubt es ja nicht, daß ich 

Maße im mitteleuropäischen Raum konkur-
dagegen rede."  

renzuIlifähig werden, iweil wir nicht mehr die 
Attraktivität haben. Heute sind wir nur mehr 
ein Durchzugsland. Man ist nur mehr inter
essiert daran, die Autobahnen durch Oster
reich durchzuführen, damit man möglichst 
rasch in billigere Länder durchreisen kann. 
Das alles waren die Bedenken, die wir vor 
Jahren gehabt haben. Und nun hören wir es 
j a  und nun bestätigen es ja die internationalen 
Sta Hs tiken. 

Sehen Sie, das ist also der Grund gewesen 
- den ich für die Fmiheitlichen im Detail 
damals dargelegt habe -, warum wir 1 968 
die Sondersteuer abgelehnt haben und warum 
wir 1971  selbstverständlich und ohne großes 
Pathos - wir behaupten gar nicht, daß das 
eine frei:heitliche GrundJsatzpolitik ist -, son
dern nur, weil wir diese Trapezpolitik, diese 
Kreiselpolitik von Ihnen nicht mitmachen, 
auch gegen diese Steuer ,sein werd,eln. 

Und nun, meine Herren von der Volkspartei, 
die Sie heute so vehement 'gegen die Sonder
steuer auftreten. Herr Kollege Hietl, Sie haben 
hier von den Praktikern gesprochen und daß 
die Praktiker nicht gehört und überhört wor
den sind. Darf ich Sie daran erinnern, daß 
der Praktiker Hietl diese Son'dersteuer, die 
damals Ihr Finanzminister Professor Kor,en auf 
der Regierungsbank vorgeschlagen und ver-

Das ist nicht die parlamentarische Praxis, 
das sind nicht die Praktiker unl(i das ist nicht 
die Vertretung. (Abg. H i  e t 1: Nicht Vorwürfe 
machen, die Sie nicht beweisen können!) Nein, 
ich mache Ihnen nur einen Vorwurf: Ihre Rede 
war sehr gut, nur um drei J,ahre zu spät. 
(Zustimmung bei der FPO. - Allgemeine Hei
terkeit.) Vor drei Jahren sind Sie aber mit der 
Rede in der Tasche auf dem Gang draußen auf
und abge.gangen un!d haben sich drauß'en so 
stark gemacht, aber da 'herinnen . . .  (Rufe bei 
der OVP: Da war er gar nicht da! - Abg. M i n
k 0 w i t s c  h: Er ist erst 1970 gekommen!) 

Ich darf fragen: Wo sind die OVP-Abge
ordneten, ilst noch einer der Volkspartei im 
Saal, der 1968 für das Gesetz gestimmt hat? 
(Neuerliche Heiterkeit.) Der einzige Doktor 
Withalm ble-ibt übri'g. Ich darf übrigens aner
kennend ,sagen : Ich achte Sie ! Ich habe Ihnen 
immer konzediert, daß Si'e ,ein Steher sind und 
daß Sie sich nie vor der Verantwortung 
gedrückt haben. Ich arnerkenne das. 

An dieser ganzen Szenerie ist das das Tur
bulente, daß Sie es heute ausnahmslos 
bekämpfen. Ich habe keinen Sprecher der 
Volkspartei in Erinnerung, der damals gegen 
dieses Gesetz gesprochen hätte. 
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Herr Vizekanzler, nun darf ich noch etw,as 
sagen: Die Sondersteuer hat sich eingepen
delt, sie hat sich eingelebt. Bei der Größen
ordnung von 1 ,2 oder 1 ,3 Milliarden Schil
ling - und ,sie wird weiter steigen - ist es 
problematisch, ob man so etwas j emals wieder 
aus einem Budget wird herausoperieren kön
nen. Man könnte aber den guten Willen zei
gen, wenn man eine Sondersteuer schon so 
bekämpft hat, indem man sie nun etwa in 
einer bestimmten Richtung zweckrbindet. 

Die neue sozialisUsche Regierung spricht 
so viel von Gesundheit. Sie halben eine Frau 
Gesundheitsminister hieher gesetzt, haben ihr 
jedoch keine Mittel und kaum noch irgend
welche Aussimt gegeben, daß sie einmal aktiv 
weI1den kann. Das wäre aber eine echte 
Chance gewesen, bezüglim dieser Sondermit
tel, die Sie so bekämpft haben, die Sie gar 
nimt 1m Budget haben wollten - Sie haben 
ja dagegen gekämpft, daß diese Mittel ins 
Budget hineinfließen -, zu sagen:  Wenn wir 
sdlon g,enötigt werden, wenn schon die Mehr
heit des Volkes uns zwingt, diese Sonder
steuer weiter aufremtzuerhalten, so wollen 
wir sie für die Volksgesundheit verwenden, 
wollen wir diese Mittel für den Umweltsmutz 
verwenden. 

Die Volkspartei sprach damals von einem 
Gesundungsprozeß, der notwendig wäre, um 
eine Budgetlücke zu schließ·en. Wir Freiheit
lichen haben damals schon bezwe'ifelt, daß 
diese Mittel tatsämlich dafür verwendet wer
den, die Budgetlücke zu ,schließen. Das Budget 
ist nicht gesund geworden. Die Budgetlücke 
klafft nach wie vor in einer Größenordnung 
von etwa 1 0  Milliarden Schilling. 

Mit dieser Steuer geht es dem Finanzmini
ster wie einem Süchtigen. Er ist nicht gesund 
geworden, als man ihm ein b'ißchen Morphium 
gespritzt hat. Er ist süchtig geworden! Heute 
kann ·er nicht mehr darauf verzichten, heute 
braucht er dieses G�ft und ist auch gar nicht 
mehr bereit, nur einen Teil für die Gesund
heit und den Umweltschutz auszugehen. 

Idl darf noch einmal kurz zus'ammenfassen. 
Wir Freiheitlichen werden dem Abänderungs
antrag, den der Abgeordnete Hi,etl eingebracht 
hat, wonach 1 0.000 S je Hektar bei den Wein
bauern · aus der Bemes.sungsgrundlage ausge
schieden werden sollen, und den wir als gut 
empfinden, nicht nur unterstützen, sondern wir 
sind auch bereit, ihm beizutreten. Ebenso 
unterstützen wir Lhr,en Vorschlag auf eine 
getrennte Abstimmung. 

1m übrigen werden wir - zum Unterschied 

Ich muß Ihnen dazu ehrlich sagen, Sie hät- von OVP und SPO - unsere im Jahre 1 968 
b ezogene und hier dafogelegte Haltung b ei
behalten und werden genau aus den Gründen 
- damals hat die SPO dagegen gestimmt, 
heute stimmt die OVP dagegen - auch heute 
so wie 1 968 gegen die Vorlage stimmen. (Bei
fall bei der FPO.) 

ten die Opposition, vor allem j ene, die immer 
dagegen waren, in eine äußer.st schwierige 
Situation gebracht. A:ber Sie machen es uns ja 
sehr leicht, denn Sie, Herr Vizekanzler, ver
wenden diese Mittel nimt für die Gesund
heit, Sie verwenden sie nicht für den Umwelt
schutz. Sie ernennen nur einen Miniister für 
Volks gesundheit und Umweltschutz, verwen
den alber nicht die 1 ,5 Milliarden Schilling, die 
notwendig wären und die hier unter Umstän
den als gerechtfertigt auszugeben wären. Sie 
verwenden sie für die Verwaltung, die Sie 
weiterhin in einem ungeheuren Ausmaß auf
gebläht haben. 

Im Jahre 1968 von der Volkspartei einge
fülhrt, waren Sie von der Osterreichischen 
Volkspartei im Jahre 1 969 und 1 970 dafür, 
im Jahre 1971 dag1egen ; während die Sozia
listische Partei in den Jahren 1 968 und 1 969 
da'gegen war und in den Jahren 1 970 und 1 97 1  
dafür. 

So wird diese Steuer hier mit der absoluten 
Mehrheit der Sozialistischen Partei gegen die 
Stimmen der Opposition ,als Belastung der 
Konsumenten - ich darf hier wieder die 
Sozialisten 'zitieren - und g'egen die Inter

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Albgeordnete Westreimer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Westreicher (OVP) : Herr Prä
sidentl Hohes Hausl Der Abgeordnete Zeillin
ger hat sich heute damit befaßt, daß man 
eigentlich nur die Rollen hätte vertausch'en 
müssen, um pro und kontra zu reden. Ich 
glaube aber, Herr Abgeordneter, daß Sie eines 
übersehen haben, nämlich daß wir jetzt das 
G es,etz unbefristet verlängern sollen. Als es 
damals eingeführt wurde, wurde es auf drei 
Jahre befristet und hätte d,ann auslaufen sol
len. 

Heute will es der Herr Finanzminister un
befristet verlängern, obwohl er genau weiß, 
daß zum 1 .  Jänner 1 973 eine Steuerreform, 
eine Steueränderung durch dii€ Mehrwert
steuer kommen soll. Ich glaube, daß man sich 
doch Zeit hätte lassen können, um diese An
liegen in die große Steuerreform einzubauen. 

essen der Arbeitnehmer in diesem Staate ver- Wenn man immer wieder davon spricht, 
längert werden. (Abg. M i n k 0 w i t s c h: daß es ein besonderes Anliegen der heutigen 
Aber nur, wenn alle da sind!) Regierung ist, den Fremdenverkehr zu för-
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dem, so er:smeint es eigentlich eigenartig, daß 
die erste Vorlage, die hier ins Hohe Haus 
kommt, eine so eminente Belastung des Frem
denverkehrs darstellt. Wenn man die Regie
rungsvorlage, 7 der Beilagen, mit der Uber
schrift "Maßnahmen auf dem Gebiete des Ab
gabenrechtes" versehen, liest, dann muß man 
dabei feststellen, daß die unbefristete Ver
längerunrg der Alkoholsondersteuer eine große 
Belastung bedeutet. 

Meine Damen und Herren! Wir vom Gast
gewerbe haben schon bei der Einführung die
ser Sondersteuer im Jahre 1968 unsere Beden
ken dargetan, daß damit nicht nur eine Alko
holsondersteuer, sondern auch eine Dienst
le�stungssteuer eingeführt wird, die eigentlich 
sehr, sehr fremdenver�ehrsfeindlich ist und 
umso problematischer erscheint, weil man 
heute doch g,enau weiß, welche volkswirt
schaftliche Bedeutung der FremdenV'erkehr in 
unserem Lande darstellt. 

Auch Sie, Herr M.inister Dr. Androsch, haben 
damals wie Ihre Kollegen von der nunmehri
gen &egierungsfraktion vehement g,egen die
ses Gesetz gesprochen. Sie haben damals den 
Vergleich mit einem Kochrezept gebracht: 
Man nehme und garniere am Schluß noch mit 
ein paar Spritzer Alkohol. In diesem Sinne 
müßte ich Ihnen, Herr Dr. Androsch, wenn 
Sie damals den Küchenchef gespielt haben, 
sagen: Heute ist dieses Gericht gekocht, ist 
dieses gar. Wird es nicht serviert werden, wird 
es zu brodeln anlang.en. 

In dieser Hinsicht ist vom Standpunkt des 
Fremdenverkehrs her wohl dIe Forderung zu 
stellen, daß wir hier einer Verlängerung nicht 
mehr weiter zustimmen können. 

Man hat ,auch davon gesprochen, daß man 
von der OVP ein sch1echtes Erbe übernommen 
habe. Warum übernimmt man dann dieses? 
Hier geht ,es - wie bereits .AJbgeordneter 
Zeillinger ausgeführt hat - um die Glaub
würdigkeit einer Partei, denn man kann nicht 
aUe zwei Jahre die Meinung ändern. Ich 
glaube, daß sich gerade die Wachstumsbranche 
des Frerndenver�ehrs mit .ihren heute 55.000 
Betrieben und mehr als 1 50.000 Beschäftigten 
diese Maßnahme wird sehr gut merken müs
sen. Denn die ZemenUerung dieser Sonder
steuer bedeutet für die heimische Fremdenver
kehrswirhschaft eine Perpetuierung eines die 
Konkurrenzfähigkeit dieser Branche schwer 
belastenden Zustandes. 

Die Beibehaltung der Sondersteuer wird für 
das Preisgefüge der alkohoHschen Getränke 
nicht ohne Folgen bleiben. Gemeinsam mit 
den "normalen" Preiserhöhungen der Alko
holika wird die Sonderahgabe zu einer enor
men Verteuerung dieser Getränke beitragen. 

Genau dies kann nicht der gewünschte Effekt 
sein. Steigende Preise drücken auf den Um
satz, sie schwächen die Konkurrenzfähigkeit 
und damit auch die Ertraglsla'ge der Fremden
verkehrsbetriebe und belasten nicht zuletzt 

wie bereits gesagt wuroe den 
Konsumenten. 

Als integrierter Wirtschaftszweig haben wir 
die Konkuff'enz im Ausland zu suchen und zu 
sehen, wo heute oft zu Dumpingpreisen gewor
ben wird für gut ausgestattete Fremdenver
kehrsorte. Ich möchte hier nur an Jugoslawien 
und an andere Ostblockländer erinnern, wo 
heute aus der Retorte und aus dem Boden 
gestampfte Fremdenverkehrsorte uns schwer 
Konkurrenz machen werden, denn sie sind 
infrastrukturell wesentlich besser ausg,estat
tet als wir. Daher ist es sehr probiematisch, 
wenn man solche Belastungen ein.em e,inzelnen 
Wirtschaftszweig, und zwar iu der Form einer 
DienstleistungsisteuPf Dc..ch weiter aufbürdet. 

Die Entwicklung der österreichischen Han
delsbUanz, Herr Minister, macht Ihnen an
scheinend gar keine Sorge. Si,e sprechen wohl 
sehr gerne von einer "hausgemachten" Kon
j unktur. Ich glaube, gerade hier hat die Frem
denverkehrswirtschaft einen sehr, sehr maß
geblichen Anteil, daß wir heute noch eine so 
gute Konjunktur haben. Wenn man den Wirt
schaftern glauben kann, sind die Prognosen 
auch weiterhin gut, und die Steigerungsraten 
des Fr.emdenverkehlls werden sich halten. 
Aber es hat hier fast den Anschein, Herr 
Minister, daß Sie, bevor Sie gesät haben, schon 
ernten wollen. Ich glaube, gerade einer Wirt
schaftssparte, die heute so im Kommen ist, 
muß man übephaupt erst die Möglichkeit 
geben, sich zu entfalten, bevor man sie in die
sem Maß,e schröpft und abspeist. Ich glaube 
auch, die Bedeutung, die die Fremdenverkehrs
wirtschaft für den ländlichen Raum hat, �st 
beachtenswert. 

Vielleicht noch etwas, was gerade im § 1 2  
Abs. 3 der Regierungsvorlage enthalten ist. 
Da heißt es unter anderem: Im F,alle der Ein
fuhr wird die Sonderabgabe nach dem Er
werbspreis unter Abzug der Transport-, Ver
packungs- und Kommissionskosten und so 
weiter berechnet. Hier stelle ich die berech
tigte Frage : Sind in der Fremdenverkehrs
wirtschaft die Bedienungs-, die Heizungs-, die 
Beleuchtungskosten nicht auch eine Verpak
kung? Es ist ja gar nichts anderes als das , 
was der Import,eur tut. Wir müstsen ja auch 
unsere Ware verpacken, um sie dann an den 
Konsumenten zu bringen. Hier erhebt sich die 
Frage, ob es nicht gerechter wäre, wenn die 
Sondersteuer erst vom Ein�aufsprei!S mit 
einem Han:delszuschlag oder unter A!bzug der 
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Bedienung 
würde. 

und Di·ensU,etstung berechnet 

Herr Minister! Weiters hört man immer 
wieder - ich glaube, Sie selber haben es 
dementiert, aber Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky und Fr·au Minister Dr. Leodolter 
haben im Zuge der Gründung des neuen Ge
sundheitsministeriums davon gesprochen -, 
daß man eine neue Super-Alkoholsondersteuer 
mit einem wesentlich höheren Prozentsatz ein
führen möchte. Sicher bej:ahe ich die Schaf
fung eines Gesundheitsministeriums und so 
weiter, aber ich glaube, man müßte hier eine 
neue Form finden, um nicht nur einzelne 
Wirtschaftszweige die gesamte La,st tragen 
zu lassen. 

Meine Damen und Herren! AbschHeßend 
möchte ich nochmals die von mir vorgebrach
ten Argumente betonen, daß die hier im 
Hohen HCI!UlSe zu beschließende Sonderabgabe 
vom Alkohol keine Dienstleistungssteuer blei
ben darf, sondern daß hier Abhilfe geschaffen 
werden muß. Denn wir fühlen uns bei Ver
längerung dieser Steuer als Prügelknaben der 
sozialistischen Budgetpolitik unter dem Motto : 
Wir halben euch j a  mehr gegeben, und daher 
nehmen wir es euch auf der anderen Seite 
wieder ab ! Daher darf ich das Ausl1aufen der 
Sondersteuer fOI'dem. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
.A:bgeordnete Dipl.-Ing. Tschida. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich muß zu
nächst annehmen, daß der Herr AJbgeordnete 
Ortner im Jahre 1 968 noch nicht im Haus 
war, denn sonst könnte er nicht so leichthin 
behaupten, daß das, was die OVP j etzt 
dazu zu sagen hat, reine Parteipropaganda 
sei. Ich würde ihn doch bitten, sich mit seinem 
Kollegen Pfeifer ins Einvernehmen zu setzen 
und einmal die Aussagen, die damals speziell 
von ihm als Weinbauer getätigt wurden, 
genau durchzusehen. 

stenograph�sche Protokoll vom Jahre 1968 
hernähme (Abg. H a a s: Warum tun Sie es 
nicht?) und die Reden der sOZlialistischen Red
ner hier vorlesen würde. (Abg. B a  b a n  i t z :  

1968 haben Sie es anders gesagtl) Sie auCh! 

Der Titel der Regierungsvorlage klingt, um 
wieder einen Ausdruck des sozialistischen 
Spitzenredners im Jahre 1968 zu gebrauchen, 
quasi harmlos und lautet eben ganz sChlicht : 
"Bundesgesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Abgabenrechtes und des Familien
lastenausgleiChes wird wie folgt geändert" . 

Ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
finde dieses Gesetz ebenso wie der Herr Abge
olldnete Weikhart im Jahre 1 968 abs01ut niCht 
harmlos. Es bedeutet vielmehr, daß ab 
1 .  Jänner 1 972 eine Sondera:bgabe von alko
holisChen Getränken erhoben wird, die nach 
der derzeitigen Rechtslage auf Grund des 
Bundesgesetzes aus 1968 ab diesem Zeitpunkt 
nicht existiert. Es handelt sich somit um die 
gesetzliche Neueinführung einer Abgabe ab 
1972. (Abg. H a  a s: Haben Sie damals zuge
stimmt, Herr Kollege Tschida?) Jawohl, Herr 
Kollege Haas, Sie können beruhigt .sein. Ich 
werde noch darauf zurückkommen. 

Diese Abgabe ab 1 972 ist ;also eine Neu
einführung, die unsere Weinbauernschaft in 
einer Größenordnung von einer halben Mil
liarde Schilling pro Jahr belastet; eine Be
lastung, die immerhin ungefähr 70.000 Be
triebe und 200.000 Erwerbstätige trifft. 

Die Alkoholsondersteuer schmälert
' 

die 
Wirtschaftsbasis zahlloser Klein- und Kleinst
betriebe im Grenzgebiet und überhaupt im 
ländLichen Raum, die sich auf Grund der klei
nen landwirtschaftlichen Nutzflächen, alLer
dings unter günstigen natürlichen Voraus
setzungen, wie zum Beispiel Boden und 
Klima, auf Sonderkulturen umstellen mußten. 

Umweltschutz und G esunderhaltung der 
Landschaft zählen heute zu den sChwierigst 
zu bewältigenden Problemen, die der gesam
ten östeneichischen Bevölkerung noch sehr, 
sehr große Opfer abverlangen werden. Ich 
glaube, daß es daher schon deswegen ange
bracht sein müßte, iauf diese Leute in den 
entlegenen Gebieten mehr zu schauen und sie 
mehr ,in ihrem Existenzkampf zu unterstützen. 
Unsere Parole müßte daher lauten: Schützen 
und unterstützen wir daher im Interesse der 
Allgemeinheit auch diese Berufssparte ! Sie 
wird es gerade im Hinblick aurf dri.e eben ange
schnittenen Probleme vielfach und vor allem 
am billigsten vergelten. 

Herr Abgeolldneter Z;eillinger! - Er ist 
leider auch nicht da, aber ich werde mir 
erlauben, ·auf seine Ausführungen noch 
zurückzukommen. Ich möChte nur gleiCh vor
wegnehmen, daß die Vertreter der Wein
bauernschaft sich ja gegen dieses Gesetz ge
wehrt haben, und wegen dieses Widerstandes 
haben wir die Terminisierung erreicht. Jetzt 
wäre es so weit, denn Idi'e klkoholsondersteuer 
müßte eben mit 3 1 .  Dezember auslaufen. (Abg. 
H a  a s: Unter Dr. Klaus wäre sie nicht aus
gelaufen!) Schon aus dieser Uberlegung heraus müßte 

Es wäre überhaupt recht !interessant und man bei der Besteuerung dieser Menschen 
sicherlich sehr unterhaltlich, wenn man heute etwas vorsichtiger und zukunftsorientierter 
zu dieser Regierungsvorlage g.anz einfach das handeln. Andere Länder gehen uns hier mit 
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gutem Beispiel voraus. Ich darf die Schweiz 
oder die Bundesrepublik Deutschland erwäh
nen, die schon seit langer Zeit dort finanziell 
unterstützend eingreifen, wo eben die Gef,ahr 
einer Entsiedlung oder einer Verödung droht. 

Die sozialistische Regierung lehnt diesen 
Gedankengang anscheinend nicht nur ab, im 
Gegenteil, sie bittet die Weinbauern durch 
die Novellierung dieses Gesetzes neuerdings 
zur Kasse. Wie sich diese Steuer und die
jenige, die am Horizont schon sichtbar wird, 
auswirken werden, dazu müßte man wieder 
die Vertreter der SPO reden lassen. Ich darf 
vielleicht hier wieder den Kollegen Pfeifer 
apostrophieren, -der, wie heute schon erwähnt, 
gesagt hat, diese zehnprozentige Alkohol
sondersteuer ist unwirtschaftlich, ruinös, poli
tisch nicht vertretbar, und so weiter, und so 
weiter. (Abg. H a  a S: Er war ja dafür! Heute 
redet er dagegen!) Herr Kollege Haas ! Haben 
Sie dom ein wenig Geduld. Ich komme schon 
darauf. Ich komme schon auf Ihre Argumente. 

Weitere Redner Ihrer Couleur beschäftigten 
sich mit den nachteiligen Auswirkungen in 
Weinhandel, Gastgewerbe und Fremdenver
kehr und wetterten besonders gegen die kom
plizierte V'erredmungsart der Alkohollsonder
steuer. Wenn Sie aber heute immer wieder 
ganz lautstark schreien : Sie waren es ja, Sie 
von der OVP, die die Steuer eingeführt 
haben! ,  dann darf ich doch um Gottes willen 
auf zwei Momente hinweisen : 

Sie wissen ganz genau : 1 966/1 967 gab es 
eine wirtschaftliü"'1e Rezession. Selbst unsere 
besten Fachexperten haben uns damals Wirt
schaftsvorschauen vorgelegt, die absolut nicht 
den Tatsachen entsprochen haben. Ich darf 
daran erinnern, daß es ,im Jahre 1967 um 
3,5 MilliaIden Schilling weniger Einnahmen 
gab, als präliminiert wurde. In dieser Situa
tion, meine Herrschaften, war es natürlich 
für die damalige Regierung mehr als recht, 
Sofortmaßnahmen zu setzen. 

Ich gebe heute auch ganz ehrlich zu, daß die 
Vertreter des Weinbaues über die Einführung 
der Alkoholsonder,steuer alles andere als 
glücklich waren. Wir sträubten uns gegen 
dieses Gesetz bis zum letzten, aber wir haben 
eines erreicht: die Terminisierung der 
Alkoholsondersteuer. 

Es hat sich bald gezeigt, daß die im aus
laufenden G esetz an sich vorgesehene Uber
wälzung auf den Verbraucher in der Praxis 
weithin nicht gelungen ist, sondern die Ab
gabe von den , Weinbautreibenden getragen 
werden mußte. Dies gilt vor allem beim Ver
kauf an den Verbraucher direkt. Bei lieferun
gen an den Unternehmer ist es umg,ekehrt 
zu einer Rückwälzung der Steuerbelastung 

gekommen. Beide Tendenzen gehen zu Lasten 
der ohnehin angespannten Einkommenslage 
im Weinbau. 

Die Weinbauernschaft Osterreichs konnte 
sich aber in dieser schwierigen finanziellen 
Situation von dem Opfer, das allen Oster
reichem damals aufgebürdet werden mußte, 
nicht drücken und wollte sich auch nirnt 
drücken. Umgekehrt fanden wir bei der da
maligen Regierung für unsere Belange inso
fern Verständnis, als eben, wie ich schon 
erwähnt habe, die Alkoholsondersteuer ter
minisiert wurde. 

Wenn Sie nun, meine Damen und Herren, 
immer wieder behaupten, die Weinpreise 
sprechen das Gegenteil von dem, was lich 
behaupte, nämlich daß die EiiIlkommenslage 
in diesen Betrieben angespannt sei, so darf 
ich doch darauf hinweisen, daß diese Preise 
im Schnitt nicht höher liegen als in den letzten 
zehn Jahren und daß dieser Preis anstieg im 
heurigen Jahr in erster Linie auf die geringe 
Ernte zurückzuführen ist. Es besteht nach wie 
vor die Gef,ahr, daß, sollten wi,eder größere 
Erntemengen anfallen, die Preise wieder, wie 
es das Vorjahr gezeigt hat, rapid zurück
fallen. Je größer die Ernte, desto härter wird 
sich die Alkoholsondersteuer natürlich aus
wirken. 

Mit März 1 970 übernahm die Minderheits
regierung Kreisky auch die Hauptverant
wortung für unsere Weinwirtschaft und mit 
Oktober 1 97 1  die volle Verantwortung. Was 
ist in der Zwischenzeit für unsere Weinbauern 
geschehen? 

Jedenfalls beginnt das, w,as wir voraus
ahnten, sich am Horizont immer deutlicher 
abzuzeichnen. Die diversen Interviews der 
letzten Zeit geben hiezu einen deutlirnen 
Fingerzeig. Die Minderheitsregierung ritt 
zunächst auf der weichen Welle und hob die 
Weinsteuer vorübergehend auf. Auch wir 
freuten uns darüber von Herzen. Die Ver
käufe von Faßwein, die erfahrungsgemäß von 
den wirtschaftlich Schwächeren durchgeführt 
werden, berührte diese Maßnahme fast gar 
nicht, weil die Weinsteuer sowieso schon von 
j eher vorn Käufer gezahlt wurde. 

Was aber in der Weinbauernschaft weit 
besser angekommen ist - das will ich auch 
ganz klar herausstellen -, war der Wegfall 
der Kontrollmaßnahmen. Während der 
Minderheitsregierung wurde auch die für die 
Gesamtbevölkerung weit interessantere KFZ
Sondersteuer liquidiert. Ohne heute Neid
komplexe wecken zu wollen, fragte ich da
mals, sicherilich nicht zu Unrecht, wo die wirt
schaftlich Schwächeren zu suchen sind : unter 
unseren vielen Klein- und K,leinstweinbauern 
oder unter den KFZ-Besitzern? 
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Seit März 197 1  spricht man in puncto Wein- des Guten i st eben nie gut. Dies hat schon 
baupolitik eine ganz andere und weit härtere Dr. Paracelsus vor 400 Jahren erkannt, indem 
Sprache. er damals feststellte : "Jedes Ding ist Gift, 

Die Alkoholsondersteuer, gegen die die 
SPO 1 968 nicht nur wegen der finanziellen 
Mehrbelastung, sondern auch wegen der 
Kompliziertheit der Aufzeichnungspflicht und 
des damit verbundenen unvertretbar hohen 
Verwaltungsaufwandes mit Kanonen auffuhr, 
wird in derselben Form, ohne j edwede Ver
besserung, über Nacht neu eingeführt. 

Der Wegfall der Aufzeichmmgspflicht, 
TransportscheinpfliCht und der damit verbun
denen Kontrolltätigkeit ist nach den Wahlen 
anscheinend uninteressant geworden. Oder 
war es wirklich nur ein Wiahlzuckerl? Die 
Kontrolle wird neu eingeführt und durch die 
Verabschiedung der im Hause befindlichen 
zweiten Weing,e1setznovelle noch bedeutend 
verschärft. 

Laut Artikel II dieser Regierungsvorlage 
soll die Weinsteuer nach dem 31 .  Dezember 
1 97 1  weiterhin nicht eingehoben werden. Das 
Gesetz wurde jedoch nidlt aufgehoben und 
könnte daher jederzeit wieder wirksam 
werden. Oder ist dieses Gesetz ein 
Aufhänger für die Zukunft, für all das, was 
uns hinsichtlich der Alkohol'besteuerung ins 
Haus steht? 

Was aber die österreidüschen Weinbauern 
heute sehr, sehr beunruhigt, sind die diversen 
Aussagen in der Presse, im Rundfunk und im 
Fernsehen, vor allem aber die Aussagen 
unseres Herrn Bundeskanzlers und seiner 
Re'gierungsmitgli,eder über eine weitere Bela
stung d es Alkohols. 

Am deutlichsten hat dies Frau Minister 
Leodolter ausgesprochen, die das neuzuerrich
tende Gesundheitsministerium übernehmen 
und aufbauen soll. Ohne Geld ist das natürlich 
nicht möglich. Für dieses Ressort konnte ich 
aber beim Studium des BundesvoransChlages 
keinerlei Geldmittel ausfindig machen. 

Die Frau Minister antwortete in einem 
ORF-Interview arm 9. November 1 97 1  auf die 
Frage, ob Alkohol und Nikotin stärker be
steuert werden sollen: "Ich bin sehr dafür. 
Ich glaube, daß das ganz gut ist. Ich weiß 
nur nicht, wieviel es br.ingen wird, aber ich 
glaube sChon, daß gerade diese Sucht.gifte, 
wenn Sie wollen, dazu beitragen sollen, hier 
wenigstens für die Kran�heiten, die sie ver
ursachen, in irgendeinem Sinn aufzukommen." 

Ja, meine Damen und Herren, selbstver
ständliCh kann auCh der Weingenuß gesund
heitssChädliCh sein, wenn man zuviel des 
Guten tut. Dieser Grundsatz gilt aber sicher
lich auch in einem gewissen Maße für alle 
anderen Nahrungs- und Genußmittel. Zuviel 

UsI1!d kein Ding ist ohne Gift, allein die Dosis 
rnadlt, daß ein Ding kein Gift ist." 

Wenn. aber heute j emand der Meinung ist, 
meine Damen und Herren, daß man durch 
hohe Besteuerung den krankhaften Alkoholi
kern an den Leib rücken könnte, dann, glaube 
ich, ist das ein Irrtum. Im Gegenteil, wenn 
Alkohol teurer wird, dann greift ein Süchtiger 
eher zum minderwertigen Alkohol. Dies haben 
Notzeiten immer und immer wieder bewiesen. 
Aufklärung und Schulung über die Suchtgifte 
dürfte hier weit eher Abhilfe schaffen können. 

Eine weitere Besteuerung hätte wahrschein
liCh zur Folge, daß die breite Masse, auf die es 
uns ankommt und die wirklich nur ein Gläs
chen aus Vergnügen trinkt, das sogar gesund
heitsfördernd sein soll, auf diesen Genuß 
infol.ge einer neuerlichen Belastung viel 
leichter und in erster Lini'e verziChten wird. 

Wenn man heute Klage darüber führt, daß 
der Pro-Kopf-Verbrauch erschreckende Aus
maße annimmt, dann wird es gut sein, auch. 
darüber ein Wort zu sagen. Durch die Ver
marktung des Weines durCh die Produzenten 
se�bst ist der iIIlländische Wein bis in unser 
letztes und entlegenstes Dorf bekannt gewor
den. (Abg. R 0 b a k: Trotz Alkoholsteuer!) 
Der Verkauf des Weines in öffentlichen 
Lo�alen - das ist bemerkenswert! - zeigt 
hingegen eine rückläufige Tendenz und be
wegt siCh um rund 1 5  Prozent des Gesamt
konsums. 

Der Herr Finanzminister ist mit seinen 
Äußerungen derzeit noch etwas vorsichtiger, 
läßt aber keinen Zweifel darüber aufkommen, 
daß es zu einer höheren Besteuemng des 
Alkohols kommen wird. Im ORF-Interview 
befragt, ob neben den Zigarettenpreisen auCh 
die Alkoholpreise erhöht werden sollen, 
meinte er : "Der Alkoholpreis ist eine andere 
Frage, die mit Konzeptionen, die es, glaube ich, 
erst zum Teil zu erarbeiten gibt, in Zusammen
hang gebracht weIden muß. Eine Sofortmaß
nabme sei vorerst nicht geplant, aber nicht 
auszuschließen, und wenn überhaupt zusätz
liche Mittel erschlossen werden müßten, dann 
nur bei Alkohol." 

Herr Finanzminister! ICh frage Sie daher und 
bitte um eine Antwort: Wird es im Laufe des 
J'ahres 1 972 eine zusätzliche Besteuerung des 
Alkohols geben und in welchem Ausmaß? 

Der Herr Bundeskanzler, mit diesem Fragen
komplex konfrontiert, sagt dazu in seiner Art : 
Wir werden überprüfen, wir werden nach
sehen, wir werden die Bevölkerung fragen, 
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und dann werden wir unser Urteil fällen. pegel bereits auf einen Nullstand abge,sunken 
(Ruf bei der SPO: Was heißt "in seiner Ar!"?!) ist, und ich werde mich bemühen, mim so 

Weiters betont er, daß er für die Meinung 
der Minister Leodolter sehr, sehr viel Ver
ständnis habe. 

Uber das Urteil der Offentlidlkeit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, die über die 
Sorgen unserer Weinbauemschaft w.ahrschein
lich viel zuwenig weiß, bin iCh mir heute 
schon im klaren. Man sagt sehr leimt j a, wenn 
man weiß, daß der andere zahlen soll. Dieser 
Standpunkt ist nämlich allzu menschlich und 
vielleimt auch zu begreifen. 

Daß keine Finanzierungsmittel für das zu
künftige Gesundheitsministerium vorhanden 
sind, darauf habe ich schon hingewiesen. Der 
Weisheit letzter Schluß unserer Regierung 
wird daher lauten : Weitere Belastung des 
Alkohols im Jahre 1972. 

Anläßlich der letzten Vorsp!1ache einer 
Deleg,ation des Bundesverbandes der Wein
bautreibenden Osterreichs bei den drei Klub
obmännern wegen Neueinführung der 
Alkoholsondersteuer bekannte der Klub
obmann der SPO Gratz, daß er für die Belange 
der kleinbäuerlichen Betriebe sehr viel Ver
ständnis aufbringe und ihre wirtschaftliche 
Situation genau k'enne. Mit Rücksicht auf die 
budgetäre Situation kann aber den Wünsmen 
nach Abschaffung dieser Steuer nicht Rem
nung getragen werden. Der Herr BllIIldes
kanzler vertritt genau denselben Standpunkt. 

Ich frage ' Sie nun abschließend, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses, vor 
allem Sie von der Linken :  Können Sie aus 
der Wiedereinführung der Alkoholsonder
steuer und aus dem, was der österreichischen 
Weinbauernschaft nach den Aussagen der 
Regierung noch bevorsteht, ein Verständnis für 
die Belange dieser 500.000 Menschen auf dem 
Lande herauslesen? (Abg. H a  a s: Warum 
trinkt der Kollege Graf nur Whisky

'
?) Ich und 

meine Parteifreunde j edenfalls nicht. Es geht 
bei der Behandlung dieser Materie nicht nur 
um die Lebensexistenz der Weinproduzenten, 
sondern auch um die Erhaltung und Gesund
erhaltung des läIl!dlichen Raumes, worüber der 
Herr Bundeskanzler in seiner Regierungs
erklärung so viel zu sagen wußte, 

Die OVP wird dem Artikel I - außer 
unserem Abänderungsantrag - die Zustim
mung verweigern, dem Artikel II j edoch zu
stimmen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich. Ich erteile 
es ihm, 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) : 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin mir bewußt, daß der Aufmerksamkeits-

kurz zu fassen, daß wirklich nur das Aller
nötigste noch zum AusdruCk gebramt wird. 

Wir Freiheitlichen, die wir zu diesem Gesetz 
dieselbe Meinung wie bei der Einführung der 
Alkoholsondersteuer vertreten, beobamten 
mit großem Erstaunen den Wechsel, den die 
beiden großen Fraktionen in ihren Stellung
nahmen zu der Alkoholsondersteuer voll
zogen haben, Es ist nicht a'llszudenken, wie 
es aussehen könnte, wenn in einigen Jahren 
mit umgekehrten Vorzeichen über dieses 
Problem noch einmal diskutiert wird, Da 
werden wir dann die ProtokoLle vom vorigen 
Mal wieder genau übernehmen können und 
die diesmaligen vertauschen müssen. 

Ich möchte zu den Ausführung,en des Kol
legen Tschida sagen, daß auch wir Freiheit
lichen uns im HtnbliCk auf die bevorstehende 
Änderung des Weingesetzes gegen einen ver
stärkten Dirigismus und gegen eine die 
Produzenten arbeitsmäßig und aufschreibungs
mäßig belastende Kontrol1e wenden. Ich 
möchte aber darauf hinweisen, daß ein ge
wisses Maß an Aufzeichnungen für j eden Be
trieb notwendig ist und es in manchen Berei
chen in der Weinwirtschaft günstig wäre, ein 
Minimum an Aufzeichnungen zu führen, Das 
begrüßen wir auch. 

Zum Thema der Alkoholsondersteuer direkt, 
meine Damen und Herren, möchte ich erklären, 
daß eine Regierung wie die derzeitig,e SPO
Regierung, die so großen Wert auf Trans
parenz und Ehrlidrkeit legt, doch eine Sonder
steu€l", die von der OVP eingeführt wurde, 
nicht einfach übernehmen und als Sonder
steuer unbefri,stet zur W,eiterv€rlängerung 
vorschlagen sollte. Das Wesen einer Sonder
steuer, meine Damen und Herren, ist es, daß 
sie zu einem ganz besonderen Anlaß einge
führt wird und daß sie dann nach einer ge
wissen Zeit wegfällt. Dafür sprechen wir uns 
aus. Daß man nicht die Ehrlichkeit aufbringt 
zu sagen : Wir sind der Meinung, der Alkohol 
muß entsprechend weiter besteuert werden, 
wir wollen keine Alkoholsondersteuer, wir 
lassen die Alkoholsteuer in einer neuen Form 
und revidieren das Ganze im Zuge unserer 
großen Steuerreform ! ,  das ist etwas, was ich 
der sozialistischen Regierung ankreiden muß, 

Das alles besonders unter dem Aspekt, daß 
der Herr Kollege Fischer gesagt hat, daß die 
OVP verschiedene Dinge ja vorher gemacht 
habe, und damit heute eine Begründung für 
das Verhalten der SPO-Regierung gibt. Unter 
dem Motto "Alles neu durch die SPO-Regie
rung" sollte man glauben, daß nicht die OVP 
als Vorbild hingestellt werden müßte und 
dann nicht immer wieder weiter die Nach-
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folge der DVP angetreten Werden sollte, wie 
das hier offensichtlich der Fall ist. 

Noch 'einmal zurückkommend auf eine 
Äußerung des Kollegen Fischer, weil sie von 
gr.undsätzlicher Bedeutung ist, möchte ich 
sagen: Er hat von der Steuerung der Wahr
heit gesprochen, und es kommt mir so vor, 
als ob eine Fehlsteuerung der Wahrheit zum 
Thema Alkoholsondersteuer hier im Augen
blick e'rfol,gt ist ! ,  wenn darüher diskutiert 
wird und di'e Herren der OVP, die di.e Ein
führung begrüßt haben, sich jetzt dagegen 
aussprechen, und die Herren der SPO, die 
vorher dagegen waren, jetzt für eine Bei
bebaltung plädieren. 

Ich gebe den Ausführungen recht, die zum 
Ausdruck gebracht haben, daß wahrscheinliCh 
keine Reduktion der Preis'e zu erwarten ist, 
wenn die Alkoholsondersteuer wegfiele. Aber 
das heißt nur, meine Damen und Herren, 
daß die Fremdenverkehrswirtschaft, die das 
dringend braucht zum weiteren Ausbau, ein 
Mehr an Einnahmen erzielen würde, und das 
heißt .auch, daß d'en Weinbauern ein Mehr an 
Einnahmen zukäme - ein sozialer Aspekt, 
der auch 'ausführlich vom Herrn Kollegen 
Tschida zum Ausdruck ,gebracht wurde . 

Es ist niCht einzusehen, warum die Wein
bauern, insbesondere in den Grenzgebieten, 
nicht zu einem vermehrten Einkommen 
kommen sollten. Man kann nicht auf der einen 
Seite Unterstützungen vornehmen und auf der 
anderen Seite diese Unterstützungen in geän
derter Form wieder kassieren. 

Ich bin mir auch des'Sen bewußt, daß ein 
höherer Alkoholpreis eine Gefahr in sich 
birgt und daß eine stärkere Besteuerung des 
Alkohols d azu beitragen würde, daß der 
Alkohol zu einem Statussymbol wird und daß 
bestimmte Getränke wegen ihres hohen 
Preises als Statussymbol einen gesellschaft
lichen Wert gewinnen und deswegen erst recht 
konsumiert werden. Es ist nicht anzunehmen, 
daß eine Steuer auf Alkohol eine Eindäm
mung des Alkoholkonsums bewirken könnte. 
Ich würde in Sachen Alkohol generell dafür 
plädieren, sich mehr um den Export . zu 
bemühen. Eine verstärkte Aktivität im Be
reiche des Exportes würde für alle Beteiligten 
nur Vorteile bieten und würde auch der 
Gesundheit des Osterreichers optimal zuträg
lich sein. 

In diesem Zusammenhang möchte im noch 
einmal auf die grundsätzliche Einstellung des 
Herrn Abgeordneten Häuser zurückkommen, 
der ursprünglich gesagt hat : Wir smütrzen die 
Konsumenten! ,  und dann, wie aus dem 
"Kurier" vom 2 1 .  Oktober 1 97 1  zu entnehmen 
ist, gefordert hat, den Alkohol stärker zu 

besteuern, mit dem Zusatz, die Erträgnisse 
für den Spitalsausbau zu verwenden, was sehr 
zu begrüßen wäre. Nur smeint mir, daß sich 
Häuser in der Regierung nicht durchsetzen 
kann. Sosehr es uns in manchen Bereichen 
wie vielleicht in diesem lieb wäre, daß er sich 
durchsetzen könnte, so sehr freut es uns auf 
der anderen Seite, ·daß er sich niCht in ent
sprechender Weise durchsetzen kann, wenn 
ich an seine Äußerungen vor der Wahl denke. 

Zuletzt möchte ich klarstellen, meine Damen 
und Herren, daß wir Freiheitlichen uns selbst
verständlich für eine Aufhebung der Wein
steuer und eine Aufhebung des Ges1etzes, das 
die Weinsteuer vorschreibt, die ja im Augen
blick nur sistiert ist und sistiert bleiben soll, 
aussprechen, daß wir aber einer Verlängerung 
der Alkoholsondersteuer, wie schon bei der 
ersten Debatte zu diesem Thema ausgeführt 
wurde, nicht zustimmen können. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident: Di·e Debatte list geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schlußwort ? - Bitte. 

Berichterstatter Jungwirth (Schlußwort) : Als 
Berichterstatter sehe ich mich außerstande, 
dem Abänd,erungsantmg der Abgeordneten 
Hietl und Genossen beizutreten. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur A b
s t i  m m  u n  g. 

Da zu Artikel I ein Zusatzantrag vorHegt 
und hinsichtlich des Artikels II vom Herrn 
Abgeordneten Hietl und Genossen getrennte 
Abstimmung verlangt worden ist, lasse ich 
getrennt abstimmen. 

Ich bitte zunächst j ene Damen und Herren, 
die dem Artikel I bis einschließlich Ziffer 2 
in der Fassung der Regiemngsvorlage ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. -r- Angenommen. 

Die Abgeordneten Hietl und Genossen 
haben die Einfügung einer neuen Ziffer 3 
beantragt. Sollte dieser Antrag angenommen 
werden, würde die bisherige Ziffer 3 die neue 
Bezeichnung Ziffer 4 erhalten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag der Abgeordneten Hietl und Genos
sen auf Einfügung einer neuen Ziffer 3 zustim
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffer 3 
in der Fassung der Regierungsvorlage abstim
men und bitte j ene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu eIlheben. - Angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels II ist getrennte 
Abstimmung verlangt worden. 

8. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 80

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 8. Sitzung - 2. Dezember 197 1 401 

Präsident 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 

Artikel II  in der Fassung der Regierungsvor
lage ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
der Regierungsvorlage sowie über Titel und 
Eingang des Gesetzentwurfes abstimmen und 
bitte j ene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bi!tte daher j ene Damen und Herren, die 
dem vorlie,genden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Mehr
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in 
dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (8 der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend die Uber
nahme der Bundeshaftung für Anleihen, Dar
lehen und sonstige Kredite der Oesterrel
chisdl-Alpine Montangesellsdlaft (53 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung : Ubernahme der Bundeshaftung 
tür AnleiJhen, Darlehen und sonstige Kredite 
der Oesterreichisch-Alpine Montangesell
schaft. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Josef Schlager. Ich bitte ihn, über den Gegen
stand zu berichten. 

wohnte auch Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch bei. 

Vorn Berichterstatter wurde zur Regierungs
vorlage folgende DruCkfehlerberichtigung vor
gebracht: Im Titel des G esetzentwurfes, im 
Gesetzestext sowie in den Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage hat j eweils der Firmen
name "Osterreichisch-Alpine Montangesell
schaft" richtig "Oesterreichisch-Alpine Mon
tangesellschaft" zu lauten. Nach Wortmeldun
gen der Abgeordneten Troll und Dr. Pelikan 
wurde der von der Bundesregierung vorge
legte Gesetzentwurf unter Berücksichtigung 
der erwähnten DruCkfehlerberichUgung mit 
Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit durch mich 
den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf (8 der Beilagen) unter Berücksichtigung 
der oberwähnten Druddehlerberichtigrung die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, beantrage ich, General- und Spezial
debatte unter einern a:bzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einern durchzuführen. -
Ein Einwand dagegen wird nicht erhoben. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einern vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Troll. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Troll (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Ich 
bin glüddich, daß wir vom Alkohol weg zur 
Grundfeste UllISer,er Wirtschaft kommen, zu 
Eisen und Stahl. Wenn das Hohe Haus heute 

Berichterstatter Joset Schlager: Herr Präs i- diese Gesetzesvorla'ge wie ich hoffe gemein

dent ! Hohes Haus ! Durch diesen Gesetzent- s am b€schließt, so handelt es sich dabei zwar 

wurf ,soll der Bundesminister für Finanzen 
ermächtigt werden, für die von der Oe ster
reichisch-Alpine Montangesellschaft zur 
Durchführung ihres mittelffiistigen Investi
tionsprogramms im In- und Ausland aufzu
nehmenden Anl,eihen, Darlehen und sonstigen 
Kredite nameDJS des Bundes die Haftung als 
Bürge und Zahler zu übernehmen, wobei die 
Gesamthaftungssumme mit 1 330 Millionen 
Schilling beziehungsweise im Einzelfall mit 
500 Millionen Schilling festgesetzt ist. Das 
erwähnte mittelfristige Inv'estitioDlsprog:mmm 
sowie seine wirtschaftliche Bedeutung ist in 
den Erläuterungen zur Regierungsvorlage aus
führlich dargestellt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 24. No
vember 1 971  vorberaten. Dieser Sitzung 

nur um ein Unternehmen der österreichischen 
Wirtschaft, aber um ein bedeutendes ,  dem 
immerhin fast 16.000 Menschen angehören. 
Daher ist es gestattet, dazu einigleIs zu sagen. 

Diese Bundeshaftung leitet eine Konsolidie
rungsphase für das Unternehmen ein und 
g,estattet, das geplante mittelfristige Konz'ept 
für die Investitionen dieses UnternehmeDJS in 
die Tat um�usetzen. Das Wesentlichste dabei 
ist, daß die WeUbewerbsfähi,gkeit des Unter
nehmens verbessert wird, weil damit eng 
zusammenhängend die B eschäftigung für die 
dortigen Dienstnehmer gesichert wird. 

Der Zwang zu diesen Investitionen ergi:bt 
sich aus der Notwendigkeit, im Weltkonkur
renzkampf bestehen zu können, Qualitätsver
b esserungen zu bringen, das heißt, das Quali
tätsniveau der Produkte zu heben. 
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Troll 
Ich weiß schon, daß diese nun eingeleiteten 

Investitionen des Unternehmens an und für 
sich spät kommen. Denn sie helfen j etzt mehr 
oder weniger nur dem technischen Nachhol
bedarf und sind eigentlich wenig auf die 
rasche technische Entwicklung zukunftsorien
tiert ausgerichtet. Aber dennoch sind sie drin
gend notwendig, denn mit diesen Investitionen 
werden wir auch die Rendite des Unterneh
mens heben können. Nach den uns gegebenen 
Errechnungsunterlagen der Unternehmenslei
tung wird es möglich sein, nach Abschluß 
dieser Investitionen einen höheren Gewinn 
auszuweisen, nämlich statt 32 Millionen des 
Jahres 1969 werden es 1 975 nach dem abge
schlossenen Investitionsvorhaben 1 04 Millio
nen sein. 

Ich möchte von diesem P1atz aus auch den 
Arbeitern und Angestellten dieses Konzerns 
danken. Danken für ihre ständi'ge Leistungs
steigerung und für die Betriebstreue, die sie 
dem Unternehmen erwiesen haben. Wir haben 
immerhin feststellen können, daß der Umsatz 
des Unternehmens, der sich 1969 mit 4,1  Mil
liarden bezifferte, Jetzt, 1 970, um 1 5,8 Prozent 
gesteigert werden konnte. Das ist auch ein 
Beweis für die Tüchtigkeit der dort Beschäftig
ten, aber auch für die Leistungsfähigkeit die
ses gesamten Konz'ernunternehmens. 

Wir 'glauben, daß gerade hier im Haus im 
Rahmen der Verstaatlichten ,auch zur Alpine 
etwas gesagt werden muß, was vielfach von 
den Leuten mißdeutet wurde : Die Alpine ist 
j a  schwach exportorientiert. Sie war in der 
Vergangenheit im Hinblick auf den Wieder
aufbau unser'er Wirtschaft verpflichtet, haupt
sächlich den Inlandsmarkt zu beliefern. Sie 
liegt mit zirka 80 Prozent ihrer Produktions
leistungen auf dem Inlandsmarkt. Das wäre 
an und für sich nicht schlecht, das wäre gut, 
wenn nicht der Preis für diese Produkte von 
der Finalindustrie in den letzten 15 J ahren 
diesem Unternehmen förmlich aufoktroyiert 
und ein schlechter Preis diktiert worden wäre, 
nämlich ein Preis, der es den Finalisten eI1IIlög
lichte, in Osterreich billig zu produzieren. 

Das heißt natürlich, daß die Unternehmens
leitung auf die sonst üblichen Preislagen des 
Welthandels zugunsten der innerösterreichi
schen Wirtschaft verzichten mußte. Der Betrag, 
der damit der Finalindustrie unseres Landes 
gegeben wurde, hat ungefähr die Höhe von 
9 MillLarden Schilling. Dieses Unternehmen 
hat also für die österreichische Wirtschaft 
Enormes dazu beigetragen, daß die Finalpro
dukte bilHger produziert werden konnten. 

Diese schwache E�ortorientierung des 
Unternehmens setzt natürlich j etzt voraus, daß 
rasch investiert wird, rasch modernisiert wird 

und daß das Unternehmen in die Situation 
versetzt wird, sich auch ein wenig an der 
Finalindustrie zu beteiligen. 

Wir gl,auben, daß gerade. die Höhe der 
Exportabschwächung, die wir bei der Alpine 
feststellen können, uns zu Uberlegungen 
Anlaß geben muß. Ich darf die Ziffern kurz 
sagen: Wir haben 1969 noch eine 28,4prozen
tige Exportquote ausgewiesen, und diese ist 
1970 auf 26,5 Prozent abgesunken. 

Wenn nun preispolitische Ausgleiche gege
ben erscheinen, dann hauptsächlich auf dem 
Exportsektor, denn dort ist die Preislage eine 
andere. Zurzeit allerdings gibt es auch dort 
au:f dem Sta'hlsektor einen großen Preisver
fall. Darunter leiden j.a im Augenblick alle 
österreichi,sChen Unternehmen. ICh glaube, daß 
man ruhig sagen kann, es ist ein Gebot der 
Stunde, daß die Alpine nun auch zu diesen 
Investitionen schreitet, denn nur so wird es 
möglich sein, die kommende Konkrurrenzhärte 
zu überwinden. 

Ich möchte aber nicht zur Alpine geredet 
haben, ohne auch an die Unternehmensleitung 
eine Adresse zu richten, denn wir wissen : 
Zurzeit ist die Entscheidung bei der Unter
nehmensleitung oft nicht einwandfrei möglich, 
denn es gibt verschiedene Vorstandsverhält
nisse, vor allem durch die Erkrankung des 
Generaldirektors, und diese Verzögerungen 
halben es ,auch mit sich gebracht, daß die 
OIAG erst sehr spät das Unterne-hmenskon
zept rur die Investitionen prüfen konnte. 
Ganz egal, ,aus welchen Richtung'en sich die 
Vorstände zusammensetzen, muß man sagen: 
Der Vorstand muß handlungsfähig werden und 
muß vor allen Dingen in die La'ge versetzt 
werden, entscheidungsfreudig rasche Uber
legungen zu treffen und zu verwirklichen, 
denn das verlangt heute das modeme Mana
gement in der Wirtsdlaft. 

Ich darf feststellen, daß die Investitionen 
durch die OIAG gepl'Üft wurden und die 
Osterreichische Industrieverwalt'llngs-Aktien
gesellschaft diese Investitionen, für die nun 
auch die Bundeshaftung übernommen werden 
soll, zur Kenntnis genommen, aber auch befür
wortet hat. 

Idl glaube, daß wesentlich dabei festzustel
len ist, daß die Untern�hmensplanung Rück
sicht auf UbersChneidungen mit anderen Unter
nehmungen nimmt und daß vor allen Dingen 
der der OIAG vom Parlament erteilte Auftrag 
Bel'ÜcksichUgung findet, nämlich innemalb von 
vier Jahren die Zusammenführung der bran
chengleiChen Unternehmungen �u ermöglichen. 
Auch das ist bei der Planung mit kalkuliert 
und berücksichtigt worden. 
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Es ist wichtig, daß man feststellen kann, lage über die Ubernahme der Bundeshaftung 
daß folgende Summen im Investitionsbereich: für die Alpine Montangesellschaft gerne zu 
für die Hütte Donawitz 1 288 Millionen, für und hoffen, auch Ihre Zustimmung zu finden. 
das Werk Kindberg 61 Millionen, für Krieg- (Beifall bei der SPO.) 
lach 21 Millionen, für Traisen 1 54 Millionen, Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
für Zeltweg 1 80 Millionen, für Judenburg Abgeordnete Bur.ger. 
1 68 Millionen, für Ferlach 60 Millionen und 
für den Steierischen Erzberg 1 95 Millionen, Abgeordneter Burger (OVP) : Sehr geehrter 

bereitgestellt werden. Das sind Beträge, die Herr Präsident! Hdhes Haus ! Wie schon mein 

zu guter Letzt nicht nur dem Unternehmen Vorredner erwähnte, wird heute mit diesem 

bei der Investitionspolitik dienen, sondern die Gesetz ein Betrag von 1 330 Millionen Schil

wiederum zum größten Teil der übrigen öster- l ling als Ausfallshaftung durch den Bund dem 

reichischen Wirtschaft zufließen, die ja bei den Hohen Hause vorgelegt. Als Zentralbetriebs

Investitionsvorhab�n weitestgehend berück- rat des größten österr.eichischen Unternehmens 

sichtigt wird. freue ich mich, daß nach fast zweijährigem 

Der Kapitalbedarf des Unternehmens wird 
für die Jahre 1911  bis 1 915 mit 3,3 Milliarden 
Schilling beziffert, wovon auf dieses mittel
fristige Investitionsprogramm 2,2 Milliarden 
entfallen. 1 , 1  Milliarden Schilling werden 
allerdings für die Betriebsersatzinvestitionen 
notwendig sein. 

Wir sind der Meinung, daß der Effekt dieser 
Investitionen sich auch in der Erf01gsredlnung 
der Unternehmensleitung auswirken wird, 
haben also guten Grund anzunehmen, daß 
diese von uns beschlossene BundeSihaftung 
zweckmäßig verwendet wird. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
man von dieser Stelle aus auch mit Befriedi
gung feststellen darf, daß die Bundesregierung 
in verhältnismäßig kurz·er Zeit, in der Zeit 
von 1 910 bis 191 1 ,  also in einem Jahr, der 
gesamten verstaatlichten Industrie die Chance 
gab , zirka 1 059 Millionen Schilling an Kapital
zuschüssen zu erreichen. Ich sage das, weil 
immer wieder davon geredet wird, wir hätten 
jetzt während der sozialistischen Regierung 
für die Verstaatlichte wenig übrig. Diese Sum
men beweisen also das Gegenteil, und ich 
darf zum Vergleich dazu sagen, daß die OVP
Alleinregierung in den drei Jahren von 1966 
bis 1 969 nur 1 044 Millionen an Kapitalzufluß 
ermöglichte. Also auch hier uns·er echtes 
Bekenntnis zur verstaatlichten Industrie. Auch 
die Zahlen gehen uns, glaube ich, mit Recht 
die Hoffnung, den richtig.en Weg gegangen zu 
sein und der österreichismen Wirtschaft 
wesentlich geholfen zu haben und damit auch 
im Rahmen unser,er politisdlen Uberlegungen 
zur Vollbeschäftigung beigetraogen zu haben. 

Diese Investitionen der Oesterreich�sdl
Alpine Montangesellschaft kommen also im 
wesentlichen der österreichischen Wirtsdlaft 
zugute. Sie werden die Ertragsredlnung ver
bessern und damit die Vollbeschäftigung 
sichern helfen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! So 
gesehen stimmen wir dieser Regierungsvor-

Bemühen der Alpine selbst, aber auch von mir 
als Abgeordnetem dieses Gesetz nun aufliegt 
und hoffentlidl einstimmig vom Parlament ver
absdliedet werden kann. 

In der Sorge um dieses für die österreidli
sche Gesamtwirtsdlaft so bedeutungsvolle 
Unternehmen sind von meiner Fraktion einige 
schriftliche sowie mündliche Anfragen, aber 
audl ein Initiativantrag unmittelbar vor der 
Parlaments auflösung im Juli dieses Jahres 
vorausgegangen. 

Die OIAG ist nach UberpIÜfung der not
wendigen Berechnungsunterlagen hinsichtlich 
der Rentabilität der geplanten Investitionen 
sehr bald zur Auffassung gelangt, daß man 
der Alpine trotz verschiedener Aruff,assungen 
das Investitionsprogramm genehmigen und die 
AusfaHshaftung des Bundes übernehmen soll. 

In allen Industriezweigen, ob in der privaten 
oder verstaatlidlten Wirtschaft, geht man in 
Europa, besonders aber in Frankreidl und in 
der Bundesrepublik Deutschland, den Weg der 
Ausfallshaftung durch den Staat. Die stän
digen tedlnischen Veränderungen und Erneu
erungen der Produktionsanl,agen verlangen 
gigantische finanzielle Mittel, um am Markt 
über die Erzeugung die Konkurrenzfählgkeit 
zu wahren und die Sicherheit der Ar-beits
plätze zu garantieren. 

Untrennbar miteinander verbunden sind der 
gesunde Betrieb, der wirtsdlaftliche Betriehs
erfolg mit der sozialen Lage der Dienstnehmer. 
Daher sind die angestrebten Investitionen der 
Alpine, und um dieses Gesetz geht es ja, von 
allergrößter Bedeutung. 

Gelegentlich hört man von verschiedenen 
Persönlichkeiten, die siro gerne als Fadlleute 
ausweisen, daß die Alpine-Investitionen im 
Zusammenhang mit der zukünftiogen Endlö
sung bei der Reorganisation in der verstaat
lichten Industrie Fehlinvestitionen sind. Diese 
Auffassung einzelner angeblidl berufener 
Fachmänner mag mit die Ursadle sein, daß 
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dieses Gesetz mit einer solchen Verzögerung 
dem Hohen Hause vorgelegt wild. 

Um den Unsinn einer solchen Auffassung zu 
beleuchten, muß man zuerst einmal genau wis
sen, wer die Oesterreichisch-Alpine Montan
gesellschaft ist, welche Bedeutung sie für die 
österreichisme Regionalwirtschaft hat und wie 
hoch ihr-e Beteiligung am Gesamtumsatz inner
halb der verstaatlichten Wirtschaft beziehungs
weise der OIAG ist. 

Die OIAG, welche 1 970 einen Rekordumsatz 
von zirka 43 Milliarden Schilling ausweist 
und einen Zuwachs gegenüber dem Vorj.ahr 
von 1 1  Prozent hatte, darf mit Stolz auf die 
Alpine blicken, die sich an diesem gewaltigen 
Umsatz mit fast 9 Milliarden Schilling betei
ligt. 

Von den 103.000 in der verstaatlichten Indu
stI1ie Beschäftigten enUiallen 25.600 auf die 
Alpine Montangesellschaft, also fast ein Vier
tel des Belegschaftsstandes der OIAG. Wenn 
man diese Ziffern betrachtet, und ich werde 
mir erlauben, noch weitere zu bringen, dann 
ist es selbstverständlich, daß sich alle Bundes
länder und andere Instanzen, die in das Begut
achtungsverfahren mit eingeschaltet worden 
sind, positiv für die Ubernahme der Bundes
haftung aussprachen. Ich verstehe daher nicht, 
daß eine so lange Zeit vergehen mußte, bis 
dieses Gesetz zur Beschlußfassung dem Hohen 
Haus vorgelegt wüd. 

Der Stammbaum der Alpine umfaßt ein
schließlich der Generaldirektion, die ihren Sitz 
in Wien hat, 32 Betriebe und Vertriebsgesell
schaften, deren Hauptwerke im obersteirischen 
Industrieraum liegen, als dessen Mittelpunkt 
geographisch, aber auch in der Größenord
nung, Donawitz zu betrachten �st. 

In diesem Donawitzer Werk sollen aus dem 
mittelfristigen SonderinvestJitionsprogramm, 
wie mein Vorredner erwähnte, zirka 1 288 Mil
lionen Schilling investiert werden, wobei im 
Mittelpunkt der Ausbau der Stahlwerksanlage 
sowie der Ausbau der Hochofenbetriebsanla
gen stehen soll. 

Der Schwerpunkt aller Investitionen H.egt 
bei der Alpine in der Rentabilität. Obwohl 
mit dem Ausbau der Schmelzbetriebe eine 
J:ahresstahlproduktion geplant ist, die 1 ,3 Mil
lionen Tonnen betragen soll, so ist doch nicht 
allzu sehr an eine Ausweitung der Erzeugung 
gedacht, sondern vielmehr an eine Erhöhung 
der Rentabilität. Für Donawitz bedeutet das 
Kostensenkung durch Realisierung aller lim 
mittelfristigen Investitionsprogramm vorgese
henen Maßnahmen - vom Rohstoff bis zum 
Endprodukt. 

Der steirische Erz'berg war in den letzten 
Jahren Gegenstand heftiger Diskussionen. Be
sondeI1S gescheite Leute, deren Namen ,Jeh hier 
nicht nennen möchte - vielleicht wird man 
es noch einmal tun müssen -, waren der Auf
fassung, daß der Erzberg "eingemottet" ge
hört. Sie fanden in der Einfuhr ausländischen 
Erzes für die hiesigen Produktionsstätten den 
tieferen Sinn. Diese Herren dachten nur an 
die gegebene billigere Preis,lage, sie dachten 
jedoch nicht an das Schicksal von zirka 1 6.000 
Dienstnehmern im obersteirischen Industrie
raum. 

Wenige Jahre nach der EiIliIIlottungstheorie 
hat sich diese Auffassung geändert, weil die 
als ,so bullig gepriesenen Auslandserze anzie
hen UIl!d wie das Importöl teurer werden. 

Der Erzberg hat mit seinen Lagerstätten 
einen Wert von 28 Milliarden Schilling. Im 
Schoße dieses Berges ruhen 1 90 Millionen 
Tonnen Erz. Bei einer Fördermeng,e von 
3,5 Millionen Jahrestonnen wird die heimische 
Eisen- und StahLinidustrie noch runde 60 Jahre 
beliefert werden können. Man unter läßt am 
Erzberg nichts, um den Abbau rentabel zu ge
stalten. Es scheint mir hier angebracht zu s'ein 
festzustellen, daß am Erzberg infolge der gleis
losen Förderung 5,5 Millionen Liter Dieselöl 
gebraucht werden. Durch die Dieselölpreiser
höhung des Vorjahres entstand für den Erz
berg eine Bel'astung von 4 Millionen Schilling. 
Die Großlöffelbagger und die schweren S-LKW 
befahren niemals eine Bundesstmße. Die 
Dieselölpreiserhöhung ist somit eine schwere 
Belastung besonders auch für den Erzbergbau. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Wenn man von der Alpine 'spricht, muß man 
auch andere BetrieJbe erwähnen als Donawitz 
und den Er:z!berg. In Krieglach steht, und das 
muß ich ihier besonders erwähnen, das modern
ste Rohrwerk Buropas, und man kann geradezu 
von einer ,BerühmtJheit sprechen. Dieses Rohr
werk erzeugt vollkontinuie rlich vom Band das 
fertig ,geprüfte Rohr. Die Arbeit voHzieht sich 
1m Zweischichtenbetrieb und beliefert den ge
samten Inlandsmarikt. Der 30millionste Meter 
Krieglacher Rohr wurde vor kurzem in diesem 
Werk, welches er,st seit 15 Monaten läuft, 
fertig,gestellt. Dies sind 60.000 Tonnen oder 
eine Länge fün�mal um die Erde. 

Damit hat sich nicht nur die Absatzlage von 
Donawitz ,gebessert, sondern es wurde mit 
dem Streckenreduzier:walzwerik und mit der 
Rohrverzinkerei auch ein entscheidender 
Schritt in Richtung Finalisierung getan, in 
einer Er.zeugungssparte, mit welcher man nie
mand auskonkurrenziert oder in Gefahr bringt. 
Ein Drittel dieser Erzeugung ,geht in den Ex
port. 
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In Kindberg 'wird der Ausbau des Kaltwalz
we�kes vor/genommen :werden. Die Errichtung 
einer Kleinprofiler:zeugung wird ein neues 
Fertigungsprogramm eröffnen, und mit dem 
Ausbau der Stahlvergütung wird man mehr 
mittelle,giertes Material von- der Hütte Dona
witz abnehmen und weiterverarbeiten können. 

Die Maschinenfabriik z,eUwe,g, jener Betrieb 
der Alpine Montangesellscbaft, dessen Ferti
gung ausschließlich im Finalsektor liegt, hat 
seinem Anlageilibau im Zeitalter des Umwelt
schutzes ein neues Ge:bi'et erschlossen. Das 
Unternehmen ist das erste in Osterreich, das 
eine komplette Mül1veraschungsanlage a,uf 
den Markt bringt. 

In der Folge werden auch AJbwasserreini
gungsanlagen entwickelt. Hier halben Inge
nieure und Konstrukteure ein echtes Aufga
bengebiet zu ,bewältigen. Jede Investition, die 
ein Unternehmen macht, um der Umweltver
schmutzung an den L,ei.b zu rücken, muß be
sonders /hier 1m Hohen Hause begrüßt werden. 
(Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt den Vor
sitz.) 

In Judenbur,g wird der Werkzeugstahl er
zeugt /und Tragfedern 'für lKW und Wag.gons 
in alle Welt geliefert. So werden bei den 
Scania- und Volvo-Falhr,zeugen Styria-Auto
mabilfedem eingebaut. Das Federnwerk in 
Judenburg, wo 1 970 pro Monat 1000 Tonnen 
erzeugt wurden, ist ganz besonders, auch j etzt, 
wo die Konjunktur rückläufig ist, aus:gelastet. 

Mir schiene der sinnvotle Ausbau bezie
hungsweise die Erweiterung der Werke Juden
burg und ZeItwe.g überhaupt geeignet, dereinst 
das Problem FOihnsdor,f zu lösen. Hier könnten 
starke Bergmannshände beschäftigt werden, 
nicht alber in einer Siemens-Montagehalle , wo 
anfä.nglich 20, im Endsta1dium vielleicht 
200 Frauen beschäftigt werden können. Ich 
begrüße, daß diese Montagehalle gebaut wird, 
stelle aber hier fest, daß dies den Bergarheitern 
nicht dienlich sein wird. 

So 'könnte man, Hohes Haus, noch die 
KESTAG in Ferlach und die Er,zbergbaube
triebe Hüttenberg und Radmer er!wähnen, wo 
die Leistung pro Mann und Schicht in den 
letzten Jahren von 1 3,5 Tonnen auf 20 Tonnen 
gesteigert werden konnte. 

So möchte ich zum Schluß, Hohes Haus, 
nacbdem ich einen kurzen Uberblick über die 
Alpine gegeben habe, für die heute die Aus
fallshaftung beschlossen wird, noch einmal auf 
die Investitionen selbst zurückkommen. Ob sie 
nun die Alpine betreffen oder andere Firmen. 
Es gilt für alle der gleiche Grundsatz : Sie müs
sen unter den einzelnen Unternehmungen 
genau abgestimmt sein, weil dadurch eine Pro
duktionsabstimmung eingeleitet wird, welche 

Ülberhaupt die Voraussetzung ist, daß man an 
Zusammenarbeitsverträge, Kooperationen, j a  
schließlich an Fusionen denken kann. 

Wenn aher eine solche Abstimmung erfolgt 
ist, und das ist durch die OIAG geschehen, 
so ist unmittelrbar mit der Durchführung der 
geplanten Bauvorhaben zu beginnen und sind 
diese zügigst voranzutreiben. Warten kann zu 
doppelten Verlusten führen : Einmal steigen 
von Jahr zu Jahr die Preise, nicht nur am 
Lebensmittelsektor, sondern im besonderen bei 
den Investitionsgütern, zum anderen kann ein 
Verzug bei den Investitionsmaßnahmen den 
Entgang von Einnahmen aus einer höheren 
oder kostenmäßig günstigeren Produktion be
deuten. Gerade jetzt, wo man von einer Tal
fahrt unserer Konjunktur spricht, könnten die 
geplanten Investitionen und deren sofortige 
Inangriffnabme .geradezu wie eine Auffang
steIlung wirken, und das wollen wir doch alle, 
meine Damen lund Herren! 

Für die Volkspartei, und das darf ich hier 
mit allem Nachdruck sagen, ist die VoUbe
schäftigung in einer .g·esunden Wirtschaft die 
Sorge Nummer eins. (Abg. H a a s; Koren ist 
anderer Meinung!) 

Heute ist es die Alpine, wo die Ausfallshaf
tung, wenn auch unverständlich spät, durch 
den Eigentümer IBund übernommen wird. Mor
gen wird, falls begehrt, hoffentlich dasselbe 
auch für andere ,Betriebe .geschehen. Immer 
Clfber sollen wir das Bewußtsein /haben, daß ein 
Unternehmen den anderen nicht im Wege ist, 
sondern wir sollen uns - und das sage ich 
den einzelnen Vorständen - stets bewußt 
sein, daß wir nicht feindliche Brüder in einem 
gnadenlosen Konkurrenzkampf sein dürfen, 
sondern wir sollen dankbar glücklich sein, daß 
unser kleines Land über eine so große und 
über eine so gesunde Industrie verfügt. (Bei
fall bei der OVP.) 

Mögen die Alpine-Investitionen einen wei
teren Schritt in dieser Richtung bedeuten, daß 
sich die einzelnen Unternehmen untereinander 
harmonisch abstimmen, damit der Schritt zu 

einer gemeinsamen Endlösung in der verstaat
lichten Industrie leichter Igetan werden kann. 

In dieser Bedeutung wird die Osterreichische 
Volkspartei diesem Gesetrz gerne und mit 
Uber,zeugun.g ihre Zust1mmung geben! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der A:bgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir stelben beim 
dritten von 22 Tagesordnungspunkten. Das ist 
mir Anlaß, die Stellungnahme der FPO-Frak
tion heute knappest unter der Voraussetzung 
zu fassen, daß ich im Rahmen der Budget-

3 1  
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debatte auf den sehr wesentlichen Themen
kreis der verstaatlichten Unternelhmungen 
noch einmal ausführlich zurückkommen ,werde. 

Der Herr Abgeordnete Burger brachte zum 
Ausdruck, daß die AJbgeordneten der Oster
reichischen Volkspartei gerne und mit U:ber
zeugung der Ragiemngsv.orlage die Zustim
mung erteilen. Ich stimme nicht aus voller 
Ubenzeugung zu, Herr Abgeordneter BUIger, 
sondern aus Verantwortung'Slbe,wußtsein ge
genÜ!ber den in der Alpine Montangesellschaft 
beschäftigten Arbeitern und Angestellten. Aus 
UbeIizeugung kann ich mein Ja zu dieser 
Regierungsvorlage nicht setzen, weH ich mir 
über die Tragweite dieses Ja in seinen Folge
rungen und Konsequenzen nicht im IDlaren bin. 

Herr Präsi'dentl Vor Ihnen steht ein frei 
gewählter Abgeordneter des Hohen Hauses, 
der einer kleinen, nicht a'ber einer großen 
Partei angehört und der nicht über fachliche 
Hintergrundorganisationen wie die SPO und 
OVP verfügt, um sich durch diese beraten zu 
lassen. Ich erkläre mich außerstande, daß ich 
die Konsequenzen meines Ja, das ich mit 
meinen FraktionskoHegen zu dieser Regie
rungsvorlage s,etze, in seiner Richtigkeit ader 
Unrichtigkeit infolge der fehlenden Beratungs
möglichkeiten einzuschätzen in der Lage bin. 
Ich sage mit meinen Fraktionskollegen ja zu 
einer Bundeshaftung im Ausmaß von 1 ,3 Mil
liarden Schilling, ohne zu wissen, ob es eine 
volkswirtschaftlich und darüber hinaus für die 
gesamten verstaatlichten Unternehmungen 
richtige Entscheidung ist, die ich treffe und die 
meine Fraktionskollegen mit mir treff.en. 
Darum erinnere ich neuerlich an die Parla
ments- und GeschäftsordnungsrefoI1m zur Be
hebung dieser Mängel. 

seinen Finanzierungsplänen bei Gott nicht so 
klaglos ,gelaufen, wie man sich das für einen 
verstaatlichten Betrieb mit 1 6.000 Beschäfti:g
ten vom industriepolitischen Standpunkt gerne 
wünschen würde. Es ist bestimmt nicht über
zeichnet, wenn man in Erinnerung ruft, daß 
das Reorganisationskonzept der Alpine Mon
tangesellschaft dem verewigten Generaldirek
tor der OIAG Dr. Kothbauer manches Kopf
zenbrechen bereitet hat und daß der heutige 
Generaldirektor der OIAG von ähnlichen Sor
gen gequält ist. 

Möge !Zutreffen, was der Sprecher der Oster
reichischen Volkspartei zum Ausdruck hrachte : 
daß es eine den in diesem Unternehmen Be
schäftigten dienende und im Hinblick auf die 
Alpine Montangesellschaft richtige Entschei
dung ist, die wir 'heute mit den Stimmen aller 
drei Fr�ktionen treffen. 

Aber noch einmal Tlufe ich mit Nachdruck 
unseren freiheitlichen Vorbehalt in Erinne
rung: Wir können nur die halbe Verantrwor
tung für dieses Ja übernehmen (Zwischenruf 
des Abg. Dkfm. G o r  t o n), :w'eil wir dieses 
Ja in seinem Umfang und in den Konsequen
Izen nicht zu 'beurteilen :vermögen. - Herr 
Abgeordneter Gorton! Sie kommen aus der 
Wirtschaft und wissen ,ganz genau. wie schwi,e
rig die Zusammenlhänge in diesem Belang eiben 
zu beurteilen und einzuschätzen sind. Wenn 
Sie IwoUen, ist es ein Ja in der vollen Trag
weite der Verantwortung. Ob es ein richtiges 
Ja ist, können Sie Igenausowenig beurteilen, 
wie wir Freiheitlichen es heute zu beurteilen 
vermögen, und auf dieser Eins chränkung be
stehe ich namens meiner Fraktion, ob es lhnen, 
Herr Abgeordneter Gorton, paßt oder nicht! 

Aus 'den dar,g,elegten Gründen sUmmen wir 
Freiheitlichen der in Verhandlung befindlichen 
Regierungsvorlage ,zu, (Beifall bei der FPo.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist gesdllossen. 
- Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  's t i m  m u,n g. 

Ich bitte j ene ' Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang unter BerücksichUgung der vom Be
richterstatter vor,gebrachten Druddehlerberich
tigung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom
men. 

Der Herr BeI'ichterstatter beantr.agt die 
sofortige Vornahme der dritben Lesung. -
Kein Einwand. 

Herr Abgeordneter Burger !  Dieses Ja zu
gunsten der Alpine Montangesellschaft für 
diese Ausfalllhaftung des Bundes im Ausmaß 
von 1 ,3 Milliarden Schilling ist herausgerissen 
ClJUS dem Komplex eines neuen Gesamtkon
zeptes für die verstaatlichten Unternehmun
gen. Niemand kann mir heute von der Regie
rungs:bank aus sagen, welche Notwendigkei
ten hinsichtlich der anderen Betriebe in aller
nächster Zeit zu bewältigen sind. Niemand 
- niemand von der Bundesregierung und nie
mand von der OIAG - Ikann mir sagen, was 
tatsächlich in den nächsten Monaten auf uns 
zukommt und wie sich die OIAG des Gesetzes
auftrages entledigen wird, den sie innerhalb 
von vier Jalhren im Zusammenhang mit der 
BranChenzusammenfassung zu erfüllen halben 
wird. Ich daIlf in Erinnerung rufen, daß ein 
gerüttelt Maß der verfügbaren Zeit abge,lau
fen ist. 

ICh - bitte somit jene Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 

Herr .Nbgeordneter Burger! Das Investitions- auch in dritter Lesung ihre Zustimmung ertei
konzept der Alpine MontangeseHschaft ist mit ' len, sich von den Sitzen zu erheben. - Ich 
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stelle die E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Ge- Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge-
setzentwurf ist somit auch in dritter Lesung ordnete Sandmeier. Ich erteile ,es ihm. 
a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (10 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem weitere 
Uberschreitungen von Ansätzen des Bundes
finanzgesetzes 1911 genehmigt werden (2. Bud
getüberschreitungsgesetz 1911) (54 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung : 2. Budgetüber
schreitungsgesetz 1 971 .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Jung
wirth. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Jungwirth : Herr Präsident I 
Hohes Haus ! !Die Bundesregierung hat am 
16. November 1971 den Entwul1f eines 2. Bud
getüberschreitungsgesetzes 1971  im National
rat eingebracht. Durch diesen soll einern Ge
samtüberschreitungsbetrag von l1llIl!d 2324 Mil
lionen SchiUing zugestirrunt werden. Zur Be
deckung sind Rücklagenauf!ösungen in Höhe 
von 34,639. 1 1 8 S, Ausgabenrückstellungen in 
Höhe von 1 . 1 94,41 1 .61 5 S und Mehreinnahmen 
in Höhe von 1 .095,147.394 S vorgese\hen. Durch 
dieses Gesetz .wird der Blldg,etabgang keine 
Änderung erfahren, j edoch erhöht sich natur
gemäß der AusgaJben- und Einnahmenralhmen 
des Voranschlag'es. 

Der F'inanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz
entwurf am 24. November 1971 der Vorbera
tung unterzogen. An der ausführlichen Debatte 
beteiligten sidt die AJbgeordneten Dr. Koren, 
Sandmeier, Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, Dr. Schmidt, 
OOr. Köni!9", Dr. Haider sowie der Bundes
minister tür Finanzen Dr. Androsch. 

Be'i der .A!bstimmung wurde die Regierungs
vorlage mit Stimmenmehrheit unverändert an
genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
FinaI1Jz- und Budgetausschuß somit durch mich 
den A n  t r a g, der Nationalrat wo He dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf ( 10  der Bei.lagen) die verfassungsmäßige 
mstimmung erteilen. 

Weiters wurde ich ermächtigt, dem Hohen 
Hause den Antmg ;zu unterhreiten, falls Wort
meldungen vorliegen, General- und Spezial
debatte unter einem abführen IZU 'Wollen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter
sllatter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Einwand wird 
nicht erhoben. General- und Speziraldebatte 
wird daher gemeinsam durchgeführt. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Das vorliegende Budget
überschreitungsgesetz ist das !zweite in diesem 
J alhr. Sprecher der sozialistischen Regierungs
partei haben kürzlich hervor.gehOlben, daß es 
in diese.m Jahr nur 'ZiWei Budgetütberschrei
tungsgesetze gehen werde , wogegen in der 
Zeit der OVP-.Al1einregierung immer me!hrere 
ins Parlament eingebracht wurden. Sie hatten 
diesen Tatbestand offensichtlich als Positivum 
gewertet. 

Nach meinem nafürlhalten ist diese Dar
stellung eine völlige Verkennrung der Proble
matik von Budgetüberschreitungsgesetzen. Es 
kommt Ibei den Budg'etüberschreitungsgesetzen 
nicht darauf an, wie viele Isolche Uberschrei
tungsgesetze in einem Jahr eingelbracht wer
den. Das Schwergewicht liegt vielmehr auf der 
HÖlhe der Ausg1llbenüberschreitungen im ein
zelnen und schließlich in der Gesamtsumme. 

Wenn man diesbezüglich einen Vergleich an
stellt - ich habe mir die Mühe genommen, dies 
zu tun - und die Jahresüberschreitungssumme 
seit 1966 ins Verhältnis zur jeweils budgetier
ten Gesamtausgabensumme bringt, dann kann 
man folgendes Ifeststellen:  

. 

AJbgesehen vom a'bnol1IIlalen Jahr 1 967 ,gab 
es in den letzten Jahren seit 1966 prozentuell 
immer niedrigere Ausgabenüberschreitungen 
als heuer im Jahre 1 97 1 .  Die prozentuell höch
ste Ausgabenüberschreitung gibt es also in 
diesem Jahr. 

1m übrigen 'Wird immer wieder von FlexiJbi
,lität gesprochen und ,gepredigt, von FleJribioli
tät bei der Vollziehung. Ich frage mich : Was 
ist flexibler für eine VoUziehung? Wenn ich 
drei oder vier oder me'hrer-e BudgetÜlberschrei
tungsgesetze einbringe und damit die Mög
lichkeit halbe, Aus'gaben, die wir periodisch 
beschließen, audt wirklich in diesem Jahr aus
zugeben? Oder ist es flexibler, wenn ich nur 
ZiWei Budgetüberschreitungsgesetze einbringe 
und das letzte im Dezember beschließen lasse, 
wodurch vieles, was beschlossen wird, gar 
nicht mehr durchgeführt werden kann? 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
eillJIIlal 'gesagt, daß 'es unbestritten sei, daß 
es ,zur elastischen Vollziehung eines Haushal
tes Budgetüberschreitungsgesetze geben 
müsse. Wir haben dies nie bestritten, und 
ich schließe mich dieser Meinung auch an. 
Zum vorHegenden BudgetÜJberschreitungsge
setz aber muß festgestellt werden, daß darin 
eine Anzahl von Ansätzen enthalten sind, die 
nichts mit einer elastischen Vollziehung 'zu 
ban halben, sondern die bei sorgfältig,erer Vor
bereitung des Budgets 1 971  dort hätten bereits 
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au:fgenommen werden müssen, weil der Grund 
für die Ausgaben zum Tei,l <bereits damals ibe
stande.n Ihat und nicht erst später entstanden 
ist. 

Man hat sich damals, als !das Budget 1 97 1  
eingebracht 'Wurde, zwar gerühmt, daß es noch 
nie mä:glich war, so frühzeitig Wünsche und 
Forderungen der Ressortminister zu erhalten, 
und daß das Budget noch nie so frühzeitig 
ins Parlament eingelbracht wurde. Es zeigt sich 
aber heute wiederum, so wie es beim 1 .  Bud
getüberschreitungsgesetz sichtbar Wlurde , daß 
diese Schnelligkeit offensichtlich auf Kosten 
der Genauigkeit gegangen ist. 

Ein Beispiel dafür: Der Verwaltungsauf
wand für die Hochschulen wurde im 1 .  Budget
überschreitungsgesetz mit einem MOOlibetrag 
von 15 Millionen Schilling eingesetzt. Diesmal 
wird dieser Verwatltungs!kostenaufwarrd um 
weitere 10 Millionen erhöht. Es soll ,gar nicht 
untersucht werden, ob das von der Sache her 
richtig oder nicht richtig ist. Aber bei einer 
einzigen Stelle, meine Damen und Herren, sich 
um 25 Millionen Schilling !zu irren, das scheint 
mir denn dorn. etwas zu viel zu sein. 

Oder: Wenn man :bei der Post "Osterrei
chische Kfulturinstitute" die Personalkosten 
heute um über 1 ,6 Millionen Schilling erhöht, 
so deutet das ebenfalls auf eine OIberflächHrn.e 
Arbeit bei der IBudgeterstellung hin. Das be
treffende Ministerium muß doch einen Plan 
haben und muß wissen, wieviel Leute 
man braucht und was man in diesem Jahr 
vorhat. Es 'zeigt von !Wenig Konzept, wenn 
einem erst während des Jalhres einfällt, daß 
man in einigen Kulturinstituten ein Revire
ment durchführen /Will und daß dadurch !Unter 
Umständen zeitweise eine Doppelbesetzung 
no twendig ersche in t. 

Und nicht gerade eine konzeptirve Aribeit 
zeigt folgendes Beispiel : 'Da sind tm vorliegen
den Budgetüberschreitungsgesetz für drei Bau
vorhaben der JusUzverwaltung Beträge ein
gesetzt. Es handelt sich hier um den Bau 
eines Justi,zgebäudes 'in Br,egen:z mit 2 Millio
nen Schilling, um einen Gefangenenlhauszubau 
in Feldkirch mit weiteren 2 Millionen Schilling 
und um ein Amtsge!bänJide in Zwettl mit 3 Mil
lionen Schilling. Man möchte glauben, daß , 
wenn im Budgetüberschreitungsgesetz 1 971 
diese Beträge für den Baubeginn eingesetzt 
sind, dann im Budget für 1972 für eine Fort
führung dieses Baues Beträge vorgesehen 
wären. Man kann dort suchen, !Wo man will, 
man findet nichts. Das bedeutet, daß auch hier 
planlos geartbeitet wird, wenn man ein 'Budget 
im Sommer fertigmacht, im November ein
bringt und im selben November ein Budget
ü,berschreitungsgesetz einbringt, wo Beträge 
eingesetzt !Werden, die im Budget dann ke,ine 

Fortführung mehr finden. IEs erg�bt sich also 
die berechtigte Frage, wie diese Vorgangs
weise mit einer planvollen Investitionspolitik 
in Einklang 'gebracht werden kann. Wenn 
man innerha�b von ein paar Monaten solche 
ad hoc-Entscheidungen trifft, kann man wahr
lich nicht mehr von einer planvollen Investi
tionspoliUk sprechen. 

Im übrigen kann man sich des Eindnud{:es 
nicht erwehren, daß heute zum Teil Ausgaben 
beschlossen werden sollen, die entweder gar 
nicht mehr durchführbar sind, oder daß unter 
Umständen AusgaJben bewilligt werden, die 
vielleicht bereits getätigt sind, ohne daß hie
für die parlamentarische Zustimmung vorlag. 
Ich kann es mir einfach nicht vorsteHen, daß 
heuer noch bauliche Maßnahmen in Höhe von 
über 250 Millionen Schilling, .wie sie heute 
beschlossen werden sollen, durchgeführt wer
den können. 

Natürlich kann man sagen : Was wir nicht 
mehr durchführen können, IfÜlhren wir einer 
Rückl,age z·u. Aber, meine Damen und Herren, 
es gibt ja in diesem .BudgetÜlberschreitungs
gesetz eine ganze Reihe von Posten, die vorher 
nie aufgeschienen sind, die ganz neu eingesetzt 
Wlluden. Eine Rüddage aus bereits veran
schlagten Mitteln ist sinnvoll, a,ber Uberschrei
tungen zu bewilligen, die völlig neue Ansätze 
darstellen, .die gar nicht mehr ausgegeben 
werden können, bedeutet nach meinem ;Dafür
halten eine Umgehung verschiedener Haus
haltsgrundsätze i man will offensichtlich Ein
nahmen eines HauSIhaltjahres in das nächste 
Jahr hinüherretten. 

Wenn man alle diese Dinge betrachtet und 
insbesondere an die vielen Reparaturen des 
Budgets 1 97 1  denkt, die vielfach nur deshalb 
notwendig 'geworden sind, 'weil man das Bud
get eben überhastet gemacht und eingebracht 
hat und daher w.enig Sor,gfa,u dabei 'zu er
kennen war, dann wundert man sich wirklich, 
daß der Herr Bundesminister für Finanzen in 
seiner .Budgetrede iJm JaJhr 1 97 1  v;on einem 
"neuen Stil" sprechen konnte und gemeint hat, 
diese neue Methode der Budgeterstellung, 
nämlich daß es ihm ,gelungen ist, das Budget 
bereits am 1 5. 9. vom Ministerrat beschließen 
zu lassen, sei ein "neuer Stil". Es mag richtig 
sein, die Aribeit war sehr flott, das iBudget 
wurde am 1 5. 9. im Ministerrat beschlossen, 
alber die Folgen dieser überhasteten A[beit 
sehen 'Wir allerdings am vorliegenden Budget 
197 1 .  

Hingegen scheinen, obwohl heute über 
2 Milliarden neue Ausga'ben beschlossen wer
den sollen, Ausgaben, von denen man hätte 
annehmen und hoffen 'können, daß sie ins 
BudgetÜlberschreitungs'gesetz ClIUlf,genommen 
wären, nicht auf. 
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Es wurde doch heuer ein Vertrag mit dem 

Vatikan abgeschlossen und eine dementspre
chende Gesetzesvorlage hier im Haus ei.nge
bracht, wodurch die ,gesamten Personalkosten 
für die konfessionellen Privatschulen ü:ber
nommen hätten werden sollen. Also <Zu den 
60 Prozent bisher noch die weiteren 40 Prozent. 
Wenn es Ihnen, meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion, schon gelun
,gen ist, dieses Gesetz aufs Eis zu legen, so 
hätten Sie, faHs Ihnen wirklich etwas an der 
SaChe gelegen wäre, doch veranlassen können, 
daß wenigstens in Form von ErmessenSikredi
ten diese 40 Prozent PersonaLkosten !heuer 
noch in dieses Gesetz aufgenommen worden 
wären, denn ich glaube, daß diese 18 ,Millionen 
Schilling, wn die es Ihier ang,eblich ,geht, noch 
reichlich hätten iPlatz finden können. 

Nicht uninteressant an diesem Budgetüber
schreitungsgesetz ist auch die Tatsache, daß 
der Ve:rrwaltungsaufwand abermals ausgewei
tet werden soll, und 'Zwar netto um 1 1 3 MiUio
nen Schilling. Auch beim 1 .  BU!dgetüber
schreitungsgesetlZ wurde eine größere Summe 
Verwaltungs aufwand zusätzlich bewilligt. Und 
das, meine Damen und Herren, !Zeigt deutliCh, 
daß in der Frage der Verwaltungsre.form nicht 
IliUr eine Stagnation eingetreten ist, sondern 
ich möChte sagen, daß ein Rückschritt fest
stelbbar ist. 

Im übrigen [bestätigt das vorliegende Bud
getübersChreitungsgesetz die Kritik, die wir 
vor einem Jahr am Budget se1bst geübt ha'ben. 
Es bestätigt vollinhaltlich unsere Vorschläge, 
die wir vor einem Jahr im Zusammenhang 
mit unserem Antrag auf Aufhe'bung der Son
dersteuern gemacht \harben. Der Herr Bundes
minister hat wohl damals gemeint, als wir 
diesen Vorschlag gemacht haben, es wäre nur 
Utopie, es wären nur Dinge, die nicht durch
führbar seien. Kurze Zeit darauf hat er Teile 
dieses unseres Vorschlages in sein Konzept 
übernommen, und dieses vorliegende 2. Bud
getüberschreitungsgesetz zeigt ebenfalls, daß 
unsere Vorschläge richUg 'Waren. 

Gemäß den Erläuternden Bemerkungen wird 
heuer mit Biuttomehreinnahmen ifür Lohn
steuer in der Höhe von 600 Millionen SchiLling 
gerechnet. Das ist eine Einnalhmenerhöhung 
gegenüber dem Einnahmenerfolg von 1910 von 
1 1, 1  Prozent. Das zeigt ,ganz deutlich, daß der 
konfiskatorische Charalkter dieser Steuer mehr 
denn j e  zum Vorschein kommt. Wenngleich 
auch der Herr Bundeskanzler am Vorabend 
der Wahl 1 970 im Fernsehen gemeint hat, 
seine Partei würde nur in eine Regierung ein
treten, die sofortige Maßnahmen setzt, daß 
der konfiskatorische Charakter der Lohnsteuer 

diesem erlheblichen AJUsmaß I�U kassieren. ,Es 
wurde in der Folge - ich gebe das zu - eine 
kleine ,ProgressionsmilderuIlig durchgeführt, 
aber das exoIibitante Ansteigen der Lohn
steuer zeigt ganz deutlich, daß di,ese erste 
Lohnsteuerreform, diese erste kleine Progres
sionsmilderung eine wesentlich �u geringe 
Willkung hatte. In der Zwischenzeit wurde 
die Lohnsteuer für das nächste Jahr mit 
1 5  Milliarden präliminiert - und \Wenn Sie 
die Zuschläge dazunehmen, dann sind es fast 
20 Milliarden Schilling -, aher unseren An
trag auf sofortige Milderung der Lohnsteuer
progression hahen Sie, meine Damen und 
Herren, bedauerlicher,weise in diesem Hohen 
Hause ahgele!hnt. 

Wenn heute vormittag der Herr Abgeord
nete Dr. Fischer gemeint hat, es hätte zu 
unserem Antrag auch ein Bedeckungsvorsc:hlag 
gehört - ich ,glaube, das halben Sie, Herr 
Abgeordneter, hier vorgebracht -, dann darf 
ich hiezu kurz folgendes sagen : Der Herr 
Bundesminister hat ja bereits im Juli dieses 
Jahres gewußt, daß, wenn nichts geschieht, 
das heißt, wenn keine Maßnahmen zu einer 
Progressionsmilderung eingeleitet werden, 
dann die Lohnsteuer im Jahre 1 972 auf 15 Mil
liarden ISdlitlling ansteigen wird. Richtig \hätte 
der Herr Finan�minister gehandelt, wenn er 
bei der Budgeterstellung nicht die vollen 
1 5  Milliarden für sich in Anspruch genommen 
hätte, sondern eben nur etwa 1 3  Milliarden 
- ich nenne jetzt nur eine Zahl - ,eingesetzt 
hätte und den Rest, die 2 Milliarden, zur 
Progressionsmilderung verwendet hätte. (Abg. 
DI. Heinz F i s  e h e  I: Woher?) Woher die 
15 Milliarden SchiUing? Herr Abgeordneter! 
Der Finanzminister hat natürlich die 2 Mi1liar
den Differenz hurtig verteilt. Natürlich Iwird 
er sie nicht liegen lassen. Das ist ja selbst
verständlich. Es scheint hier müßig ,zu sein, 
heute von einer Bedeckung zu sprechen, wenn 
man weiß, daß man sich im Sommer eines 
großen Versäumnisses schuldig gemacht hat. 

Dieses BudgetÜlberschreitungsgesetz :zei.gt 
auch einige Widersprüche auf. Auf der ,einen 
Seite hat der Herr Finanzminister 1,5 Prozent 
der Ermessenskredite für Investitionen gebun
den und hat sie, wie wir aJUS den Budget
beratungen edahren konnten, einer Rücklage 
zugeführt, und 2'lwar, wie wir ,gehört haben, 
aus konjul1!kturellen Gründen. Hier die Bin
dung, und auf der al1!deren Seite werden zu
sätzlich MHlionen Schilling auch wieder für 
bauliche Investitionen Ibewilligt. Ich glaube, 
daß hier doch ein Widerspruch drinnen liegt, 
zwnindest kann man hier nicht von einer kon
zeptiven Vorgangsweise spreChen. 

be endet wird, so sCheuen Sie sich heute nicht, Und nun zum tedmischen Ablauf der Bera
auch von der Inflationsrate die Lohnsteuer in tungen des Finanz- und Bud,getausschusses 
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noch einige Worte. Es ist aufgef.allen, daß sich 
bei den Beratungen zu diesem Gesetz im 
Finanz- und Budgetausschuß kein sozialisti
scher Abgeordneter zum Wort gemeldet hat. 
Es war tbisiher üblich, daß man, auch wenn 
man die Mehrheit hat, ,wenigstens über die 
Vorlage diskutiert. Es erhebt sich die Frage , 
ob Ihnen an einem Gespräch, an einer Dis
kussion Ülberhaupt noch etwas gelegen ist oder 
ob es Ihnen genügt, die Melhrheit zu ha'ben, 
sie zu nutzen und die Opposition niederzu
stimmen. Demokratie ist immer noch Gespräch, 
ist immer noch üiskussion. Auch gestern beim 
Kapitel Finanzen war auffallend, daß sich 
bei 'etwa 20 Wortme1dungen nur ein eiIlJZiger 
sozialistischer Abgeordneter bereit gefunden 
hat, das Budget des Herrn Finanzministers �u 
verteidigen. Aum hier eine mangelnde Dis
kussionsbereitschaft. Wir hedauern das se/1lI. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, 
möchte ich .feststellen, daß die Osteneichische 
Volkspartei aus verschiedenen Gründen, die 
wir 'bereits 'bei der Verabschiedung de,s Bud
gets im Hohen Haus iVorgebracht haben, die 
wir weiter beim 1 .  Budgetüberschreitungs
gesetz vor.gehracht ha:ben und die ich heute 
wi,eder genannt halbe, nicht in der Lage ist, 
dem Budgetü:berschreitungs,gesetz 'zuzustim
men. Wir müssen unsere Zustimmung auch 
deshalb versagen, weil wir der -gesamten Fi
nanzpolitik dieser Regierung skeptisch Igeg,en
überstehen. Wir erblicken in der Politik., die 
Sie betreiben, eine konzeptlose Politik insge
samt, die einzig und allein darauf ausgerichtet 
ist, die Bevölkerung durch immer wieder neue 
Ankündigungen von Maßnabmen und populä
ren Gags zu verwirren. Aus diesem Grunde 
ist es uns nicht möglich, diesem Budgetüber
schreitungs,gesetz zuzustimmen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es 
ibm. 

Abgeordneter Dr. SCbmidt (FPO) : Herr Präsi
dent ! Herr Minister! Hohes Haus! Meine 
Damen! Meine Herren! Di,e Regierungsvor
lage, nämlich der Entwurf des Bundesgesetzes, 
mit dem weitere Uberschreitungen von An
s ätzen des Bundesfinanzgesetzes 1 97 1  geneh
migt werden, wird, um dies gleich vorwegzu
nehmen, die Zustimmung meiner Fraktion fin
den. Aber nicht deswegen, weil wir etwa in 
allem und jedem damit einverstanden sind, 
was hier an unabweislich be:z;eidmeten Maß
nahmen genannt wird und eI1stmalig oder zu
sätzlich finanziert werden soll, sondern wir 
stimmen diesem Gesetz deswegen zu, weil 
es sich um Uberschreitungen von Ansätzen 
eines Voranschla·ges handelt, den wir seiner-

zeit mitgestaltet haben, dem wir zugestimmt 
haben und den wir auch mit zu verantworten 
hatten. 

Wir glauben daher, daß es einern Gebot 
politischer :8airneß entspricht, hinter dieses 
Kapitel der Mitverantwortung in der Budget
politik des Jahr.es 1 97 1  einen sauberen und 
ehrlichen Schlußpunkt zu setzen. J'a wir glau
ben, daß es Konsequenz ist, eine Konsequenz, 
die wir heute zum Beispiel bei Ihnen anläßlich 
der Beschlußfassung über die Sonderabgabe 
bei Alkohol vermissen konnten. 

Sicherlich, meine Damen und Herren, hätten 
wir uns unsere Stellungnahme zu diesem 
2. Budg,etüberschreitunglSgesetz v.iel einfacher 
und bequemer machen können. Stoff für Kritik 
enthält d1ese Regierungsvorlage zweifellos 
genug, wenn auch die positiven Elemente 
darin überwiegen. So begrüßen w:ir es zum 

Beispi,el sehr, daß Mehreinnahmen und Ein
,sparungen im Gesamtbetrag von 784 Millionen 
Schilling zur vorze.i tigen Tilgung von Finanz
schulden verwendet weIlden. Uns erscheint 
diese Maßnahme in der gegenwärti'gen 
Situation richtig und vernünftig. De"nnoch 
könnte man, wie gesagt, auch unschwer zu 
einer ablehnenden Stellungnahme bei dieser 
Regi,erungsvorlage 'gelangen, wenn man Oppo
sition um der Opposition willen macht. Man
cher wird vi,elleicht auch fragen, warum wir 
es nicht tun, und mancher wird uns v'ieUeicht 
auch für ungeschickt und dumm halten, daß 
wir es nicht tun, noch dazu, wo wir keinerlei 
Verpflichtungen hätten, hiezu unser Plaz·et zu 
geben, und auch die Regierung es jetzt gar 
nicht notwendig hat, eine Mehrheit zu suchen. 
Wir glauben aber trotzdem, Hohes Haus, daß 
,es billig wäre, aber auch in der Offentliclrkeit 
unglaubwürdig wär,e, wenn man einer Vor
lage, die sich mit einer Materie beschäftigt, 
die man mit erarbeitet hat, nur deswegen jetzt 
die Zustimmung verweigert, weil sich die 
Mehrheitsverhältnisse in2'lwischen geändert 
haben. Das scheint uns auch für eine Oppo
sitonspartei kein ausr,eichender Grund zu sein, 
di,e Haltung zu ändern. So leicht darf man 
es sich nicht machen. 

Dabei sintd in dieser Regierungsvorlage 
Dinge enthalten - ich ha:be das schon ange
deutet -, die uns durchaus keine Freude be
reiten. So zum Beispiel, wenn wir in der Vor
lage lesen, daß der Bund im Jahre 1 960 das 
Palais Trautson in Wien VII angekauft hat, 
um es umzubauen und dort das Justizmini
sterium unterzubring,en, und zunächst die Be
freiung von der Grunderwerbsteuer erwirkt 
hat, aber dann in den folgentden acht Jahren 
den Umbau des Pala�s mangels bereitgestellter 
Budgetmittel nicht fertigstellen konnte. Es 
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muß jetzt die Grunderwerbsteuer im Betrage 
von rund 1 ,8 Millionen Schilling nachgezahlt 
werden, weil der begünstigte Zweck inner
halb der gesetzlichen Frist nicht erfüllt wer
den konnte. Uns scheint das eine sdüechte 
Planung im Einsatz von Budgetmitteln zu sein, 
die den Staat 1 ,8 Millionen Schilling kostet, 
ein Betrag, der zu ersparen gewesen wäre, 
wobei man hier gar nicht sagen kann, daß 
es gleimgültig ist, w.eil hier die eine Hand 
ausgibt und die andere es einnimmt, denn 
bei der Grunde:rrwerbsteuer ist das ja be
kanntlich nicht der Fall. Hier bekommt ja im 
Wege der Abgabenteilung der Bund nur 
20 Prozent, während 80 Prozent dieses Be
trages, der j1etzt überflüssigerweise ausge
geben werden muß, an die Stadt Wien fällt. 
Der Objektivität halber, meine Damen und 
Herren, muß man allerdings sagen, daß diese 
Versäumnisse nicht dem derzeiUgen Finanz
minister, sondern den Finanzministern der 
Jahre 1 960 bils 1 968 anzulasten sind. 

Hohes Haus!  Sosehr wir uns auch freuen 
und es begrüßen, daß bei den Bundesbahnen 
die Ne!bengebühren, also dte velischiedenen 
Zulagen für die Bediensteten, nachgezogen 
wUl1den, so sehr erachten wir es aus grund
sätzlichen Erwägungen für bedenklidl, daß 
hier in diesem Falle das Parlament einfach 
vor vollendete l1atsachen gestellt wird, und 
zwar erst beträchtlich später. 

Wir lesen in der Vorlage, daß da:s Bundes
kanzleramt im Einvernehmen mit dem Bundes
ministerium für Finanzen dieser Erhöhung der 
Nebengebühr,en mit Wirksamkeit 1 .  Mai 1971 
zugestimmt hat. Die Zustimmung erfolgte, wie 
der Herr Finanzminister im Ausschuß s'agte, 
im Juli 1 97 1 .  Der Mehraufwand beträ'gt 79 Mil
lionen. Es zerbricht sich ni'emand den Kopf, 
ob eine Bedeckung gegeben ist, obwohl bei 
jedem Initiativantr,ag der Opposition sogleich 
gefragt wird, ob die Bedeckung vorhanden 
ist. Hier hat man das Parlament mit der 
Bedeckungsfrage nicht beschäftigt. Das Parla
ment wird überhaupt nicht gefragt, und es 

darf 'erst jetzt kurz vor Jahresende einer 
längst beschlossenen Sache zustimmen. 

Ich gla'ube, Hohes Haus, das ist untragbar. 
Es ist untragbar, daß Verwaltungsstellen 
untereinander Vereinbarungen treffen, die das 
Parlament erst viel später nachträglich zur 
Genehmi'gung vorgelegt erhält. Ich glaube, 
hier hätte der GesetZ'geber, sei es im Wege 
eines BudgetÜlberschreitungsgesetzes oder 
sonstwie, r,echtZ'eitig eingeschaltet werden 
müssen. 

Eine weitere Ungereimtheit er'giJbt sich aus 
dem Umstand, daß für einige JustiZ'bauten 
- ich nenne nur das bezirksgerichtlidle 

Gefangenenhaus Bregenz, das landesgericht
liehe Gefangenenhaus Feldkirch und das Bun
desamtsgebäude Zwettl, Bauvorhaben, für die 
im kommenden Budget, also im Budget für das 
Jahr 1 972, überhaupt nicht vorgesorgt ist, sie 
stehen nämlich nur mit Verrechnungsansätzen 
im Voranschlag - nun plötzlich im Wege 
dieses heute zu beschließenden 2. Budget
überschreitungsgesetzes BUidgetmittel freige
macht we:r:den. 

Ich weiß, es handelt sich hier sicherlich um 
sehr dringliche Vorhaben, die man nun auf 
Grund der erzielten Mehreinnahmen vor
ziehen will, die al,so vorzeitig in Angriff ge
nommen werden sollen. Aber, Hohes Haus, 
es erhebt sich doch hier die Frage, ob das 
Budget für 1 972, das doch 'hier in wenigen 
Tagen beschlossen werden soN, in diesen Punk
ten nicht bereits überholt ist. Denn es ist 
heute schon klar, daß die Verrechnunysan
sätze von je 1 000 S, mit denen diese von mir 
genannten Vorhaben in der Ubel'sicht 2lU Buche 
stehen, heute bereits überholt sind, denn nie
mand wird doch annehmen, zum Beispiel beim 
Bundesamtsgebäude Zwettl, daß, nachdem nun 
die heute zu bewilligenden 3 Millionen ver
baut sind, dann der B au stillgelegt wird, 
weil im Budget 1 972 nur 1 000 S für dieses 
Vorhaben vorgesehen sind. Natürlich wird 
weitergebaut werden, und natürlich wird 
Minister Moser die Mittel bekommen müssen, 
,auch im nächsten Jahr. Nur eines : Das Budget 
für 1 972 stimmt dann in dresem und in eini'gen 
anderen Punkten im Augenblick. der Beschluß
fassung nicht mehr, und der Grundsatz der 
BudgetwahIlheit dürfte in diesem Fall dahin 
sein. 

Ich glaube, hier ist die Budgeterstellung 
unelastisch erfolgt. Und wenn ich lese, daß 
die Weiterfü:hrung des Neubaues des landes
gerichtlichen Gefangenenhauses Innsbruck
Völs erst für 1 974 und später vorgesehen war, 
also relativ spät, und daß nunmehr auf Grund 
dieser Regierungsvorlage durch eine 
Uberschreitung von einer Million im Jahre 
1 97 1  dieses Vorhaben plötzlich vorgezogen 
wird, so scheint mir dies auch nicht dafür zu 
sprechen, daß eine Rangordnung der Dring
liChkeit für die Bauvorhaben der Justizver
waltuIl!g vorliegt. 

Im übrigen darf ich noch einmal auf das 
Gefangenenhaus ,beim Bezirksgericht Bregenz 
zurückkommen. Hier ergibt ,sich doch die 
Frage, ob die Neuerstellung eines so kleinen 
Bezirksgefangenenhauses zweckmäßig ist oder 
ob es nicht besser wäre, im Zuge der Moder
nisierung des Str.afvollzuges das Gefangenen
haus beim Landesgericht in Feldkirch ent
sprechend größer auszubauen. Vielleicht, Herr 
Minister, kann das noch untersucht werden. 

8. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 80

www.parlament.gv.at



412 Nationalrat XIII. GP - 8. Sitzllllg - 2. Dezember 1971 

Dr. Sdunldt 

Wenn aber trotzdem das Bezirksgefangenen
haus in Bregenz gebaut werden soll, so ergibt 
sich die weitere Frage, welche Kapazität es 
haben soll und wo e s  Platz finden soll, denn 
mir wird von meinen Vorarlberger Freunden 
berichtet, daß die Stadt Bregenz den Wunsch 
geäußert hat, den bisherigen Standort des 
Gefangenenhaus'es aufzugeben. Er ist nämlich 
für ein Gefangenenhaus in ul1IIIlittelbarer 
Nachbarschaft von Wohnungen nicht geeignet, 
und ein Ersatzgrundstück ist bisher nicht ge
funden wOIden. Es scheint sich also auch 
hier um eine nicht sehr ausgereifte Planung 
zu handeln, wenn hier noch gewisse wider
sprüchliche Meinungen voI1handen ,sind. 

Darf ich, Hohes Haus, auch auf ein kleines 
Detail aufmerksam machen, nämlich daß sich 
meines Erachtens in der Regierungsvorlage 
ein Druckfehler befindet, und zwar in den 
Ausgabenrückstellungen bei den Landesinva
lidenämtern (Zweckaufwand) i Beruf.liche Aus
bildung. Hier scheint der finanzgesetzliche An
satz unter der Rubrik 1 /57747 ,auf, und es 
sollte doch eigentlich heißen : 1 / 1 5747. Ich habe 
dieses kleine Detail schon im Ausschuß ge
bracht. Aber leider i st das dort übergangen 
worden. Ich bin daran interessiert, und ich 
glaube, wir alle, daß wir kein Gesetz mit 
Druckfehlern beschließen. Drum bringe ich das 
heute hier noch einmal vor. 

Hohes Haus!  Man könnte sicherlich noch 
einige Fragen im Hinblick. auf die Finanzie
rung im Wege des 2. Budgetüberschreiturrrgs
gesetzes aufwerfen. So zum Beispiel, ob es 
nicht eher zu vertreten wäre, zusätzlich ge
wonnene Mittel des 2.  Budgetüberschreitungs
gesetzes nicht auf Res1erve zu leg,en, wozu 

diese Weise keineswegis genügend und recht
zeitig gerüstet sein werden, der auf uns zu
kommenden Vollmotorisierungswelle Rech
nung zu tragen, um sie halbwegs V'erkraften 
zu können. 

Interessant scheint mir in diesem Zusammen
hang !die Bemerkung zum Ansatz 1/1 1308 : 
Bundespolizei ;  Aufwandskredite. Hier werden 
Mehraufwendungen in Höhe von 821.000 S 
verzeichnet, und zwar wegen vef1IIlehrter Be
schaffung von Kennzeichen für Kraftfahrzeuge 
infolge des seit dem Wegfall der 1 0prozen
tigen Sondersteuer spmnghaften Ansteigens 
der Kr,aftfahrzeugzulassungen. 

Hier ist einmal mehr bestätigt, wie be
lebend sich dieser Steuerwegfall auf di'e Wirt
schaft ausgewirkt hat, der Wegfall der 
l Oprozentigen KrafHahrzeugsondersteuer, den 
wir Freiheitlidlen anläßlich der Budgetver
handlungen im vorigen Jahr erzwungen hat
ten, was allerdings, und das muß ich auch 
sagen, die Sozialistische Partei im Wahlkampf 
nicht gehindert hat, sich mi,t 'fremden Federn 
zu schmüCken, einfach die Tatsachen zu ver
drehen und den Wegfall der Sondersteuer als 
ihre Leistung hinzustellen und �u propagieren. 

Ich weiß, meine Damen und Herren der 
Sozialistischen Partei, Sie haben nicht auf 
Ihre Wahlplakate 'geschrieben: Politik muß 
ehrlich sein. A:ber ein bißchen mehr Ehrlich
keit im Wahlkampf könnte ,auch Ihnen nicht 
schaden. J edenfalls hat in der Frage Beseiti
gung der Kfz-Sondersteuer die auch heute so 
viel besungene Transparenz bei Ihnen eine 
sehr schiefe Optik -bekommen. 

Hohes Haus ! Ich darf ·abschHeßend noch 
j a  der § 3 der Vorlage den Finanzminister einmal sagen, daß wir dieser Vorlage unsere 
ernnächtigt, sondern diese �usätzlichen Mittel, Zustimmung -geben. (Beifall bei der FPO.) 
über die man ja schon etwas früher eine Uber-
sicht gehabt hat, bereits in dem Voranschlag Präsident Dr. Maleta: Für eine kurze Klar
für 1 972 aufzunehmen. Vielleicht könnte man stellung erteile ich das Wort dem Herrn 
dann auch in den von mir genannten Einzel- Berichterstatter. 
fällen dem Grundsatz der Budgetwahrheit 
besser Rechnung tragen. 

Hohes Haus ! M·an könnte sicherlich noch 
einige Finanzierungsmaßnahmen beleuchten, 
etwa warum in Wien ein englisches Theater 
mit 300.000 S subventioniert werden muß oder 
warum der Ausbau der Autobahnen um 

1 50 Millionen Schilling 'gekürzt wird, warum 
hier eine Rückstellung in dieser Höhe herbei
geführt wird, wo !doch gerade der Ausbau 

. unseres Autobahnnetzes eines rascheren 
Fortschrittes bedarf. 1 00 km Autobahnen im 
Jahr hat der Bautenminister als Fernziel be-

Berichterstatter Jungwirth: Hohes Haus ! 
Verehrte Damen, meine Herren! Es 
liegt mir die hektographierte Ausgabe, die 
ursprünglich an den Finanzausschuß ausge
geben wUIde, vor. Hier ist der finanzgesetz
liche Ansatz mit 1 / 1 5747 richtig angegeben. 
In die nun uns vorliegende, von der Staats
druckerei gedruckte Regierungsvorlage 
10 der Beila.gen hat sich leider ein Druck
fehler eingesChlichen. Ich trete daher als 
Berichterstatter der Richtigstellung dieses 
Druckfehlers bei. 

zeichnißt. Hier werden 1 50 Millionen Schilling, Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
das sind die Kosten für zirka rund 3 bis 4 km ist der Abgeordnete Dr. Zittmayr. Ich erteile 
Autobahn, 'eingespart. Im glaube, daß wir auf es ihm. 
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Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren !  Wenn ich heute 
vom Standpunkt eines bäuerlichen �bgeord
neten zum 2. Budgetüberschreitungsgesetz 
1911 Stellung nehme, dann möchte ich vorerst 
eini-ge allgemeine Feststellungen machen. 

Vom Gesamtrahmen des 2. Budgetüber
schreitungsgesetzes im Ausmaß von 
2.324,000.000 S entfallen auf gesetzlich be
dingte Maßnahmen. wie der Verwaltungs-auf
wand für Reisegebühren, Fahrtkostenzu
smüsse, Mehrleistungsvergütungen und so 
weiter schamhaft genannt wild. rund 338 Mil
lionen Schilling. 

Als im Frühjahr ides heurigen Jahres im 
Finanz- und BuJdgetausschuß von mir auf die 
massive Erhöhung der Reise-gebÜlhren für 
BundesbeidieIllstete hingewiesen wurde. g,ab 
Herr Staatssekretär Dr. Veselsky auf meine 
Frage nach den entstehenden Mehrkosten 
sinngemäß folgende Antwort: Wes-entliche 
Mehrausgaben - sagte der Herr Staats
sekretär - sind bei Beschlußfassung der 
höheren Reisegebühren nicht zu erwarten, 
weil weniger Dienstreis-en unternommen wer
den. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Das nunmehr vorliegende 2. Budgetüber
schreitungsgesetz mit dem enorm gestiegenen 
Verwaltungsaufwmlld zeigt, daß der Herr 
Staatssekretär Dr. Veselsky entweder di,e Aus
wirkungen dieses Gesetzes über die Reise
gebühr-en nicht beurteilen konnte oder daß 
er !bewußt die Unwahrheit gesagt hat. 

Besonders interessant ist in diesem Zusam
menhang der Ansatz 1 150401 : Finanzlandes
direktionen, der unter anderem Mehrausga'ben 
von 6,2 Millionen Schilling für höhere Reise
gebühren und 2,5 Millionen Schilling für 
Fahrtkostenzuschüsse vorsieht. Auch sonstige 
Mehrkosten werden bei diesem Ansatz gel
tend gemacht. Vom Herrn Finanzminister wer
den diese Mehraufwendungen ,als selbstver
ständlich und gesetzlich bedingt angefordert, 
obwohl derselbe Finanzminister zum Beispiel 
die beim Milchwirtschaftsfonds im Rahmen 
des Ausgleichsverfahrens entstehenden Mehr
ausgaben nicht anerkennt. Der Milchwirtschaft 
wird vom Herrn Finanzminister empfohlen, 
die Mehrbelastungen durch Einsparung und 
Rationalisierung, durch Verringerung der Be
triebe und so weiter hereinzubringen, es wird 
festgestellt, daß eine Abgelt:ung nicht mö-glich 
wäre. 

Von Verwaltungs reform, von Einsparung 
und Rationalisierung im Bereiche der staat
lichen Verwaltung wird zwar viel 'gesprochen, 
leider aber von der Regierung und vom Herrn 
Finanzministers nichts Wesentliches getan. 

Rund 45 Milliarden Sdlilling werden die Perso
nalaufwendungen des Bundes im Jahre 1972 
betragen, die die österreichischen Steuerzahler 
aufbringen müssen. Eine Milderung der 
Steuerprogression ist nicht möglich, weil eben 
zuwenig auf dem Sektor der Rationalisierung 
und Einsparung bei der Staatsverwaltung 
getan wiI1d. Entweder fehlt die entsprechende 
Sachkenntnis, fehlen die entsprechenden Fach
leute, oder es fehlt die wirtschaftliche Ein
sicht in diese Notwendigkeiten, oder ,sind 
diese Maßnahmen vielleicht unpopulär, sodaß 
man sie nicht 1m entsprechenden Ausmaß in 
Angriff nimmt. 

Eine besondere Spezialität dieses 2. Budget
überschreitungsgesetzes ist die Verwendung 
von GeLdmitteln der für di'e Bauern bestimm
ten Treibstoffverbilligung im Ausmaß von 
4,590.000 S für andere Zwecke. Anstelle der 
widrriungsgemäßen Auszahlung dieses Betra
ges für die durch die Dieselpreiserhöhurrg ab 
1 .  Jänner 1 971  schwer betroffenen Bauern 
haben Sie eine andere Verwendung dieser 
Geldmittel f.ür richtig gehalten. (Abg. Doktor 
W e i  h s: Zwecke der Landwirtschait!) Von 
den 4,590.000 S sind im 2. Budgetüberschrei
tungsgesetz für höhere Reisegebühr-en und 
Fahrtkostenzusmüsse 530.000 S vorgesehen, 
für Bezugsvorschüsse 500.000 S, für di'e Bun
desanstalt Wieselburg 440.000 S, für J.andwirt
schaftliche Unterlagen 500.000 S, für das Bun
des institut für Gewäss'erforschung 200.000 S, 
für IDlfektioIIs- und Schmutzzulagen im 
Seuchenschlachthof Gmunlden 250.000 S, für 
Bundesgärten 780.000 S, für Pferdezuchtanstal
ten 200.000 S und für Bundes'betriebe für 
Maschinenanschaffung 1 ,200.000 S. (Abg. A. 
S c  h 1 a g  e r: Da wird allerhand zamdrahtJ) 

Ich möchte ausdrücklich feststeHen, daß ich 
nichts gegen diese Aufwendungen einzuwen
den habe, aber, Herr Bundesmin1ster Doktor 
Vveihs, ich -glaube, es hätte so wie bei den 
übrigen Ansätzen dieses Budgetüberschrei
tungsgeSietzs die Möglichkeit gegeben, d ie 
gesetzlich entstehenden Mehraufwendungen 
durch andere Beträge zu decken und nicht 
Geldmittel zu verwenden, die ausdrücklich für 
die Landwirtschaft. für die Bauern als Treib
stoffrückvergütung vorgesehen sind. (Beifall 
bei der OVP.) 

In diesem Zusammenhang 1st sehr interes
sant, daß es ja heuer wegen dieser Auszah
lung der Treibstoffrückvergütung große Vor
würfe gegeben hat, es wUI1den den Land
wirtschaftskammern verschiedener Bundes
länder Unkorrektheiten bei der Auszahlung 
der Treibstoffrückvergütung vmgeworfen und 
daß sie nicht redltzeiti-g vorgenommen worden 
wäre. 
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Aber auf der anderoo Seite 4,6 Millionen 
Schilling an die Bauern nicht auszuz1ahlen, 
sondern anderweitig zu verwenden, liegt auch 
nicht ganz im Sinne der Landwirtschaft und 
der Bauern ! (Zustimmung bei der avp.) 

Wir möchten also, Herr Landwirtschafts
minister, bitten, dafür ZJU sorg'en, daß die 
Beträge, die das Parlament für die Zwecke 
der Treibstoffrück.vergütung vorg1esehen hat 
- das sind ohnehin zuwenig Mittel -, wirk
lich an die Bauern ausbezahlt werden. 

Eine eigenarUg'e VOI1gangswetse ist auch 
beim Ansatz 1/62 106, Milchpreisausgleim, 
festzustellen. Durch den Rückgang der Milch
anlieferung im heurigen Jahr tritt beim Ansatz 
Erzeugermilchpreisstützung eine Einsparung 
in der Höhe von 40 Millionen Schilling ein. 
Die Landwirtschaft ist ja durm die'se Ent
wicklung des rückläufigen Milchaufkommens 
in ihrer Einkommenssituation betroffen. Die 
vom Herrn Landwirtschaftsminister im Rah
men der Milchpreisanhebung für die Bauern 
errechnete Mehreinnahme im .A!usmaß von 
460 Millionen SchiHing . . . (Abg. Dr. W e i h s :  
Plus 60  Millionen!) Die 60 Millionen Schilling 
Framtausgleim kommen nicht den Bauern, 
sondern den Frächtern zugute. (Abg. Doktor 
W e i  h s: Das müßte der Bauer sonst be
zahlen!) Nein, nein, Herr Minister ! Sie haben 
ja selbst im Ausschuß dann Ifestgestellt, daß 
di'e tatsädllimen Mehreinnahmen infolge der 
verringerten Milchlieferleistwrg nimt 460 Mil
lionen Schilling, sondern nur 1 30 Millionen 
Schilling betrug,en. Das heißt a1so, daß die 
Landwirtsch,aft trotz einer 'gewissen Anhebung 
des Erzeugermilchpreises infolge der verrin
gerten PoauktiOifi eigentlich nicht die Mehr
einnahmen bekommen hat, die errechnet 
wurden. (Abg. Dr. W e i  h s: 1m Jahre 1 91 1 1) 
Das betrifft 197 1 .  (Abg. Dr. W e i h s: Der 
Milchpreis ist erst ab 1 .  Juni wirksam ge
worden!) Herr Minister! Di,e 460 Millionen 
Schilling ergeben sich aus einer ganzjährigen 
Anwendung des höheren Milchpreises und 
nicht aus einer nur siebenmonatigen Anwen
dung. Da:s wissen Sie ganz genau, Herr Mini
ster ! Ich bitte Sie, mir keine falschen ZaMen 
zu unterstellen. (Beifall bei der avp. - Abg. 
Dr. G r u b e  r: Keine Täuschung!) Wir reden 
vom .ganzen Jahr . 

Herr Min1ster! Ich wiederhole nur das , was 
Sie selbst im Ausschuß gesagt haben. Daß 
aber Ihre AussaJgen im Rahmen von zwei 
versdlieldenen Ausschüssen einander ein 
bisser! widersprechen, ist nicht meine Schuld, 
daran sind Sie schuld I (Abg. Dr. W e i  h s:  

schafts fonds, 'der durch die gestiegenen Kosten 
nicht 'gedeckt ist, ein Ausmaß von rund 
1 00 Millionen Schilling ausmacht. Die Bauern, 
die die überwiegenden Eigentümer der ge
nossenschaftlichen Molkereien und Käsereien 
sind, werden daher vom Milchwirtschaftsfonds 
mit einem Notop�er belastet und müssen also 
praktisch diesen Abgang des Milchwirtschafts
fonds über ihre Molkereien unld Käsereien 
tragen. 

Die verantwortlichen Funktionäre der Milch
und Molkereiwirtschaft und des MildJ.wirt
schaftsfonds haben daher rechtzeitig bei Ihnen, 
Herr Minister, und beim Herrn Finanzminister 
vOflgesprochen 'und 'gebeten , man möge doch 
die ,eingesparten 40 Millionen Schilling Mi,lch
preis ausgleich für die zusätzliche Bedeckung 
des Abganges beim Milchwirtschaftsfonds 
verwenden und damit das Notopfer für die 
Molkereibetriebe V1erringern. 

Trotz halber Zusagen - ich spreche von 
"halben Zusagen" , denn es gab keine direkte 
Zusage, sondern man zog die'se Sache nur 
in Erwägung - seitens beider Minister hat 
man hier 'das Prinzip der gesUegenen Kosten 
nicht anerkannt, sondern einfach darauf ver
wiesen, daß die Milchwirtschaft diese gestie
genen Kosten in ihrem eigenen Wirkungs
bereich aufbringen soll. 

Der Herr Finanzminister mißt also hei Ver
waltungskosten einerseits und bei den Kosten, 
die der Milchwirtschaft entstehen, mit zweier
lei Maß und sagt eben: Rationalisieren Sie, 
verringern Sie 'die Zahl der Betri,ebe, dann 
werden Sie durchkommen! 

Ich möchte empfehlen, ähnliche Prinzipien 
in der übri'gen Staatsverwaltung anzuwenden. 
Vielleicht könnten dort MiUiardenbeträge ein
gespart werden! (Beifall bei der OVP.) 

Aber noch eine Besonderheit enthält das 
2. BudgetÜlberschreitung,sgesetz, und zwar bei 
der Begründung der Mehrausgaben im An
satz 1 /64218, die Bundesstraßenverwaltung be
treffend. In diesem Zusammenhang heißt es 
in den Erläuternden Bemerkungen wörtlich :  

"Durch die im Jahre 197 1  eingetretenen 
LO'hnerhö'hungen, die sich besonders bei den 
lohnintensiven Erhaltungsa.r:beiten kostenstei
gernd bis zu rund 50 Prozent auswirken, ferner 
durch die laUfende Erhöhung der Material
preise und der Kosten für Drittleistungen er
gibt sich . . .  ein weit höheres Erfordernis, als 
im Bundesvoranschlag vorgesehen ist." 

Ich habe keinen zweiten Ausschuß gehabtf) Hier hat also das Budgetüberschreitungs
Ich möchte in di,esem Zusammenhang darauf gesetz praktisch alle j ene Feststellungen be

hinweisen, daß der Abgang des Milchwirt- stätigt, die wir ,schon fruher getroffen haben. 
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Bei der ersten Lesung des Budgets 1972 
wurde ich in dieser Frage von lhnen besonders 
unterbrochen. Als ich feststellte, daß sich die 
Baukosten von September 1970 bis September 
1 971  um mehr ,als 24 Prozent el'höht haben, 
gab es bei Ihnen sehr schwere Zwischenrufe. 
Offensichtlich haben Sie gewisse Gesetze und 
Erläuternde Bemerkungen nicht gelesen. 

Einen besonderen Rekoro hat der Herr 
Landwirtschaftsminister bei der Behandlung 
des Kapitels Landwirtschaft im Finanz- und 
Budgetausschuß aufgestellt. Als ich auf die 
hohen Ste1gerungen hingewies'en habe, hat er 
sich genau ausrechnen lassen, daß die Stei
gerungen der Baukosten innerhatb dieses 
Jahres sage und schreibe 6 Prozent ausge
macht haben. 6 Prozent! - Hier muß offen
sidltlidl eine Fehlinformation vorliegen. (Abg. 
Dr. W e i h s: Wirtschaftsforschungsinstitut! 
- Abg. A. S c h l a g e r: Das hat ihm der 
Horr gesagt! - Heiterkeit.) 6 Prozent I Ich 
bin der Meinung, das glaubt niemand in ganz 
Osterreich! 

Jedenfalls ist, Herr Minister, festzusteHen, 
daß Sie offensichtlich die zitierte Begründung 
im Budgetüberschreitungsgesetz zu den Aus
gaben 'bei der Bundesstraßenverwaltung nicht 
gelesen haben; ansonsten wäre es nicht zu 
so peinlichen Widersprüchen in den Aussagen 
gekommen. 

Zusammenfassend möchte ich feststellen, 
daß dieses 2. Budgetüberschreitungsgesetz mit 
aUer Deutlichkeit verschiedene Mängel dieser 
Regierung aufzeigt und vor allem zeigt, daß 
diese Regierung nicht in der Lage ist, die 
Kosten der Verwaltung durch Rationalisierung 
und Spezialisierung sowie den geeigneten Ein
satz moderner Mittel in Grenzen zu halten, 
di'e Geldmittel widmungsgemäß zu verwenden 
und eine Wirtschaftspolitik zu betrei!ben, die 
eine Kostenexplosion verhindert. 

Eine solche Politik wird von uns abgelehnt 
- und damit auch diese Vorlage. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Tull. Ich erteHe es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren! Es wäre 
zweifelsohne im Zusammenhang mit den Aus
führungen meiner drei Vorr�dner sehr ver
lockend, sich mit dem Problem der Elastizität 
in der Budgetpolitik auseinanderzusetz,en. 
Aber angesichts der fortgeschrittenen Zeit will 
ich das nicht tun, sondern nur in Erinnerung 
rufen, daß in der Zeit von 1 966 bis 1970, 
also Jahr für Jahr, sechs, sieben, ja  manchmal 
sogar acht Budgetüberschreitungsgesetze dem 

Hohen Haus zur Behandlung vorgelegt wor
den sind, gerade die OVP-Sprecher mit viel 
Uberzeugungskraft (Abg. S k r i t e k: Stimm
kraft! Nicht Uberzeugungskraft! - Heiterkeit) 
hier behauptet haben, daß das im Sinne einer 
zeitgemäß.en, einer modernen Finanz- und 
Budgetpolitik eigentlich unvermeidbar sei. Es 
hieß, man müsse sich immer wieder der 
Situation anpassen, und aus diesem Grunde 
sei eben das, was heute hier vom Herrn 
AbgeoI1dneten Sandmeier ins Treff·en geführt 
wurde, richUg. 

Wir begrüßen es, meine Damen und Herren, 
daß im Jahre 1971  - das betrachten wir als 
einen echten Fortschritt - nur zwei Budget
überschreitungsgesetze dem Parlament zur 
Behandlung vongelegt weIden. Das dient einer 
gewissen Verwaltungsvereinfachung, aber 
darüber hinaus ist es auch im Interesse einer 
gewissen Ubersidltlichkeit der gesamten 
Finanzgebarung. 

Herr Abgeordneter Sandmeier! Sie haben 
sich bemüßigt gefühlt, mit dem Herrn Bundes
minister wegen des Budgets 1 971 ins Gericht 
zu ziehen, ihm vozuhalten, daß die Schnellig
keit, mit der im vergangenen Herbst das 
Budget erstellt worden ist, zur Oberflächlich
keit geführt habe und auf Kosten der Genauig
keit gegangen sei. Sie ha:ben in 'diesem Zusam
menhang hier zum Beispiel Konzeptlosigkeit 
festgestellt, g.esagt, daß damals im Grunde ge
nommen nichts anderes als quasi ein Flick
werk gemacht worden sei. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie von 
Konzeptlosi'gkeit reden, so sollten Sie, glaube 
ich, doch etwas vorsichtig sein. Bei der Be
handlung dieses Budgetüberschreitungsgeset
zes hat sich der Klubobmann der Osterrei
chischen Volkspartei, der ehemalige Finanz
minister Dr. Koren, bemüßigt 'gesehen, noch 
einmal rückschauend �estzustenen, daß die 
seinerzeitigen Bedeckungsvorschläge im Zu
sammenhang mit den Abänderungsanträgen 
der Osterreichischen Volkspartei zum Budget 
1971  absolut richtig gewesen seien, sozusagen 
der Weisheit letzter Schluß. Und siehe da : 
Von dem Gesamtbetrag von 1891 Millionen 
erweist ,sich bereits die erste Post bei den 
Ausgabeneinsparungen, nämlich der 2prozen
tige Gldbalabstrich im Personalaufwand mit 
586 Millionen SchHling, als falsch. 

Herr Abgeordneter Sandmeier hat darüber 
hinaus aufgezeigt, daß heuer in diesen zwei 
Budgetüberschreitungsgesetzen 2894 Millionen 
Schilling enthalten seien. Darf ich Ihnen in 
Erinnerung rufen, daß es im Jahre 1 967 
mehrer·e Budgetüberschreitungen mit insge
samt 3 1 1 2  Millionen gegeben hat, wobei zu 
bemerken ist, daß im damaligen Betrag kein 
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einziger Groschen für Schuldentilgungen ent
halten gewesen ist. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das 
war ein Rezessionsjahr, Herr Dr. Tu1l!) Nun 
möchte ich mich alb er darüber hinaus 
noch mit einem anderen Problem befassen, 
mit einem anderen Problem, das Herr Abge
ordneter Sandmeier hier angeschnitten hat, 
nämlich ' "  (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G r u b e l.) 

Herr Kollege Dr. Gruber, Sie können fragen! 
Fragen Sie zum Beispiel auch, wi,e da und 
dort die Personalvertretungswaihlen ausgegan
gen sind, zum Beispiel g,e'f,ade in W,els. Da 
glaube ich, haben Sie alle Ursache, nicht zu 
frohlocken. (Abg. Dr. G r u b e  r: Sagen Sie, 
wie das allgemein ausgegangen istf) Da 
brauchen Sie wahrlich nicht zu frohlocken, 
keine Ursache ! 

Herr Kolle·ge Sandme,ier !  Sie haben hier 
das Problem der Progressionsmilderung ange
schnitten und gesagt, daß das ungefähr 2 Mil
liarden Schilling kosten würde. (Abg. S a n d
m e  i e I: Etwa, vielleicht!) Ja, etwa, vielleicht. 
Plädieren Sie damit - ich bitte Sie, sich das 
Jetzt wohl zu überlegen - in einem Atemzug 
dafür, daß dadurch das Defizit um 2 MilHarden 
Schilling erhöht wird? (Abg. S a n d m  e i e r: 
Nein!) Das ist die ,entscheidende Frage, diese 
müssen Sie beantworten: Ja oder nein? Wenn 
Sie dagegen sind, · dann können Sie sich 
keinesfalls e,iner solchen unverantwortlichen 
Vorgang,sweise, wie Sie sie in den letzt'en 
Wochen praktiziert haben, gerade in Zus,am
menhang mit der Fra'ge der Progressions
milderung, weiter bedienen. 

Sie haben sich darüber hinaus, Herr Abge
odneter Sanldmeier, mit der Frage der Be
handlung des Budgetüberschreitungsgesetzes 
im Finanz- und Budgetausschuß auseinander
gesetzt und 'gesagt, daß von den Abgeord
neten der Regierungspartei niemand das 
Budgetübel1schreit2ungsgeS'etz verteidigt hat. 

Sie haben sehr viele Fragen - und das war 
gut so - an den Herrn Finanzminister ge·· 
stellt, viele Fragen. Das sollen Sie auch. Wir 
legen großen Wert darauf, daß Sie wirklich 
über alles Bescheid wissen, daß Sie aufge
klärt werden, Sie sollen eben einfach alles 
erfahren können. Aber die Schwierigkeit be
stand j a  darin, Herr Kollege Sandmeier, daß 
vielfach die gleichen Frag,en gestellt worden 
sind, so daß der Finanzminister zwei-, dreimal 
das gleiche ,sagen mußte. Da1s ist natürlich 
nicht einer schnellen Behandlung, einer er
sprießlichen Arbeit im Finanz- und Budget
ausschuß förderlich. 

Meine Damen und Herren! Das signifikan
teste Merkmal dieses Budgetüberschreitungs
gesetzes ist zweifelsohne die vorzeitige 

Sdl'llldentilgung, diese vorzeitige Scbulden
tilgung, di,eser erfreuliche Vorgang, meine 
Damen und Herren, über den interessanter
weise' weder im Ausschuß noch hier im Haus 
ein OVP-Redner auch nur ein einzIges Wort 
gesagt hat. Sie halben es nicht einmal wert 
gefunden, festzustellen, daß innerha�b dies,es 
Betrages von über 2 Milliarden Schilling rund 
730 Millionen Schilling für vorzeitige 
Tilgungszwecke aufgewendet werden. Ich 
möchte Ihnen sagen, daß dieser Vorgang, 
diese Tatsache, in unseren Augen Ausfluß 
eines erfreulichen Konsolildierungskonzeptes 
ist, den diese Regierung, iIl!sbesondere das 
Bundesministerium für Finanzen, vor rund ein
einhalb Jahren in die Wege geleitet hat, ein 
Teil eines Sanierungsprogrammes, um unsere 
Staatsfinanzen, die durch Ihre verfehlte Finanz
und Wirtschaftspolitik sehr erschüttert ge
wesen sind, wieder in Ovdnung zu bringen. 

Diese vorzeitige Schuldentilgung dient alber 
darüber hinaus - das glauben wir feststellen 
zu können - auch der wirtschaftlichen Stabili
tät gerade in der Spätphase der Konjunktur 
und wird zwei:fel,sohne - beziehungsweise 
das war bereits der F,all - eine gewisse preis
dämpfende Wirkung ausüben. 

Auffallend ist, wi"e ich schon g,esagt habe, 
meine Da.men und Herren, daß Sie über all 
diese Dinge im Ausschuß nichts gesprochen 
haben. Sie haben geradezu, um hier vieLleicht 
ein Bild zu bringen, wie ein Magier der 
Schwarz·en Kunst über alles andere gespro
chen, nur darüber nicht, d,aß so viel von 
dies,en Schulden vorzeitig getilgt werden 
konnte. Sie haben an verschiedenen Dingen 
"herumgekratzt" , Kleinigkeiten - wobei ich 
sage, auch diese sind wichtig - haben Sie 
aufgezeigt. Aber ich glaube, daß diese Taktik, 
die Sie dort angewendet haben, nichts anderes 
als doch der Ausdruck eines schlechten Ge
wissens gewesen ist. Ich glaube, Sie haben 
zwar vor den Wahlen sehr viel von der ehr
lichen Politik gesprochen, die Sie verlangen, 
die Sie vertreten, aber Sie wollen halt eben 
nicht gerne - unJd das kann ich ja auch 
durchaus veftstehen - an Ihren Sündenfall 
der Ver-gangenheit erinnert werden. 

Wir erwarten auch keinesfalils, meine 
Damen und Herr·en, in diesem Zusammenhang 
ein öffentliches Mea culpa, weil man damit 
Ihr havari,ertes Parteischiff, das derzeit im 
Trockendock auf Reparatur liegt, nur noch 
mehr in Schwieri'gkeiten bringen könnte. (Zu
stimmung bei deI SPO.) Im stillen sind Sie 
daher sehr froh, daß diese Fehler der Ver
gangenheit nUIl!II1ehr behoben werden. 

Ich darf Ihnen 'g,anz kurz die Genesis dieser 
Geschichte in Erinnerung rUlfen. Finanzminister 
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Dr. Kor-en hat damals einen 72-Millionen- ter beigetreten ist, ihre Zustimmung ert€ilen, 
Dollar-Kommerz-Bankkredit aufgenommen. sich von den Sitzen zu erheben. - Dies ist 
Die Bedingungen dieses Kreditvertrages, Herr die Mehrheit. Angenommen. (Demonstrativer 

Dr. Koren, waren, wie Sie ja wissen, wegen Beifall und Heiterkeit bei der SPtJ.) 

des varia:blen Zins,satzes nicht gerade gehr 
günstig, und infolge der damals aufgetretenen 
Zinshausse auf dem Euromarkt sind Sie in 
die D-Mark ausgewichen. Gerade wir haben 
damals - unser Sprecher war der heutige 
Finanzminister Androsch - vor dieser Aktion 
eindringlich gewarnt, weil ja bereits die 
Spatzen auf dem Dach davon 'gepfiffen haben, 
daß die D-Mark aufwertungsver'dächtig ist und 
daß in kürzester Zeit etwas passi'eren müßte. 
Die Folge war, daß durch die Aufwertung 
ein zusätzlicher Nachteil ,eingetreten ist, sodaß 
damit bewiesen worden ist (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s s i 1), wie recht, Herr Doktor 
Mussil, die SoziaHstische Partei damals ge
habt hat, nicht nur bezüglich der überhöhten 
Verschuldung, sondern darüber hinaus auch 
bezüglich der äußerst ungünstigen Kondi
tionen, die man damals eingehen mußte. 

Meine Damen und Herrenl Sie haben Ge
legenheit gehabt, im Finanz- und Budgetaus
schuß 1hre Fragen erschöpfend beantwortet 
zu eIihalten. Sie wissen, wie notwendig all 
das ist, was an Maßnahmen im Zusammen
hang mit diesem Budgetüberschreitungsgesetz 
gesetzt worden ist. Diese Maßnahmen waren 
wirtschaftlich notwendi,g, sie lagen im Inter
esse einer ordnungsgemäßen Verwaltung, und 
- was wir vor allem noch einmal ibesonders 
hervorheben und unterstreichen müssen - es 
war gut und begrüßenswert, daß ein so großer 
Teil des Gesamtbetrages für die Tilgung von 
Auslandschulden verweilidet wurde. 

Schon das allein, -glaube ich, würde ge
nügen, diesem Budgetüberschreitungsgesetz 
gerne die Zustimmung 'Zu geben. 

Im ,gesamten gesehen ist dieses Budget
überschreitungsgesetz, so 'glaube ich, absolut 
richtig, sodaß man es zwangsläufig auch an
nehmen müßte, würde man wirklich - wie 
Sie immer sagen - eine sachliche Finanz
und Wirtschaftspolitik Jühren, eine Politik, 
die dem ganzen österreichischen Volke dient. 
(Beifall bei der SPtJ. - Abg. M i t  t e  r e r: 
Dr. Tull in den Zehner-Klub!) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
- Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eing,ang unter Berücksichtigung der Druck
fehlerberichtigung, der der Herr Berichterstat-

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vomalhme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen -zu eIiheben. - Dies ist die 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf j,st somit auch in 
dritter Lesung a n  g e n  0 Iffi m e  n. 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (13 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes
gesetz betreffend die Förderung der Finan
zierung von Entwicklungs- und Emeuerungs
investitionen geändert wird (55 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung: AnderU!l1g des 
Bundesgesetzes betreffend die Förderung der 
Finanzierung von Entwick.lrungs- und Erneue
rungsinvesti1Jionen. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mühl
bacher. Ich bitte um den Bericht. 

Bedchterstatter Mühlbadler: Herr Präsidentl 
Hohes Haus ! Namens des Finanz- und Budget
ausschusses berichte ich Ülber die Regi-erungs
v.orlage ( 13  der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz betreffend die Förde
rung der Finanzierung von Entwicklungs- und 
Erneuerungsinvestitionen 'geändert wird. 

Die Bundesregierung hat am 1 6. November 
1 97 1  den obgenannten Gesetzentwurf im 
Nationalrat eingebr,acht, durch welchen die 
Förderung der Finanzierung von Entwick
lungs- fUnd Erneuerungsinvestitionen abel1mals 
eITWeitert werden soll. Eine erste Ausdehnung 
des Geltungslbereiches dieses Bundesgesetzes 
:brachte :bekanntlich schon das Bundesgesetz 
vom 3. Februar 1 97 1 ,  BOB!. Nr. 54. 

Der Entwurf der neuen Novelle soll gegen
über dem Ibisherigen Gesetz folgende Ver
besserungen schaffen: 

1 .  Die UbernaJhme der Bürgschaft soll auch 
dann möglich sein, wenn eine Einzelunter
nehmung oder ,eine Beteiligung an einer in
ländischen oder ausländischen Kapita,lgesell
schaft, einer offenen Handelsgesellschaft oder 
einer Kommanditgesellschaft erworben wird. 

2. Der Kreditnehmer soll die Möglichkeit 
halben, bei Antragstellung auf Ubernahme 
einer Ausfallsbürgschaft zwischen einer sol
chen in Höhe von 85 Prozent des Kapitals 
einschließlich der Zinsen und Kosten oder 
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einer solchen in Höhe von 1 00 Prozent für 
das Kapital IUnter Ausschluß von Zinsen und 
Kosten zu wählen. 

3. Der BUIl!desminister für Finanzen soll er
mächHgt werden, für Kreditaufnahmen inlän
discher Kreditunternehmungen, wenn diese 
Gelder zur Finanzierung von Investitionen im 
Sinne des EE-Fonds-Gesetzes verwendet wer
den, die Bundesgarantie zu übernehmen. 

4. Die grundJbücherlichen Eingaben und Ein
tragungen sollen von den G erichtsgebühren 
befreit werden. 

5. Um die EE-Fonds-Einrichtungen zu stär
ken, sollen der EE-Fonds-Ges. tID. b. H. die 
für 1 969 Ibis 1 973 vorgesehenen Zuschüsse bis 
zum Betrag der Verluste, höchstens jedoch 
4 Millionen SchiHing je  Geschäftsjahr, nodl 
bis 1 976 gewährt werden. Ferner soll der 
Bund auf ei.nen Regreß gegen die EE-Fonds
Ges. m. b. H., deren Alleininhaber er ist, 
verzichten, falls seine Nachbürg'sdlaft bean
tragt werden sollte. 

Die Regierungsvorlage wurde vom Finanz
und Budgetausschuß am 24. November 1 97 1  
i n  Ve:nhandlung genommen. Nach einer De
batte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. KeimeI, Lanc sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl be
teiligten, wurde der von der Bundesregierung 
vogelegte Gesetzentwurf unverändert mit 
StimmeneinheUigkeit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
dalber durch mich den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie
rung vorgelegten Gesetzentwurf ( 1 3  der Bei
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, steLle ich 
den Antrag, General- und Spezia,ld·ebatte 
unter einem a!bzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Befiicht-
erstatter beantragt, General- und Spezial
debatte unter einem vorzunehmen. - Ein
wand wird nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeord
nete Dr. Pelikan. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Pelikan (OVP) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Ich darf vorausschicken, 
daß unsere Fraktion der vorliegenden Geset
zesnovelle ihre Zustimmung erteilen wird. Die 
wesentlichsten Änderungen haben Sie bereits 
vom Herrn Berichterstatter dargestellt bekom-
men. 

inländischen und ausländischen Unternehmen. 
Insbesonder,e die Beteiligung an ausländischen 
Unternehmungen sdleint mir wesentlich zu 
sein, da :bekanntermaßen die österreichischen 
Exporte sehr stark forciert werden müssen. 
asterreich ex:portiert im Jahr rund 20 Prorzent 
seines BruttonaHonallproduktes, und dies trägt 
nicht unwesentlich zur Stützung unserer Zah
lungsbilan:z bei. Vielfach wird es aber in Zu
kunft nur mehr mö,glich sein, diese Quote zu 
halten und zu steigern, wenn sich ein öster
reichisches Unternehmen an einer ausländi
schen Abnehtmerfirma direkt beteiligt. Nach 
den 'biSiher g.eltenden gesetzlichen Bestimmun
gen konnte nur das politische Risiko nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1964 vom Bund ge
deckt werden. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes wird 
nunmehr auch auf Unternehmungen und Ein
richtungen der inländischen Verkeihrswirt
schaH ausgedehnt. Für die EiIl!beziehung ,wei
terer Wirtschaftsbereiche spr,echen lZahlreiche 
Argumente. ,Es wurde dies unter anderem auch 
im Begutachwngsverfahren seihr klar zum Aus
druck gebracht. 

Es ist dies, wie ich glaube, symptomatisch 
für die derzeitige Lage auf dem Finanzierungs
sektor selbst, weil es einmal mehr zeigt, daß 
die vorhandenen Finanzierungsinstrumente für 
die Wirtschaft keineswegs ausreichend sind. 
Es scheint mir daher angebracht zu sein, in 
diesem Zusammerrhang einige grundsätzliche 
Uberlegungen anzustellen. 

Das optimalste Finanzierungsinstrument war 
bisiher der ERP ... Fonds-Kredit .mit einem in den 
Iletzten Jahren durchschnitNichen Kreditvolu
men von 600 bis 650 Millionen Schilling, dem 
heuer eine Nachfrage von 1 ,8 Milliarden Schil
ling gegenübersteht. Berücksichtigt man, daß 
die Unternehmungen einen 50prozentigen 
Eigenfinanzierungsanteil leisten müssen, so 
bedeutet das 3,6 Milliaroen, die durch den 
ERP-Fonds finanziert 'Werden sollen. Das heißt 
mit anderen Worten, der ERP-Fonds finan
ziert nur mehr 'ein Sechstel des gesamten Auf
wandes, ein Anteil, den man mit gutem Grund 
als verschwindend klein hezeichnen kann. Man 
muß sich ferner vor Augen halten, daß die ge
samten Industrieinvestitionen im laufenden 
Jmr rund 14 Milliarden Schilling !betragen 
werden. 

In den anderen Kreditbereichen ist es älhn
lieh. Zum Tei,l reichen sie in ihrer Höhe nicht 
aus, wie dies bei den Bürges-Krediten der 
Fall ist. Hier wurde schon seit langem ·eine 
ErhÖ1hung von 200.000 auf mindestens 300.000 
oder 500.000 S gefordert. Aber auch die Kredit-

Ich möchte hier nur zwei mir wesentlich kostenzuschüsse nach dem Gewerbestrukwr
erscheinende Punkte hervorheben. Der erste ve�besserungsgesetz sind ständig überfordert. 
ist die Möglichkeit einer Beteiligung an einem Es sind viel zu viele Ansuchen vorhanden, die 
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nicht alle einer positiven Behandlung �l.Lge
führt werden können. 

Ich muß in diesem Zusammenhang mit Be
dauern feststellen. daß diese Mittel im kom
menden Budget überhaupt keine EI1höhung er
fahren werden. Die Aufstockung von 3 auf 
5 Prozent des Gewel1besteueraufkommens 
wurde ebenfalls nicht realisiert. 

Man wird also hier die Dinge neu über
denken müssen. Man wird bestehende Kredit
lücken schließen. Man wird sich vielleicht auch 
etwas Neues in bezug auf eine Förderung 
des Kleingewerbes einfallen lassen müssen. 

Ich möchte noch weitergehen und sa'gen : 
Eine VeI1besserung der Fremdfinanzierungs
instrumente allein würde bedeuten. daß man 
die Wirkung und nicht die Ursache hekämpft. 
Denn die Ursache für den ständig akuter wer
denden Kapitalmangel liegt in der ständig 
knapper werdenden E1genkapitalbasis der 
Unternehmer. Die ,ständigen Kostenerhöhun
gen auf der einen Seite und der progressirve 
Zugriff des Fiskus auf der anderen Seite führ
ten :zru einer untra.gbaren Schmälerung des 
Eigenkapitals. Auf dieses pf.(jblem hat Kollege 
Tschida in der vorigen Debatte schon hinge
wiesen. 

Während zum Beispiel in den ersten Nach
kriegsjahren die Be,lastung des Sozialproduk
tes mit Steuern und Sozialversicherungsbei
trägen bei 30 Prozent lag. erreicht sie heute 
über 39 Prozent. womit Osterreich hinter 
Schweden mit über 40 Prozent zusammen mit 
den Niederlanden und Frankreich in der Welt
spitzengrupp.e liegt. 

Die Eigenkapitalbasis der Unternehmen be
ziehungsweise der Anteil des EigenJkapitals 
am Gesamtkapital betrug zur Zeit der Erstel
lung der Schillingeröffnungsibilanz bei den 
Industrie-Aktiengesellschaften noch rund 
63 Prozent und sank bis 1967 aruf etwa 43 Pro
zent, das sind nicht weniger a,ls 3 1  Prozent 
innerhalb von 15 Jalhren, was zur Folge hatte, 
daß sich auch die Kreditfähigkeit und Kredit
würdigkeit der Unternehmen entsprechend 
verminderte. 

Würde es ·gelingen, die unternehmerische 
Finanzierungspoliti.k aus dieser ständigen Um
klammerung von Kostendruck und steuer
lichen Belastungen zu befreien, wäre auch der 
Staat mehr in der Lage, die für die Fremd
kapitalbeschaffung aufzuwendenden Mittel 
anders ·einzusetzen. 

Die bisherigen Förderungsmaßnahmen he
.günstigten die Kreditarufnahme, nicht aher die 
Bildung von Eigenkapital. Je geringer aber 
die Eigenkapitalibasis. desto :geringer werden 
Anreiz und Möglichkeiten �u ertra.greichen 
und wachstumsfördernden Investitionen. Ich 

habe in der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers zwar ·feststeHen können. daß 
eine verstärkte Fremdfinanzierung in Aussicht 
gestellt wurde. ein Hinweis Cliber. wie man 
den Ertrag in den Unternehmen selbst ver
stärkt fördern will. fehlt völUg. 

Die Wirtschaft begrüßt den vom Staat be
schrittenen Weg einer verstärkten Haftungs
übernahme. Ich bin allerdings der Meinung. 
daß es primär Aufgabe des Staates wäre. jene 
Voraussetzungen zu schaffen. die eine Stär
kung der Ertragskraft und damit eine ver
besserte Eigenfinanziellung der Unternehmen 
eIlffiög li ehen. 

Hohes Haus ! Die Bundesregierung hat sich 
seinerzeit als Minderheitsregierung in mannig
fachen Eliklärungen als Jene Re9ierung de'kla
riert. die den Vorrang der Wirtschaft aner
kennt. da die Wirtschaft j ener Bereich ist. der 
die Basis für den Wohlstand unseres Landes 
bildet. Nun ist die Minderheitsregierung zur 
Mehrheitsregierung ,g�orden. Es wird an ihr 
liegen. die seinel1zeitig·en Versprechungen in 
die Tat umzusetzen! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Lane. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die materiell wesentlichsten 
Änderungen der vorliegenden Novelle zum 
Entwicklungs- und Erneruerungsfondsgesetz 
gegenüber dem ursprünglichen Gesetz sind in 
§ 3 Ziffer 3 enthalten. Sie betreffen die Erhö
hung der Bürgschaftsquote von bisher 80 auf 
85 Prozent der Kreditsumme zuzüglich Zinsen 
und Kosten beziehungsweise 1 00 Prozent ex
klusive Zinsen und Kosten sowie in § 6 die 
Ubernahme von Bundesgarantien für Kredit
operationen zur Refinanzierung von Krediten, 
die durch den Entwicklungs- und Erneuerungs
fonds verbürgt sind. 

. 

Diese beiden Neuregelungen, die für einen 
Außenstehenden. der in der Kr·editwirtschaft 
nicht tätig ist. vielleicht g,ar nicht so wichtig 
erscheinen. ·haben doch eine sehr große und. 
wie wir glauben, für die Strukturverbesserung 
der österreichischen Industrie sehr wichtige 
Funktion. Vor allem bei der Finanzierung von 
Großprojekten - das war ja der Ausgangs
punkt für di,e Haftungen im Rahmen der Ent
wicklungs- und Erneuerungsfonds-Ges.m.b.H. 
bei ihrer Gründung - haben sich bisher und 
nach dem bisherigen HE-Fonds-Gesetz große. 
manchmal kaum überwindbare Schwie
rigkeiten ergeben. Bei der bisherigen Bürg
schaftsquote von maximal 80 Prozent gab es 
bei diesen Großkrediten infolge des absolut 
noch immer hohen Austiallsrisikos für die rest
lichen 20 Prozent in der Konsortialfinanzierung 
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manchmal kaum überbrück1bare Schwierigkei
ten, wenn man - wie das bei Investitions
krediten eben notwendig i,st - mittel- oder 
langfristig finanzieren mußte und zu dieser 
mittel- oder langfristigen Finanzierung auch 
Gelder solcher Institute brauchte, die hinsicht
lich ihrer Möglichkeiten der Vergii'be von 
Blankokrediten satzungsmäßigen oder sogar 
gesetzlichen Limitierungen unterworfen ge
wesen sind. 

So hat es beispielsweise rauf dem der Struk
turbereinigung besonders rasdl zuzuführenden 
Sektor der österreichischen Papierindustrie ein 
solches Projekt gegeben, bei dem allein die 
Schwierigkeit, diese Hürde der Finanzierung 
der freien 20 Prozent, für die es keine EE
Fonds-Garantie gab, Z'll überwinden, das Pro
j ekt und seine Durchführung um zirka einein
halb J'ahre verzögert hat. Was das in der heute 
raschen wirtschaftlichen Entwicklung der Indu
strie in der ständig wechselnden Konkurrenz
situation gegenüber der auslänJdischen Kon
kurrenz sowohl auf dem inländischen als auch 
auf den Exportmärkten bedeutet, ist natürlich 
für jeden Einsichtigen klar erkennbar. Dars hat 
auch zu dies,er Novellierung des EE-Fonds
Gesetzes gefÜlhrt. 

6. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budgetaus
sdlusses über die Regierungsvorlage (14 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Zumer-

gesetz geändert wird (56 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (15 der 
Beilagen) :  Bundesgesetz, mit dem das Stärke-

gesetz geändert wird (57 der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (17 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes
gesetz betreffend eine Abgabe auf bestimmte 
Stärkeerzeugnisse geändert wird (59 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun
mehr zu den Punkten 6, 7 und 8, über die 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies : 

Änderung des Zuckergesetzes, 

Äntde,rung des Stärkegesetzes un'd 

Änderung des Bundesgesetzes betreff,end 
eine Abgabe auf bestimmte Stärkeerzeugni,sse. 

Berichterstatter 'über alle drei Punkte ist der 
Herr Abgeordnete Hietl. Ich ersuche ihn um 
seine drei Berichte. 

Ich darf daher sagen, daß wir diese Novelle 
als einen Sdlritt zur Verbesserung der Mög
lichkeiten betrachten, die zu schaffen sind, um 

di,e notwendige Struktuflanpassung der öster
reidüsdlen Wirtschaft zu gewährleisten. Wei
tere Schritte vor allem 'auf dem Sektor der 

Berichterstatter HieU: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Im AuftrClig des Finanz- und Budgetaus
schusses berichte ich 'zunächst über die Regie

echten und vollen Risikofinanzierung weroen rungsvorlage ( 1 4  der Beila,gen) : Bundesgesetz, 
fol'gen. Wir weroden daher di eser Novelle mit dem das Zuckergesetz geändert wird. 
unsere Zustimmung geben. (Beiiall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr.  Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist ge.schlossen. -
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen 
m u n go 

nU11JITlehr zur A b  s t i  m-

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantnargt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte nunmehr j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden G esetzentwurf audl in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  ,s t i m m i 9 k e i  t fest. Der Ges'et'zentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n  ,g e
n o m m e n. 

Da die Bundesregierung durch eine 7. Zoll
tarHgesetznovelle ( l 8  der Beilagen) eine Ände
rung des Zolltarifs vorsieht, hat sie a.m 1 6. No
vember 1 971 auch den ohgenannten Gesetzent
wurf zur Anpassung des Zuckergesetzes, da,s 
auf verschiedene Subpositionen des Zolltarifs 
Bezug nimmt, im Nationalrat eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß Ihat den Ge
setzentwurf am 24. November 1 971  vorberaten 
und nach Wortmeldungen des Ahgeordneten 
Dipl.-.Ing. Dr. Zittmayr und des Bundesmini
sters für Finanzen Dr. Androsch ,einstimmig 
angenommen. 

üer Finanz- und Budgetausschuß steLlt daher 
den A n  t r a ,g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten GesetJzent
Wlurf ( 14  der Beila'gen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Regierungsvorlage ( 1 5  der Beilagen) : Bun
desgesetz, mit dem das StärkBigeset,z geändert 
wird. 

Die Regierungsvorlage rbetreffend die 7. Zoll
, tarifgesetznovelle ( 1 8  der Beilagen) siOOt unter 
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DieU 
andeI'em Änderungen des Zolltarifs vor. 
Durch diese Novellierung des Zolltarifs er
gibt sich die Notwendigkeit, den Wortlaut 
des § 1 Abs. 2 lit. b und d und § 1 Abs. 3 des 
Stärkegesetzes der neuen Fassung des Zoll
tarifgesetzes anzupassen. Die Bundesregierung 
hat daher am 1 6. November 1971 die gegen
ständliche Regierungsvor1age im Nationalrat 
eingebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 

24. November 1 97 1  der Vorberatung unterzo
gen. Zum Gegenstand spl1achen außer dem 
Berichterstatter der Abgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr und der Bundesminister für 
Finanzen Dr. AndrosCh. 

Bei der Abstimmung wUI'de die Regierungs
vorlage mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt daher 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf (15 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Regierungsvorlage ( 17  der Beilagen) : Bun
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz betref
fend eine Abgabe auf bestimmte Stärkeerzeug
nisse geändert wird. 

Die Bundesregierung hat durch eine 7. Zoll
tarifgesetznovelle ( 18  der B ei,1agen) Änderun
gen des Zolltarifs vorge'schlagen und dement
sprechend aum den obgenannten Gesetzent
wurf im Nationalrat eingebracht, da das Bun
desgesetz betreffend eine Abgabe auf be
shmmte Stärke erzeugnisse auch auf Subposi
tionen des Zolltarifs Bezug nimmt. Durch 
diesen Gesetzentwurf sollen keine materiellen 
Änderungen der geltenden Rechtslage erfol-
gen. 

Der Finanz- und BUidgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage 'am 24. November 1971 der 
Vorber-atung unterzogen und den Gesetzent
wurf nach Wortmeldungen des Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und des Bundesmini
sters für Finan�en Dr. Androsch unverändert 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (17 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wir gelangen vorerst zur Albstimmmung 
über den Entwurf, mit dem das Zuckergesetz 
geändert wil1d. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange
nommen. 

Der Herr BeriChterstatter beant:pagt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu e:r:heben. - Ich stelle die 
E i n  s t i :m m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter L,es'll,ng a n  ,g e
n o m m e n. 

Wir gel,angen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Stärkegesetz 
geändert wird. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden G esetzentwurf samt Titel und 
Eing,ang ihre Zustimmung �rteilen, sich von 
den Sitzen 7lU eI'heben. - Einstimmig ange
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vomahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sim von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i n
s t i m  m i g k e i t fest. De,r Gesetzentwurf i,st 
somit · auch in dritter Lesung a n Ig ·e iIl 0 m

m e n. 
Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 

über den Entwurf, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stärke
erzeugnisse geändert wird. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sieb. von 
den Sitzen zu erheben. - Im stelle die E 'i n-

Falls Wortmeldungen vorlieg,en, bitte ich, s t i m  m i g  k le i t fe,st. Der Gesetzentwurf ist 
Genera�- und Spezialdebatte unter einern ab- somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m-
zuführen. m e n. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i iIIl 'ill iU n g, 
die ich über jeden delr drei Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen werde. 

9. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (16 der 
Beilagen) : Bundesgesetz. mit dem das Aus
gleicbsabgabegesetz geändert wird (58 der Bei-

lagen) 

32 
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Präsident Dr. Maleta : Wir gelangen zum Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
9. Punkt der T1agesordnung: Änderung des den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-
Ausgleichsabgabegesetzes. nommen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ort
ner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich 'berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Regie
rungsvorlage ( 1 6  der Beilagen) : Bundesgesetz, 
mit dem das AusgleichsCl'bgwbegesetz geändert 
wird. 

Das AJUsgleichsa:bgabegesetz sieht vor, daß 
bei der Einf.uIhr bestimmter Waren an Stelle 
der nach Maßgabe der zolltarifarischen Bestim
mungen vorgesehenen allgemeinen oder ver
tragsmäßigen Einfuhrzölle eine nach den nähe
ren Vorschdften dieses Bundesgesetzes zu be
-stimmende Ausgleichsabgabe zu erheben ist. 
Die Festlegung der Waren, die dieser Aus
gleichsaobgaberegelung unterworfen sind, er
folgt nach den Bestimmungen des Zolltarif-
9-esetzes 1 958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Durch den Entwurf der 7. Zolltarifgesetz
novelle werden nun Änderungen des Zoll
tarifs bewirkt, wodurch sich auch Auswirkun
gen auf die vorerwähnte Festlegung der der 
Ausgleichsabgaberegelung nach dem Aus
gleichsabgabegesetz unterliegenden Waren 
nach den Maßstäben des Zolltarifs ergeben. 

Zweck. der gegenständlichen Regierungsvor
lage ist es da:her, den Wortlaut der einschlä
.gilgen Bestimmungen des Ausg.lei<:hsaJbgabe
gesetzes der geänderten Fassung des Zolltarif
gesetzes anzupassen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
RegierungsViorlage in seiner Sit:rung am 

24. November 1 971  der Vorberatung unter
zogen. Zum Gegenstand sprachen außer dem 
Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Dok
tor Zittmayr und Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch. 

Bei der AJbstimmung wurde die Regierungs
vorlage mit StimmeneinhelHgkeit unverändert 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt daher 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf ( 1 6  der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zrustimmung erteilen. 

Ich bin beauftragt, faUs Wortmeldungen vor
liegen, General- und Spezialdebatte unter 
einem zu beantragen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A b
s t i m m  u n g. 

Idl bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorUegenden Gesetzentwurf samt Titel und 

Der Herr Berichterstatter beantr,agt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i  n
s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m
m e n. 

1 0. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über die Regierungsvorlage (20 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über Nebengebühren
zulagen der Bundesbeamten des Ruhestandes, 
der Hinterbliebenen und Angehörigen (Neben-

gebührenzulagengesetz) (60 der Beilagen) 

1 1 .  Punkt: Bericht und Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Landeslehrer
Dienstgesetz abgeändert wird (61 der Beilagen) 

12. Punkt: Bericht und Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Land- und forst
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstgesetz ab-

geändert wird (62 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun
mehr zu den Punkten 1 0, 1 1  und 12, über die 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies : 

N ebengebührenzulagengesetz, 

Abänderung des Landeslehrer-Dienstgeset
ZeS- und 

Abänderung des Land- und forstwirtschaft
lidlen Landeslehrer-Dienstgesetzes. 

Berichterstatter über alle drei Punkte ist 
der Herr Abgeordnete Grtner. Ich bitte um 
die drei Berichte. 

Berichterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Regie
rungsvorlage (20 der Beila-gen) : Bundesgesetz 
über Nebengebührenzulagen der BundesJbeam
ten des Ruhestandes, der Hinterbliebenen und 
Angehörigen (N ebengebiiJhren:zulage-�gesetz) . 

Die Bundesregierung hat am 1 6. November 
1 971  den OIbgenannten Gesetzentwurf im 
Nationalrat eingebracht, durch welchen für 
Bundesbeamte, deren Hinterbliebene und An
ge!hörige Nebengebühr·enzulagen vorgesehen 
werden sollen. Wahrend nämlich Ibei Vertrags
bediensteten, die der Ver!sicherungspflicht nach 
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Ortner 

dem ASVG unterliegen, die in den letzten 
60 Monaten bezogenen Nebengebühren bei 
der Bemessung der Pension berücksichtigt wer
den, finden bei der Bemessung des Ruhege
nusses eines Bundesbeamten Nebengebühren 
keine Berücksichtigung. Inzwischen haben j e
doch die Bundesländer Wien mit Landesgesetz 
vom 1 4. Juli 1 961 und Niederösterreich mit 
Landesgesetz vom 1 9. Juni 1 968 die Berück
sichtigung von Nebengebühren für die Bemes
sung des Ruhebezuges geregelt. Die nunmehr 
von der Bundesre;gierung durch den OIbgenann
ten Gesetz·entwurf vorgeschlClJgene Regelung 
lehnt sich eng an die für das Land Wien 
gefundene Lösung an. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 

24. November 1 911  in Verhandlung genom
men. Dieser Sitzung wohnte auch Bundesmini
ster für Finanzen Dr. Androsch bei. Zum Ge
genstand sprachen die Abgeordneten Robert 
Weis� und Sandmeier. Weiters 'WlUrde von den 
.A!bgeordneten Rabert Weisz, Sandmeier und 
Dr. Schmidt ein :gemeinsamer .A!bänderung.s
antrag ,zum Gesetzentwurf vorigelegt. 

Bei der .Nbstimmung wurde der von der 
Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung des vorerwähnten ge
meinsamen Abänderungsantrages einstimmig 
angenommen. 

Als ,Ergebnis der Beratung stellt der Finanz
und Budgetausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie
rung vorge.le.gten GesetzentJwul1f (20 der Bei
lagen) mit den dem Ausschußbericht ange
schlossenen Abänderungen die verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin beauftragt, fa},Is Wortmeldungen vor
liegen, zu beantragen, General- und Spezial
debatte unter einem atbzufüihren. 

Hause den dem Bericht des Finanz- und Bud� 
getausschusses beige druckten selbständigen 
Antrag vorzulegen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich berichte schließlich über den Antrlag des 
Finanz- und BudgetJausschusses über den Ent
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Land
und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienst
gesetz abgeändert wird. 

Die Bundesregierung hat am 1 6. November 
1 911 einen Gesetzentwurf (20 der Beilagen) 
über Nebengebührenzulagen der Bundesbeam- -
ten des Ruhestandes, der Hinterbliebenen und 
Angehörigen (Nebengebührenzulagengesetz) 
im Nationalrat eingebracht. 

Im Zuge der Beratungen über diese Regie
rungsvorlage hat der Finanz- und Budgetaus
schuß über Antrag der Abgeordneten Robert 
Weisz, Sandmeier und Dr. Schmidt den Be
schluß gefaßt, die im Nebengebührenzulagen
gesetz getroffene Regelung auch auf die land
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer auszu
dehnen und gemäß § 1 9  Abs. 1 des G eschäfts
ordnungsgesetzes dem Hohen Hause den dem 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses bei
gedruckten selbständigen Antrag vorzulegen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a  g, der Natiorualr,at wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich bin beauftragt, falls Wortmeldungen vor
liegen, zu beantflagen, General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter-
statter beantragt, General- und Speztaldebatte 

Ich berichte weiter im Auftrag d es Finanz- unter einem vorzunehmen. - Einwand wird 
und Budgetausschusses über den Entwurf eines nicht erhoben. Wir gehen somit in die gemein
Bundesgesetzes, mit dem das Landeslehrer- same Debatte ein. 
Dienstgesetz abgeändert wird. 

Die Bundesregierung bat am 1 6. November 
1 911 einen Gesetzentwurf (20 der Beilagen) 
über Nebengebührenzulagen der Bundesbe
amten d es Ruhestandes, der Hinterbliebenen 
und Angehöri'gen (Nebengebühren7Julagenge
setz) im NationalJ.'iat eingebracht. 

Im Zuge der Beratungen über diese Regie
rungsvorlage hat der Finanz- und Budgetaus
schuß über Antag der Abgeordneten Robert 
Weisz, Sandmeier und Dr. Schmidt den Be
schluß geLaßt, die im Nebengebührenzulagen
gesetz getroffene Regelung auf die Landes
lehrer auszudehnen und gemäß § 19 Abs. 1 
des Geschäftsordnungsgesetzes dem Hohen 

Als erster zum Wort 'gemelKiet ist der Abge
ordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Sdunidt (FPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Meine Damen! Meine Her
ren ! Das Bundesgesetz über Nebengebühren
zulagen der Bundesbeamten des Ruhestandes, 
der Hinterbliebenen und Angehörigen, das 
heute hier beschlossen werden wird, bringt 
,eine wichtige Ergänzung des öst'erreichi,schen 
Beamtenrechtes. Allerdings ist der Burud in die
ser Materie nicht bahnbrechend. Wir haben be
reits heute durch den Herrn Berichtefistatter ge
hört, daß zwei Bundesländer, nämlich Wien 
und Niederösterreich, in der Regelung der 
Materie bereits vorausgegangen sind. 
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Dr. Sdunldt 

Durch diese Regelung, die heute hier be
schlossen werden soll, wird den Beamten -
und darauf muß hingewiesen werden - kein 
zusä1lzoliches Privileg gewährt, das etwa andere 
Dienstnehmer nicht besäßen, sondern es wird 
eine Benachteiligung beseitigt, die bisher darin 
bestand, daß die Zulagen für den RuhergeIllUß 
nicht anrecheIlibar waren. 

Hohes Haus! Ich darf vielleicht in Verbin
dung damit daran erinnern, daß der öffentliche 
Dienst in der Ersten RepUJblik dadurch attrak
tiv gewesen ist, daß die Gehälter meist über 
dem Durchschnitt der Gehälter und Löhne in 
der Privatwirtschaft lagen, daß weiters durch 
die Garantie und Sicherheit der pragmatisier
ten SteUung und durch die damals meist 

'gOpro:zentig,e Bemessungsgrundlage bei der 
Pensionsberechtigung eine gewisse Zugkraft 
vonhanden war, in den öffentlichen Dienst ein
zutreten. 

Allerdings hat sich in der Zweiten Republik 
diesbe,züglich viel geändert. In den letzten 
20 Ja/hren hat sich die österreichische AI1beiter
und Angestelltenschaft in Industrie, Handel 
und Gewerbe, also in der PrivatwirtschaH, 
lohn- und gehaltsmäß�g dem öffentlichen 
Dienst nicht nur angeglichen, sondern ihn so
gar überholt. Sie hat sich auch im ASVG ein 
Pensionsrecht ,g,esichert, das in manchen Punk
ten günstiger ist als das Pensions recht im 
öffentlichen Dienst. 

Es besteht daher ein echter NachJholbedarf 
für den öffentlichen Dienst, um diesen attrak
tiver zu gestalten. Es besteht aber 
nicht nur ein NaChholbedarf gegenüber den 
Beschäftigten in Industrie und Privatwüt
schaft, es besteht auch ein dringendes Bedürf
nis, die Ungleichlheit im öffentlichen 'Dienst 
selbst zu beseitigen. Während zum Beispiel 
bei den Vertr'agsbediensteten im öffentlichen 
Dienst nach dem A:SVG die Zulagen thei der 
Pensionsbemessung berücksichttgt werden, 
wurden bisher die Pensionen der Beamten Lm 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nur nach 
dem letzten Gehalt berechnet. Die Zulagen 
haben a,lso bisher ·aUlf die RUJiheg,enußberech
nung 'keinerlei Einfluß gehabt. 

Hohes Haus! Das hat dazu geführt, daß das 
Realeinkommen eines Beamten nach der Ver
setzung in den Ruhestand nicht etwa nur auf 
80 Prozent oder, 'wenn man den Pensionsbetrag 
berücksichtigt, um 20 Prozent gesunken ist, 
wie es das Pensionsgese1lz vorsiEfut, sondern 
vielmehr um 30 bis 40 Prozent, weil ja die 
Zulagen, die der öffentlich Bedienstete in sei
ner Aktivzeit erhalten hat, ersatzlos weg
gefallen sind. Das hat natürHch ein starkes 
A!bsinken im Lebensstand'ard eines solchen 
pensionierten Beamten zur Folge gehabt. Noch 
krasser hat sich das für die Hinterbliebenen 

von Beamten, die während des aktiven Di.enst
verhältnisses gestorrben sind, ausgewi,rkt. (Prä
sident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

VöU1g untragbar, Hohes Haus, ist alber die 
unterschiedliche rBeJhandlung von .Beamten und 
VertragSibediensteten der gleichen Verwen
dung. Nehmen wir zum Beispiel eine Schreib
kraft im öffentlichen Dienst her, eine Schreib
kraft, die eine Schreihzulage 'bekommt. Ist 
diese Schreibkmft eine Beamtin in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, so Ibe
kam sie bisher diese Schreibzulage für den 
Ruhegenuß nicht angerechnet. Ist diese 
Schreilbkraft eine Vertragsibedienstete, wurde 
und wird ihr diese Zulage angerechnet und 
damit e in höherer RU!hegenuß gesichert. Es ist 
daher sehr erfreulich, daß diese Benachteili
gung der Beamten und ihrer Ang'ehörigen 
nunmehr durch die heutige Regierungsvor
lage beseitigt und somit eine wichUge Lücke 
im Pensionsrecht geschlossen wird. 

Es ist mir vollkommen klar, Hohes Haus, 
daß die legistische Afibeit an diesem Gesetz 
nicht ganz leicht gewesen ist, auch dann nicht, 
wenn man sich auch auf VOIlbilder stützen 
konnte ; vor allem deswegen nicht ,leicht g·e
wesen ist, weil die NebengebÜlhren verschie
denartig sind und sehr großen Schwankungen 
unterliegen. 

Die Nebengebülhren in ihrer Vielrfalt sind 
das Sorgenkind aller Personalstellen in der 
Verwaltung. Ich glaube, es ' soll nicht das Be
streben sein, auf diesem Gelbiete der Neben
'zulagen künftig auszuweitenj auch dann nicht, 
wenn, wie durch die heutige Beschlußfassung 
gesichert wird, die Zurechnung der Neben
g,ebühr,en :in die Ruhegenußbemessungsgrund
lage gewährleistet ist. 

Im Interes'se einer vereinfachten und über
sichtlichen Verwaltung kann das Ziel nur 
heißen: Lielber höhere Ansätze, höhere Ge
haltsansätze in einem hoffentlich bald neuen 
Gehaltsgesetz, als mehr Nebengelbühren. Ich 
sage : in einem ·hoffentlich bald neuen Gehalts
gesetz, Hohes Haus, weH ich rglaube, daß die 
Zeit reif sein dürfte dafür, daß wir endlich ein 
neues GeihaUsgesetz bekommen. Wir halten 
jetzt zum Beispi.el schon bei der 22. Novelle 
des Gehaltsgesetzes 1 956, und es dünfte klar 
sein, daß hier die Ubersichtlich!keit leidet. Auch 
Fachleute ikennen sich in dieser Materie nur 
mehr sehr schwer aus. 

Mit diesem Appell, in absehbarer Zeit ein 
neues Besoldlungsrecht mit höheren Ansäm:en 
auch für den öffentlichen Dienst zu schaffen, 
darf ich meine AusfÜlhrungen schließen und 
darf sag,en, daß wir gllauben, daß diese Regie
rungs"Vorlag,e für die Bundes1beamte.n einen 
echten Fortschritt bringt. (Beifall bei der FPO.) 
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Präsident Probst: Der näChste Re'Clner ist der 
Herr Abgeol1dnete Robert Weisz. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Robert Welsz �SPO) : Herr Prä
sident! Hohes Haus! lDer vorlieg,ende Entwurf 
eines Bundesgesetzes über Nebengebühren
zulagen der Bundes,beamten des Ruhestandes, 
der Hinterbliebenen und Angehörigen, der 
heute dem Hohen Haus rur Beschlußfassung 
vorliegt, ist der Schlußstein und die Erfüllung 
einer Forderung, die seit Jahren vom Ver
handlungsausschuß der vier Gewerkschaften 
des öffentlichen Di,enstes erhoben wurde, und 
er verbessert die soziale Sicherheit der öffent
lich Bediensteten sehr wesentlich. 

Gleichzeitig soll durch 61 und 62 der Bei
la,gen eine analoge Regelung für die Landes
lehrer und für die land- und forstwirtscha'ft
lichen Landeslehrer Ibeschlossen werden. 

Es wuden daher Zlwei Anträge, die von 
den drei Fraktionen unterstützt wurden, im 
FinanZlausschuß eingebr,acht und gemäß § 1 9  
der GeschäftsOIdnung behandelt. 

Dem materiellen Inhalt des Gesetzes liegt 
die 'sozifalpolitisch eminent wichtige Forderung 
zugrunde, daß auch dem Beamten des Ruhe
standes und seinen Hintellbliebenen bestimmte 
Nebengebühren und Zulagen für die Bemes
sung des Ruhegenusses zugerechnet werden. 

Mit der Entwicklung des Pensionsrechtes 
der Allgemeinen Sozialversicherung wurde 
immer deutlicher, daß die Pensionen für die 
Beamten des öffentlichen Dienstes hinter den 
Pensionen der Pensionisten der Sozialversiche
rungen zurü<kblei'ben, wenn man berücksich
hgt, daß dem ASVG-Pensionisten Mehrdienst
leistungsentschädigungen, Ersmwernis- und 
Gef,ahrenzulagen aLs sozi'alversicherungspflich
ti'ge'S Entgelt für die Bemessung der Pension 
eingerechnet werden. 

Sicher gilt diese FeststellUJIlg mit der Ein
schränkung, daß es in der Pensionsversiche
rung eine Höchstbeitragsgrundlage gibt, die 
im öffentlichen Dienst niCht vorgesehen ist. 

Eine zweite grundsätzliche Uberlegung i,st, 
daß der Ruhebezug bei voller Dienstzeit 
80 Prorzent des Aktivbezuges betragen soll 
und daß dieser Grundsatz durch den Wegfall 
der Nebengebühren im Zeitpunkt der Ruhe
standsversetzung nicht mehr zum Tragen 
kommt, weil die Pensionen unter Berücksich
tigung der weggefallenen Nebengebühren 
weitaus kleiner als 80 Prozent des Aktiv
bezuges sind. 

nie Gewerkschaften de,s öffentlichen Dien
stes haben nach sorgfältiger Prüfung dieser 
1iatsachen mit Recht die Forderung g,estellt, 
daß Nebengebühren und Zulagen pensions
anrechenbare Teile der Besoldung sein so1len, 
wobei als selbstver,ständliCh vorausgesetzt 

wird, daß Aufwandsentschädifgungen und Auf
wandse,rsätze, wie zum Beispiel Reise
gebühren, Schmutzzulagen und ähnliche 
Nebengebülhren, nicht berücksichtigt werden. 

Der vorHegende Gesetzentwurf r,e'gelt die 
Materie der Anrechnung von Nebengebühren 
auf eine besondere Art und lehnt sich an 
keine klassischen Vorbilder Ider Pensions
berechnung an. 

Das Modellgesetz ist vielmehr das Wiener 
Ruhe- und Versorgungsgenußzulagegesetz 
1 967, welcbes ein etgenständiges Recht der 
Anrechnung von ZuLagen und Nebengebühren 
ist und dessen System im wesentlichen gefolgt 
wurde, wenn lauch in einigen Punkten ,aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung und 
der Verschiedenheiten der Beamtenstruktur 
Abweichungen erfoLgten. 

Der Gmnd, warum hier niCht dem System 
der Pensionsversicherung gefolgt wurde, näm
lich den Durchschnitt der Zul'agenverdienste 
der letzten fünf Jahre vor Eintritt in den 
Ruhestand zur Berechnungsgrundlage zu neh
men, ist ein sehr einfach zu erklärender. 
Nebengebühren und Zulagen unterliegen nicht 
denselben Bedingungen wie die Bezüge der 
Beamten. Es bestünde die Gefahr, daß eine 
Bemessung des nurch.schnittsverdienstes der 
letzten fünf Jahre vor der Ruhestandsver
setzung dazu führt, daß Beamtengruppen be
sonders begünstigt beziehungsweise beson
ders benachteiligt würden, weil die Zuerken
nung von Nebengebühren und Zul,agen sehr 
oft von der physischen und psychischen 
Arbeitskraft des Bediensteten abhängen und 
weil die letzten fünf Jahre vor der Ruhe
standsversetzung darüber kein aufschluß
reiches Bild ergeben. Aus dtesem Grunde ist 
ja 'auch letztlich in der Pensionsversicherung 
der Arbeiter und Angestellten die sogenannte 
B 45 vorgesehen, die nichts anderes besagt, 
als daß eine VergleichSiberechnung auch 
zwischen dem 40. und 45. Lebensj1ahr anzu
stellen ist, um die Verdienstsummen in 
diesem Lebens,abschnitt jenen der fünf letzten 
Jahre gegenüberzustellen. 

Es liegt nun klar auf der Hand, daß aus 
denseihen vorangeführten Gründen auch mit 
den pensionsrechtlich.en Bestimmungen der 
Bundesbeamten das Auslangen nicht gefunden 
werden konnte, weil diese vorsehen, daß der 
letzte Monatsbezug vor Eintritt in den 
dauernden Ruhestand für die Bemessung der 
Pension maßgelblich. ist, sodaß das voran ge
schilderte Problem des Nebengebührenver
dienstes im höheren Lebensalter und die damit 
verbundenen Leistung.sschwankungen noch 
verschärft wirksam würden. 

Die Gewerkschaften des öffentlichen Dien
stes haben sich daher für ein System der 
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Speidlerung von Nebengebühren und Zulagen 
entschlossen, dem kein anderer Gedanke zu
grunde liegt als jener, alle im dienstlichen 
Leben empfangenen anrechenbaren Neben
gebühren und Zulagen zu speichern, sie in 
Nebengebühreneinheiten umzurechnen und 
wertzusichem. Diese Wertsicherung wird 
durch die Anbindung an die Bezugserhöhun
gen des GehaHsansatzes der Dienstklasse V 
GehaJItsstufe 2 erreicht. 

Wesentlich ist es auch, festzuhalten, daß 
für die volle Bemessung, das sind 80 Prozent 
des Aktivbezuges von Nebengebühren, nicht 
35 Jahre des Zul'agenbezruges maßgebend sind, 
sondern daß die volle IBemessungsgrundlage 
schon nach 300 NebeIllgebührenbezugsmonaten 
- 25 Jahre - erreicht wird. 

Auch diese Bestimmung geht von der Tat
sache aus, daß es nur wenige Beamten
gruppen des öffentlichen Dienstes geben wird, 
die ihre gesamte Dienstzeit hiIlldurch Neben
'gebühren und Zulagen verdienen. Hätte man 
die volle Dienstzeit zugrunde gelegt, dann 
wäre es nur wenigen Bedienstetengruppen 
möglich gewesen, die volle Bemessung'sgmmd
lage zu erreichen. 

Da Ruhegenuß und Nebeng,ebührenzulagen 
zusammen den vollen Schemabezug des ,akti
ven Beamten nicht über.stei,gen dümen, ist der 
Nebengebührenzulage auch nach oben hin 
eine klare Gr.enze gesetzt. 

Es soll hier noch erwähnt werden, daß 
dieses System gar nicht, wie vielfach b ehaup
tet wird, gegen die Grundsätze der VeI"W1al
tungsvereinfachung verstößt, weil die in 
diesem System festzustellenden Speicherwerte 
Produkte der durch die elektronische Daten
veral1beitung durchgeführten Lohnverrechnung 
sind und dem Bediensteten in einfachster Form 
monatlich und jährlich mitgeteilt werden kön
nen. 

Der GesetzentW1Urf sieht vor, daß die bis
her zurückgelegte Dienstzeit, sofern im Meß
j ahr 1 910 Nebengebühren und ZuLagen ver
dient wurden, pauschal in Form einer Gut
schrift angerechnet wird . Diese Gut,schrift 
wird einmal festgestellt, ebenf.alls in Neben
gebührenwerte umgerechnet und entsprechend 
des Gehaltsansatzes der Dienstkla,ss'e V 
Gehaltsstuf.e 2 valorisiert. 

Die Gutschrift wird allerdings so berechnet, 
daß weiter zurückreichende Zeiträume mit 
einem geringeren Steigerungsbetrag, der in 
TeHen vom Hundert ,ausgedrückt ist, berück
sidltigt werden, etwa so, daß die Zeit von 
1969 bis einsdlließlich 1 961 mit 2,4 vom Hun
dert pro Jahr, die Zeit von 1960 bis 195 1  mit 
1 ,2 vom Hundert pro Jahr und die Zeit von 
1950 und früher mit 0,8 vom Hundert pro Jahr 

bemessen wird. Die gesamte Gutschrift darf 
40 vom Hundert des 14.  Teiles der im Jahre 
1 910 verdienten Zulagen nicht überschreiten. 

Diese Regelung nimmt aber auch auf die 
Beamten des Ruhestandes und die versor
gungsberechtigten HinteI'bliebenen Rücksicht. 
Sdlon aus der Konstruktion dieses Gesetzes 
ergibt sich, daß Beamte des Ruhestandes und 
Hinterbliebene ihre Ruhegenußzulage aus der 
Bemessung der Gutschrift der aktiven Beamten 
abgeleitet erhalten und daß die ,höchste Zulage 
40 Prozent des 1 4. Teiles des Nebengebühren
zulagenverdienstes der aktiven Beamten be
tragen wird. 

Steigerungsbeträge können vom Beamten 
des Ruhestandes nicht mehr erworben werden, 
denn die Gutschrift bildet in diesem Falle die 
Nebengebührenzulage. 

Es ist in dem Gesetz auch vOligesehen, daß 
die Beamten des Ruhestandes und ihre ver
sorgungsberedltigten HinteIlbliebenen nicht 
sofort Anspruch auf diese Ruhegenußzulage 
haben, weil die Kosten eine nicht unbeacht
liehe Belastung der Personalausgaben des 
Bundes darstellen. Es werden daher j ene 
Beamten des Ruhestandes und Hinterblieibe
nen, die vor dem Jahr 1 891 geboren sind, die 
Zulage ab 1 .  Jänner 1 913 erhalten, j ene der 
Geburtsjahrgänge 1891 bis 1 902 ab 1 .  Jänner 
1 914, j ene der Geburtsj.ahrlgänge 1903 bis 1 909 
ab 1 .  Jänner 1 975 und Beamte des Ruhe
standes späterer Geburtsjahrgänge von dem 
der Vollendung des 65. Lebensjahres folgen'-: 

den Monatsersten ,an. Den wegen Dienst
unfäihi'Ykeit in Ruhestand versetzten Beamten 
und deren Hinterbliebenen sowie den Hinter
bliebenen der Beamten, die im Dienststand 
verstorben sind, gebührt die Nebengebühren
zulage ab 1 .  Jänner 1 913. 

Ich darf daher, Hohes Haus, ,aibschließend 
sagen, daß mit der Beschlußfassung dieses 
Gesetzes ein für die Beamten des Bundes 
und darüber hinaus auch für die der Länder 
und Gemeinden eminent wichUges Sozialge
setz beschlossen wurde. 

Mit der Beschlußfassung des Nebengebüh
renzulagengesetzes wird eine pensionsrecht
liche und sozialrechtUche Lücke des Beamten
rechtes geschlossen und ein hohes Maß an 
sozi,aler Gerechtigkeit hergestellt. 

Der Mangel ,an Bediensteten im öffentlichen 
Dienst zwingt die Gebietskörperschaften schon 
viele Jahre hindurch, von den Beamten 
kontinuierliche Mehrdiens1lleistung,en zu ver
langen. Nebengebühren und Zulag·en nehmen 
heute in der Besoldung der Beamten einen 
nicht unwesentlichen Platz ein. Es ist nur 
allzu gerecht, ihnen dafür einen angemessenen 
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Teil dieser Zul,agen im Ruhegenuß als Ruhe
genußzulage zu sichern. 

Ich darf hier abschließend auch noch hervor
heben, daß die Gewerkschaften des öffent
lichen Dienstes eine Pioniertat gesetzt haben 
und daß sie mit den Beamten des Bundes
ministeriums für Finanzen und des Bundes
kanzleramtes hervorl'lagende Arbeit geleistet 
haben. Den damit befaßten Beamten und den 
Funktionären des Verhandlungsausschusses 
der vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes gebührt der Dank aUer Beamten des 
Bundes, der Länder und Gemeinden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Meine Fraktion wird diesem Gesetz gerne 
die Zustimmung erteilen und drückt damit 
ihre Befriedigung aus, daß es 'wieder gelungen 
ist, die soziale Sicherheit im öff·entlichen 
Dienst zu verbess-ern. 

Ich möchte aber gleichzeitig auch die Ge
legenheit heute benützen, im Namen der 
sozia,listischen Geweflkschaftsfraktion allen 
öffentlich Bediensteten für das Vertrauen 
bei der gestrigen Personalvertretungswalhl zu 
danken. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Sandmeier. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Hausl Es ist heute über eine 
Regierungsvorlage zu Ibefinden, wodurch für 
Beamte die Ruhegenußfähigkeit von Ne'ben
gebü�hren erreicht wird. 

Im allgemeinen nimmt man an, daß es sich 
bei einer Regierungsvorla'ge um eine Initiative 
der Regierung handelt. Diesmal ist es nicht so, 
da das grüne Licht für die Verhandlungen 
zwischen der Venwaltung und den Gewerk
schaften in der vorliegenden Materie noch 
vom damaligen Finanzminister Professor Dok
tor Koren gegeben wurde. Ich darf trotzdem 
hoffen, daß auch die sozialistischen Abgeord
neten zusUmmenj beim Antrag ·auf Mi,lderung 
der Steuerprogression haben sie uns ja im 
Stich gelassen. 

Durch di-eses zu beschließende Ges'etz wer
den also N ebengebiiJhren bei der Bemessung 
des Ruhegenusses berücksichtigt. Es ist das, 
wie mein Vorredner bereits betont hat, ein 
lang gehegter Wunsch des öffentlichen Dien
stes, und es wird dadurch eine Lücke geschlos
sen gegenüber dem ASVG-Sereich. 

Bekanntlich werden N e.bengebühren, die 
nach dem ASVG einer Versicherungspflicht 
unterliegen und die ein Vertrags'bediensteter 
in den letzten 60 Monaten bezogen hat, 'bei 
der Bemessung der Pension berücksichtigt, 
während bei der Bemessung des Ruhegenusses 

eines Bundesbeamten Nebengebühren bis
her keine Berücksichtigung .gefunden haben. 

Dies bedeutete eine iBenachteiligung der 
Beamten, und nun soll durch den vor.1iegenden 
Gesetzentwurf ein negatives Privilegtum be
seitigt werden. 

Nach langen Verhandlungen 71wischen Ver
waUung und Gewerkschaft ist es IlJUn !Zu dieser 
Lösung -gekommen, nach der einerseits eine 
möglichst gerechte Erfassung aller Nebenge, 
Ibühren vorgesehen ist, andererseits alber ein 
alLzu großer Verwaltungs aufwand bei der 
Durchführung vermieden werden konnte. 

Da es verschied'ene Arten von Nebengebüh
ren gibt, mußte zunächst klargestellt lWerden, 
welche Nebengebühren erfaßt werden sollen. 
Im Gesetz ist nunmehr festgehalten, daß Mehr
leistungsvergütungen, ,Erschwernis- und Ge
faJluenzulagen, die der Beamte im bestehenden 
öffentlich-rechHichen Dienstverhältnis 'bezogen 
hat, einen Anspruch auf eine Nebengebühren
zulage 7JUJm Ruhegenuß begründen. 

Im § 2 ist normiert, daß die anspruchs
begründenden Nebengebühren in Nebenge
bührenwerten festgehalten sind. Ein Nebenge
bührenwert beträgt 1 Prozent des Gehaltes 
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V. Mit 
dieser Bindung an eine bestimmte Gehalts
position wird die bei der Beredmung anläßlich 
des Pensionsfalles erforderliche Valorisierung 
der Nebengebührenwerte gesichert, ohne daß 
eine ständige Nachziehung des festgehaltenen 
Wertes der Nebengebühren anläßlich j eder 
Bezugserhöhung erfor.derlich wird. Das ,scheint 
mir eine große Vereinfachung zu sein, und 
damit ist die gesetzliche Valorisierung für die 
Nebengebührenzulage zum Ruhegenuß er
reicht und auf eine einfache Weise gesichert. 

Für eine Valorisierung der Aktivzubagen 
ist damit letztlich ebenfalls der Ausgangspunkt 
gegeben. Allerdings muß di,ese Frage geson
dert durch Vereinbarung mit der Bundesver
waltung oder eine gehaltsgesetzliche Bestim
mung geregelt werden. 

Zum Schluß möchte ich noch erwähnen, daß , 
genauso wie der Vertrag-sbedienstete von sei
nen Nebengebühren Sozialversicherungsbei
träge �u zahlen hat, ,auch der Beamte in 
Zukunft von ruhegenußfähigen Nebengebüh
ren einen Pensionsbeitr,ag entrichten muß. Da 
dias Gesetz Ja erst später in Kraft tritt, wird 
der Finanzminister in den ersten beiden Jah
ren offensichtlich auch ·ein Geschäft machen. 

Wir werden diesem Gesetz, dessen Verhand
lungsbeginn in die Zeit der OVP-Alleinregie
rung fä1lt und das für die Beamten eine wei
tere Verbesserung bringt, gerne unsere Zu
stimmung geben. (Beiiall bei der OVP.) 
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Präsident Probst: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Gasperschitz. 

Abgeoroneter Dr. Gasperschitz (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr ,geehrten Damen und 
Herren! Sie werden wohl nicht erwarten, daß 
ich j etzt zum Inhalt des Ges'etzes viel sage, 
da meine Vorredner das ja getan haben. Ich 
möchte nur feststellen, daß die Verhand
lungen über ,das vorliegende Nebengebühren
zulagengesetz zwischen Verwaltung und 
Gewerkschaft rund zweieiruhalb Jahre gedau
ert haben; fast hundert Stunden Arbeit waren 
notwendig, um diese Regierungsvorlage zu 
produzi,eren. Ich möchte auch meinerseits den 
herzlichsten Dank an die VeIW1altung zum 
Ausdruck bringen. (Beifall bei der avp.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Schwierigkeit der Materie bestand ins
besondere darin, daß das Problem auch für 
die im Dienststand oder im Ruhestand Befind
lichen mit einem vertretbaren Verwaltungs
aufwand zu lösen war. Dies hat die lange 
Dauer der Verbandlungen verursacht. Mit 
Befriedigung kann ich feststellen, daß mit 
dieser gesetzlichen Regelung eine Beillach
teiligung für Beamte gegenuber anderen 
Dienstnehmern beseitigt wurde, die keine Be
gründung hatte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Man spricht sehr gerne von Privi1egien der 
Beamten, ,aber man spricht nicht von Rechts
lücken und nicht von Neg,ativprivilegien im 
Beamtenrecht. Dies ist ja auch viel publikums
wirksamer, als über geredltfertigte Forderun
gen von öffentlim B ediensteten zu reden. 
Niemand spridlt etWla davOiIl, daß die Beamten 
keine kbferti'gung bekommen. Privilegienab
bau ist ein Schlagwort geworden, das Ibei ober
flächlidler Betrrachtung der Dinge sehr ins 
Gehör der Bevölkerurug geht. Warum soll denn 
ein Staatsbürger gegenüber einem anderen 
Sta.atsbürger überhaupt Vorrechte haben? 
Eine solche Fragestellung klingt sehr ein
leuchtend, wenn man den Zweck und die Be
rechtigung einer solchen sonderrechtlichen 
Stellung oberflächlidl und nicht von objektiver 
Warte überprüft. 

Im Duden wird "Privileg" als Vorrecht oder 
Sonderrecht bezeichnet. Solche V or- und 
Sonderrechte gehen ja  quer durch die Schichten 
der Bevölkerung. Solche Vor- und Sonder
remte kann man sich erkaufen, und zwar 
jedermann, wenn er in der 1 .  Klass,e per Bahn 
oder Schiff befördert werden will oder die 
Sicherung eines Platzes in einem Beför
derungsmittel anstrebt oder besser in einer 
Krankenanstalt untergebracht werden will ; ja  
sogar bei  Begräbnissen gibt es verschiedene 
Klassen. 

Es giht auch auf Grund von gesetzlichen 
Bestimmungen Privilegierte. Denken wir an 
die Immunität des Bundespräsidenten, der 
Mitglieder des Nationalrates, des Bundesr-ates 
und des Landtages. Denken wir an den beson
deren Schutz gegen Eigentumsdelikte, den die 
Kirche bei Geg.enständen 'genießt, die für den 
Gottesdienst bestimmt sind. Denken wir an 
den besonderen Schutz der Wald-, Grund- und 
FischwasserbesUzer, weil Diebstahl an Holz, 
Fischen und Früchten auf dem Fe1de oder an 
Bäumen oder Wild sdlon bei einem Igeringen 
Betrag den Tatbestand eines Verbr,echens er
fü1lt. Nach dem StIlafgesetzbuch, das heute 
noch in Geltung ist, ist zum Beispiel der 
Diebstahl von Laub der Maulbeerbäume, wel
ches zur Fütterung von Seidenraupen dient, 
so heißt es wortwörtlich im Strafgesetzbuch, 
besonders qualifiziert. Ich habe nom nie 
gehört, daß die Privilegienkommission sim 
damit befaßt hätte. Nom niemand hat dieses 
Privileg irgendwie heanständet. Besonders 
qualifiziert ist der Diebstahl, wenn er in Räum
lichkeiten oder Beföroerungsmitteln einer dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Eisenbahn
oder Smiffahrtsunternehmung oder der Post 
an Sachen begangen wird, die ein Staats
bürger mit sich führt oder bei sim trägt. 

Im wirtschaftlichen Bereich ist der Inhaber 
einer gewerblichen Konzession ein Privile
gierter, weil wegen Prüfung des Lokalbedarfes 
Ja nur eine kleine Gruppe in den Genuß einer 
Konzession kommt. Wir haben auf Grund 
internationaler Vereinbarungen in unserem 
Rechtsbereich Gesetze über die Einräumung 
von Privilegien und Immunitäten an zwismen
staatlidle Organisationen und Ubereinkom
men über die Privilegien und Immunitäten 
der Vereinten Nationen und des Europamtes 
geschaffen. Uberall, meine Damen und Herren, 
in jedem Lebensbereim goibt es Vorrechte und 
Sonderrechte. 

Warum daher nur die Forderung nach 
Privilegienabbau bei Beamten? Allerdings sind 
die öffentlich Bediensteten in guter Gesell
schaft mit den Abgeordneten. Die Abgeord
neten sollen ja künftighin ,auch Steuer zahlen. 
Diese Forderung klingt natürlich sehr gut ,im 
Volk. Wie hoch die Aufwandsentschädigung 
der Politiker ist, ob sie v·erringert oder ange
hoben werden soll, was ihnen abgezogen wird, 
was sie den politischen Parteien abzuliefern 
baben, das ist ziemlim uninteressant. Aber 
besteuert sollen sie werden, ganz gleim, was 
sie haben. Das ist publikumswirksam. Und 
dagegen wehre im mich. 

Einem Beamten, der in Ausübung seines 
Amtes tätig ist, muß man aus Staatssimer
heitsgrünJden einen besonderen strafrecht
lichen Smutz angedeihen lassen, um zu 
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sichern, daß er die vom Gesetzgeber über
tragenen Aufgaben auch erfüllen kann. Das ist 
doch keine Begünstigung einer Person um der 
Person willen. Der BeaJIIlte muß gegen 
Drohungen und tätliche Angriffe strafrechtlich 
besonders wegen seiner AufgabensteIlung ge
schützt werden. Die Lmmunität des A:bgeord
neten verfolgt ja nur den Zweck, die unein
geschränkte Ausübung seines Mandates zu 
sichern. Der Reisende in öffentlichen Ver
kehrsmitteln sowie der Wald-, Grund- und 
Fischereibesitzer erhalten für ihr Eigentum 
einen besonderen Schutz, weil das Gelegen
heitsverhältnis für ein Eigentumsdelikt beson
ders groß ist. Sicherlich gibt es überholte, 
niCht mehr zeitgemäße Vorschriften, die eine 
solche Begünstigung nicht geremtfertigt er
scheinen lassen. Ich denke da an den Tat
bestand der Amnsehrenbeleidigung, wonach 
ein Wahrheitsbeweis für eine aufgestellte 
ehrenrührige Beleidi,gung von Gesetzes wegen 
nicht zugelassen war. Der Eliminierung dieses 
Tatbestandes haben auch wir Beamten
vertreter zugestimmt. Sie sehen, wir gehen 
schon mit der Zeit. 

Kritik an dem Beamten, daß er bei einer 
Zeugeneinvernahme das Privileg hat, an 
seinen Diensteid erinnert zu werden, während 
der sogenannte "Nur"-Bürger aufgefordert 
wird, bei Gericht die Wahrheit zu sagen, hat 
doch keinerlei Einfluß auf den Wahrheits
gehalt des ZJeugen. Im möchte daher den 
Herrn Bundesminister für Justiz wirklim 
bitten, eine Gesetzesvorlage einzubringen, 
wonach die entsprechende Bestimmung aus 
der Strafprozeßordnung gestrimen wird, damit 
nicht der geringste Eindruck. erweckt wird, 
der Beamte hätte als Zeuge bei Gericht eine 
Sonders tell ung. 

Ich sage zu den Privilegien, also zu den 
Vor- und SonderreChten, j a, wenn sie im 
Interesse der Allgemeinheit oder zur Berufs
ausübung geboten sind oder ein Äquivalent 
für allfällige wirtschaftliche oder beruflime 
Nachteile darstellen. Hüten wir uns aber, in 
dieser Frage billige Effekte in der Bevölkerung 
zu erzielen. Der Beamte ist ein stabiler Faktor 
in der Innenpolitik - das mömte im sehr 
deutlich zum Ausdruck. bringen -, den wir 
nicht leichtsinnig aufs Spiel setzen sollen. 
Im bin dafür: Privilegi:en sollen nach ihrer 
Berechtigung objektiv überprüft werden. Diese 
Frage soll aber nicht Gegenstand einer billigen 
Tagespolitik werden. 

Ich begrüße die gegenständliche Regierungs
vorlage, weil sie eine große Benachteiligung 
der Beamten gegenüber anderen Dienst� 

nehmern end1im beseitigt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m
m u n g, die ich über j eden der drei Gesetz
entwürfe getrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Entwurf des Nebengebührenzulagen
gesetzes. Im bitte j ene Frauen und Herren, 
die d'em vorHegenden Gesetzentwurf samt 
Titel und Eing.ang in der Fassung des Aus
smußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Ebenfalls e i  n
s t i m  m i g angenommen. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n  g e
n o m m e n. 

Wir gelangen IlIUnmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Landeslehrer
Dienstgesetz abgeändert wird. Ich bitte j ene 
Frauen und Herren, di'e dem vorliegenden 
Gesetzentwurf ,samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberimtes ihre Zustim
mung erteilen, ,sich von den Sitzen zu 

erhehen. - Danke. Ebenfalls einstimmig ange
nommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. Ich gehe so vor.  

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Ges'etzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu eI1heben. - Danke. Der Gesetzent
wurf ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g 
a n g e n o m m e n. 

Wir gelangen nUIliIllehr zur Abstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Land- und 
forstwirtschaftliche lJanldeslehrer-Dienstgesetz 
abgeändert wird. Im bitte j ene Frauen und 
Herren, die dem vOliliegenden Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Einst immig angenommen. 

Der Berichterstatter beantr,agt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf aum in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitz,en zu erheben. - Danke. Der 
Gesetzentwurf ist aum in dritter Lesung 
e i n  s t i m  m i g  a n g e n  0 m m e n. 
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1 3. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budget
aussdlusses über die Regierungsvorlage 
(21 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit dem das 
Umsatzsteuergesetz 1 959 geändert wird 

(63 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zum 1 3. Punkt der Tageso:ndnung :  Bundes
gesetz, mit dem das Umsatzsteuergesetz 1 959 
geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Mondl. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Ich habe namens des Finanz- und 
BuldgetaussChusses über di-e Regierungs
vorlage (2 1 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Umsatzsteuergesetz 1959 geändert 
wird, zu berichten. 

Der obgenannte, von der Bundesregierung 
am 16. November 1 97 1  im Nationalrat ein
gebrachte Gesetzentwurf bezweckt vor allem 
Anpassungen des Umsatzsteuergesetzes 1959 
an inzwischen eingetretene Änderungen der 
Rechtslage, die zum Beispiel darin besteihen, 
daß das Antidumpinggesetz 1967 durch das 
Antidumpinggeset2 1 97 1  sowie das Anti
Marktstörungsgesetz ersetzt wurde, das 
Markto�dnungsgesetz durch Kundmachung 
BGBL Nr. 36/ 1 968 wiederverlautbart wurde 
und die Bundesregierung durch den Entwurf 
einer 7. Zolltarifgesetznovelle Änderungen im 
Wortlaut des Zolltarifes vorgeschlagen hat. 

Von materiell-rechtlicher Bedeutung ist hin
gegen Artikel V des Gesetzentwurfes, dem
zufolge zwei- oder mehrseitig behauenes Holz 
- nicht imprägni'ert - von der Ausschuß
liste gestrichen werden soll. Da eine aus
reichende InlanGserzeugrung von behauenem 
Kantholz besteht, ist vorg,esehen, durch Ver
oI1dnung des Bundesministers für Finanzen mit 
Wirksamkeit ab 1 .  Jänner 1 972 die Einfuhr 

DDr. König, Dipl.-Ing. Dr. 2Jittmayr und Doktor 
Keimel sowie der Bundesminister für Finanz'en 
Dr. Androsch. 

Von den Abgeordneten Lanc und Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr wur-de j e  ein Abänderungsantrag 
zum Gesetzentwurf eingebracht. 

Im Zuge der Ber,atungen gab der Ausschuß 
seiner Meinung Ausdruck, daß unter "Gefrie
ren" sowohl das Langsame Einfrieren und 
Lagern bei niedrigen Temperaturen unter 
o Grad Celsius als auch das schockartLge Tief
küMen und Lagern bei sehr tiefen Tempera
turen zu verstehen ist. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorlage unter Berücksichtigung der beiden 
oberwähnten Abänderungsanträge einstimmig 
angenommen. 

Der Rinanz- und Budg,etausschuß stellt somit 
den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz
entwurf (21 der Beilagen) mit den dem Aus
sdlUßbeIlicht angeschlossenen Abänderungen 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, wurde ich 
ermächtigt zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem durch
zuführen. - Einwand wird nicht erhoben. Wir 
gehen so vor. 

Wir beginnen die Debatte. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr. 

Albgeoridnet,er Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hdhes Haus ! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Notwendig
keit zur Änderung dieses Bundesgesetzes 
ergibt siCh einerseits aus einer bevorstehenden 
Änderung des Marktordnungsgesetzes - wh 
sind also hier unserer Zeit voraus (Abg. 

von Kantholz der Ausgleichsteuer zu unter- G r a t  z: Echte Politik ist voraussehend!); wir 
werfen. beziehen uns auf ein Ma�ktOIdnungsgesetz, 

Im Zusammenhalt dieS'er beiden Maßnah- das noch gar nicht beschlossen ist - und der 

men wird das behauene Kantholz in der Aus- 7. Zolltarifgesetznovelle, die wir auCh erst 

fuhr vergütungsfähig, wodurch sich ein Mehr- einige Tagesordnungspunkte später behandeln 

aufwand von insgesamt rund 600.000 S an und beschließen werden. Wir haben also im 

Ausfuhrvergütung pro Jahr ergeben dürfte ; Fahrplan ein biJsserl eine Störung, aber offen

von diesen würden auf den Bund voraussicht- sicht1ich dürfte das nicht sehr viel Rolle 

lich rund 388.000 S, auf die Länder rund spielen. 

1 3 1 .000 S und auf die Gemeinden etwa Die beabsiChtigte Ausweitung der Erzeug-
81 .000 S entfallen. nisse aus Milch im Rahmen des Marktord-

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz
entwurf am 24. November 1971 der Vorbera
tung unterzog-en. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Lane, 

nung.s-gesetzes mit Wirksamkeit vom 1 .  Jänner 
1972 erfordert ,in § 7 Abs. 2 Z. 1 lit. b eine 
Einschränkung auf j ene Milcherzeugnisse, die 
schon bisher dem begünstigten Steuersatz mit 
1 ,7 Prozent unterliegen. DurCh diese Regelung 
wären jedoch al,le Milcherzeugnisse der Zol1-
tarifnummer 2 1 .01 und 22.02 aus dem begün-
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stigten Steuersatz herausgefallen. Damit 
wären vor allem sehr wichtige Milchprodukte. 
wie zum Beispi'el Frucht joghurt und Frucht
milch. in den höheren Umsatzsteuersatz mit 
5.5 Prozent gefallen. Das hätte zu einer 
wesentlichen Erhöhung des Konsumenten
preises und damit zu einer weiteren Belastung 
der Bevölkerung bei diesen wichtigen Pro
dukten geführt. insbesondere für kinderreiche 
Familien, die ja bevorzugt Frucht joghurt und 
solche Produkte veubrauchen. 

Leider war die in der Vor1age vorgesehene 
B egutachtungsfrist so kurz. daß die Inter
essenvertretungen keine Möglichkeit zu einer 
eingehenden Prüfung hatten. Daher mußte 
man sich erst im Finanz- und Budgetausschuß 
mit dieser Frage beschäftigen. Es ist gelungen, 
diese Verschledlterung der bisherigen Situa
tion zumindest bei den Hauptprodukten 
Frucht j oghurt und Fruchtmilch zu verhindern 
und zu beseiHgen. 

Es wuude die Einbeziehung von Frucht
joghurt und Fruchtmilch in den begünstigten 
Steuersatz allerdings nur bei Direktabgabe 
vom Erzeuger ,an den KI,einhändler gesichert, 
nicht j edoch bei der Abg,abe dieser Produkte 
über Zukauf.molkereien im Rahmen der 
Aubeitsteilung. Das wurde also im Ausschuß 
übersehen. Aus diesem Grunde wäre es zu 
einer Verteuerung bei allen jenen Molkereien 
gekommen. die von einem Erzeugerbetrieb, 
wie in Wien Zlum Beispiel die Niederöster
reichische Molkerei. zukaufen. 

Um diese Verteuerung der Produkte im 
Großhandel zu verhindern, erlaube ich mir, 
den Abänderungsantrag. der gemeinsam von 
den Abgeordneten Zittmayr. Lanc und MeißI 
eingebracht wird, zu verlesen. 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr, 
Lanc, Meißl und Genossen zur Regierungs
vor1age 2 1  der Beilagen betreffend ein 
Bundesogesetz, mit dem das Umsatzsteuer
gesetz 1 959 geändert wird, in der Fassung 
des Ausschußberichtes (63 der BeHagen) . 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Artikel II hat zu lauten: 

Artikel 111 hat zu lauten: 

Ziffer 23 der Anlage C (Freiliste 3) zu 
§ 4 Abs. 1 Z. 4 des Umsatzsteuergesetzes 
1959, BGBl. Nr. 300/1958, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/1962, 1 88/ 
1 964, 214/1965, 1 48/1966 und 44/1 968 hat zu 
lauten: 

siert. vitaminiert. sterUisi'ert. angesäuert 
oder auf einen bestimmten Fettgehalt einge
stellt; Magermilch, eingedidd, getrocknet 
oder aufgelöst, auch. denaturiert ; und Molke, 
auch eingedickt oder getrocknet; Frucht
j oghurt und Fruchtmilch;'  . .  

Das heißt, es werden diese beiden Gruppen, 
Frucht joghurt und Fruchtmilch, hineingenom
men. Damit wird also die Gef.ahr einer 
Erhöhung des Preises beseitigt und der bis
herige Zustand aufrechteI1nalten. 

Eine effektive Verschlechterung des gegen
wärtigen Zustandes und damit eine Verteue
rung des Produktes tritt bei Kasein 'ein, Zoll
tarifnummer 35.01 A. Durch die Hel1ausnahme 
aus dem begünstigten Steuers atz und die An
hebung der Umsatzsteuerbelastung von 
1 ,1 Prozent auf 5,5 Prozent tritt eine Ver
teuerung für Kasein ein, das einerseits ein 
wichtiges Produkt für die österreichische 
Papierindustrie darstellt und andererseits eine 
zunehmende B edeutung in der Nahrungs
mittelindustrie bekommt. Das bedeutet, daß 
der bisherige Trockenkaseinpreis mit 1 9  S pro 
Kilo sich nun durch diese Umsatzsteuer
erhöhung um 1 ,58 S auf 20,58 S erhöht. 

Wir hätten uns also vorgestellt, daß man 
dieses Produkt eben�alls so wie bisher mit 
dem begünstigten Steuers atz behandelt. Leider 
hat di'e Mehrheitspartei diesem unseren 
Wunsch nicht Rechnung tragen können, und 
damit tritt . . . (Abg. Dr. G r u b e r: Nicht 
wollen! Können schon!) Oder wollen. Können 
wollen. (Heiterkeit.) Jedenfalls bedeutet das 
für die österreichische P,apierindustrie, die j a  
den Hauptteil des Kaseins verbraucht, eine 
besondere BeLastung. und bedeutet natürlich 
für diese Sparte, di,e gegenwärtig auch in 
einer schwierigen Phase ist, eine weitere Be
lastung. 

Es besteht selbstverständlich 'auch die Ge
fahr, daß zu gegebenem Zeitpunkt wieder auf 
ausländische Produkte ausgewichen wird oder 
daß Ersatzprodukte verwendet werden. Daher 
hätten wir auch von der Milchwirtschaft her 
ein gewisses Interesse daran gehabt, den bis
herigen Steuersatz mit 1 ,1 auch weiterhin bei
behaAten zu können. 

Abschließend. möchte ich also feststellen, 
daß es sich um keine Besserstellung und um 
keine Bevorzugung handelt. sondern daß mit 
diesem Antrag praktisch der alte Zustand auf
rechterhalten wird und nur bei Kasein. wie 
gesagt, diese Mehrbelastung für die Ver
braucher eintritt. 

,23. Milch. im Sinne des § 2 Abs. 1 des Die Streichung von behauenem Holz aus 
Marktordnungsgesetzes 1 961, BGBl. Nr. 36/ der Ausschlußliste des Umsatzsteuergesetzes 
1968, mit Ausnahme von SchlagoberlS, auch und damit die Gewährung der Ausfuhrver
gereinigt, ellhitzt, tiefgekühlt, homogeni- gütung entspricht einem langjährigen Wunsch 
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Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 

der österreichischen Forst- und Holzwirtschaft 
und wird daher von uns begrüßt. 

Die Vorlage wird demnach trotz einiger 
Mängel von uns unterstützt und mitbeschlos
sen. (Beifall bei der OVP.) 

16. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (18 der Beilagen) : Bun
desgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 1958 
neuerlidJ. geändert wird (7. Zolltarifgesetz-

novelle) (67 der Beilagen) 

Präsident Probst : Der A:bänderungsantrag 17 Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
der Abgeordneten Dr. Zittmayr, Lane und 

. 

Meißl ist genügend unterstützt und steht in 
die Regierungsvorlage (24 der Beilagen) : Bun

Verhandlung. 
desgesetz, mit dem das Zolltariigesetz 1958 
neuerlich geändert wird (7. Zolltarifgesetz-

novelle) (68 der Beilagen) Zum Wort ist niemand mehr gemeLdet. Die 
Debatte ist g·eschlossen. 

Der Berichterstatter wünscht das Schluß- 1 8. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
wort? - Das ist nicht der Fall. die Regierungsvorlage (23 der Beilagen) : Bun-

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. Es desgesetz, mit dem die Liste XXXII - Oster

liegt ein gemeinsamer Abänderungsantr1ag der reich zum Allgemeinen Zoll- und Handels

Abgeordneten Dr. Zittmayr, Lanc, Meißl und abkommen (GATT) abgeändert wird (70 der 

Genossen vor. Ich lasse daher getrennt ab- Beilagen) 

stimmen. Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr zu 

Ich bitte zunächst j ene Damen und Herren, den Punkten 1 4 bis einschließlich 1 8, über die 

die den Artikeln I und 11 in der Fassung des beschlossen wurde, die Debatte unter einem 

Ausschußherichtes ihre Zustimmung geben, abzuführen. Es sind dies : 

sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Das ist einstimmtg angenommen. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die dem Artikel III in der F:assung des gemein
samen Abänderungsantrages der Abgeord
neten Dr. Zittmayr, Lanc, MeißI und Genossen 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Ist ebenfalls einstimmig angenommen. 

Ich bittJe j ene Damen und Herren, die den 
restlichen Teilen sowie Titel und Eingang des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Ausschuß
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ist ebenfalls 

das Zollabkommen Ü!ber die vorübergehende 
Einfuhr von wissenschaftlichem Gerät, 

die Empfehlung vom 9. Juni 1970 des Rates 
für dtiie Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Zollwesens hinsichtlich der Änderung des 
Zolltarifschemas für die Einreihung der 
Waren in die Zolltarife, 

die 7. ZolltaIiHgesetznovelle, 

die 8. Zolltarifgesetznovelle und 

die Abänderung der Liste XXXII - Oster
reich zum AHgemeinen Zoll- und Handels
abkommen (GATT). 

einstimmig angenommen. DaIlIlit ist die zweite 
Lesung be endet. 

Berichterstatter zu Punkt 1 4  .ist der Herr 
kbgeoldnete Mühlbacher. Ich ersuche ihn um 

die sofortige seinen ,Bericht. Der Berichterstatter beantragt 
Vornahme der dritten LeSIUng. 
wird nicht erhoben. 

Einwand 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesun.g ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
e i n  s t i m  m ·i g. Der Gesetzentwurf i st somit 
auch in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e  n. 

14. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (12 der Beilagen) : Zoll
abkommen über die vorübergehende Einfuhr 
von wissenschaftlichem Gerät (66 der Bei-

lagen) 

15. Punkt: Bericht des Zollausschusses über 
die Regierungsvorlage (19 der Beilagen) : 
Empfehlung vom 9. Juni 1970 des Rates für 
die Zusammenarbeit .auf dem Gebiete des 
Zollwesens hinsichtlich der Änderung des 
Zolltarifschemas für die Einreihung der Waren 

in die Zolltarife (69 der Beilagen) 

Berichter:statter Mühlbacher: Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Namens des Zollausschus-
ses berichte ich Ülber die Regierungsvorlage 
( 1 2  der Bei,lagen) hetreffend ZollahkQmmen 
über die vorübergehende Einfuhr von wissen
schaftlichem Gerät. 

Das im Rahmen des Rates für die Zusam
menarbeit auf dem Gebiete des Zol1wesens in 
Brüssel atbgeschlossene Zollabkommen wurde 
von Osterreich in Brüssel unter dem Vor
behalt der Ratifikation untenzeichnet. 

Ziel des Abkommens ist es, eine möglichst 
weitgehende Hal1monisierung des Verfahrens 
für die ZoUvormerkbe!handlung von wissen
schaftlichem Material 2lU schaffen. Die Er
leichterung für den Austausch von wissen
schaHlichem Material besteht vor allem darin, 
daß der Erlag der Sicherstellung für die Ein
gangsahgaJb en entfällt. Der sachliche Gel
tungsbereich umfaßt Instrumente, Apparate 
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Mühlbadler 
und Maschinen, Ersatzteile und besonders I die festgestellten ,Mängel des Zolltarifschemas, 
bestimmte Werkzeuge für dieses wissen- li wie undurchfiI

,

' hrbare Best

, 

immUngen" 

,

mangel
schaftliche Material. hane Formulierung oder Widerspruch zwi-

Die Bedeutung der Annahme dieses A1bkom- . schen der englischen und der französischen 

mens durch Osterreich Hegt daher nicht sosehr I Fassung, zu heheben. 

in der Schaffung von Begünstigungen für die I Die vorlieg'ende Empfehlung ist gesetz
Einfuhr als vielmehr darin, den aus Osterreich . ändernd und darf daher nur mit G enehmigung 
vorübergehend ausgeführten Geräten in den des Nationalrates gemäß Artikel 50 Abs. 1 
Bestimmungsländern die Vorteile des Abkom- Bundes-Verfassungsgesetz abgeschlossen wer-
mens ZlU eröffnen. den. 

Das vorliegende Zolla'okommen ist gesetz
ändernd und darf dalher nur mit Genehmigung 
des Nationalrates ,gemäß Artikel 50 Bundes
Verfassungsgesetz abgeschlossen werden. 

üer Zollausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
24. November 1971 in Verhandlung gezogen. 
In der Debatte ergriff außer dem Berichterstat
ter der Abgeordnete Marwan�Schlosser das 
Wort. 

Der Ausschuß hat einstimm1g beschlossen, 
dem Hohen Hause die Gene!hmigung des Ab
kommens zu empfehlen. 

Der Zollausschuß ist der Meinung, daß in 
diesem Falle die E:r:lassung eines Bundes
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
F,assung - zur Uberführung dieses Vertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht notwendig ist. 

Der Zollausschuß steHt somit durch mich 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
Zollabkommen über die vorübergehende Ein
fuhr von ,wissenschaft.lichem Gerät ( 1 2  der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Genehmi
gung erteilen. 

Ich wurde ermächtigt, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, den Antrag zu 
stellen, General- und Spe:zialdeJbatte in einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Berichterstatter zu den 
Punkten 15 und 16 ist der Herr Abgeordnete 
Brunner. Ich ersuche ihn um seine beiden 
Berichte. 

Berichterstatter Brunner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich habe namens des ZoHaus
schusses über die Regierungsvorlage ( 1 9  der 
Beilagen) : Empfehlung ,vom 9. Juni 1 970 des 
Rates für die Zmsammenal'beit auf dem Ge
biete des ZoHwesens hinsichtlich der Ände
rung des Zolltarifschemas für die Einreihung 
der Waren in die Zolltarife, zu berichten. 

Die Empfehlung des Rates vom 9. Juni 1970 
war vor allem deSlhaLb notwendig geworden, 
um der technischen Entwicklung und den dar

Eine Annahme der Empfehlung würde ge
wisse Änderungen des ZolltarHgesetzes erfor
derlich machen. Diese Änderungen sind 
Gegenstand der Regierungsvorlage ( 1 8  der 
Bei,lagen) , die dem Nationalrat unter einem 
zur Beschlußfassung vorgelegt wurde. Im vor
liegenden Fall müßte der Nationalrat von der 
durch das Bundesverfassungsgesetz vom 
4. März 1 964, BOBL Nr. 59, geschaffenen Mög
lichkeit der speziellen Transformation Ge
brauch machen und gemäß Artikel 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz beschließen, diesen 
Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen 
zu erfülloen. Als Transformationsgesetz wäre 
hiebei die 7. Zolltarifge.setJznovelle, 1 8  der 
Beilagen, anzusehen. 

Der Zollausschuß hat die geg·enständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
24. November 1971  in Verhandlung gezogen. 
Nach einer Debatte, in der außer dem Be
richterstatter die Abgeordneten Marwan
Schlosser, Neuhauser und Stohs das Wort 
ergriffen, hat der Ausschuß die Empfehlung 
einstimmig angenommen. 

Der Zoll ausschuß ist der Meinung, daß in 
dj.esem Falle die Erlassung eines Bundes
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der geltenden 
Fassung - zur Uberführung dieses Vertrags
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
notwendig ist. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat Iwolle beschließen: 

1 .  Der Empfe!hLung ,vom 9. Juni 1 970 des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Ge
biet'e des Zollwesens hinsichtlich der Ände-' 
rung des Zolltarifschemas für die Einreihung 
der Waren in die Zolltarife, 1 9  der Beilagen, 
wird die veJ1fassungsmäßige Genehmigung 
erteilt. 

2 .  Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des 
Artikels 50 .A!bs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
durch :Erlassung von Gesetzen zu erfüllen. 

FaLls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
ermächtigt zu beantrag,en, General- und Spe
zialdebatte unter einem abzuführen. 

aus resultierenden Veränderungen im inter- Ich dar,f nun weiter herichten über die 
nationalen Handel Rechnung zu tragen und I Regierungsvorlage ( 1 8  der Beilagen) : Bundes-
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Brunner 

gesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 1 958 
neuer/lich geändert wird (1. Zolltarifgesetz
novelle) . 

Durch die am 1 0. Mai 1911 erfolgte Aufwer
tung des Schillings wurde die Parität des Schil
lings zum Gold geändert. In '(Hesem FaLle hat 
auf Grund der Bestimmungen des Zolltari,f
gesetzes das Bundesministerium für Finanzen 
die betreffenden Zollsätze und ZoUwerte der 
Paritäts änderung anzug/leichen. Für eine solche 
Angleichung kommt aber nur eine begrenzte 
Anzahl von Zollsätzen in Betracht. Um nun 
für Verwaltung und Wirtschaft unnötige Er
schwerung'en zu vermeiden, sieht der vorlie
gende Gesetzentwulif vor, daß nur dann die 
spezifischen Zolls ätze und Zollwerte in einem 
der Paritätsänderung entsprechenden Ausmaß 
zu ändern sind, wenn es zur Herstellung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts not
wendig ist. 

Aluf Grund des auf dem. Brüsseler Zolltarif
schema neu aufgebauten ZoUtarifs besteht für 
das Bundesministerium für Finanzen die Mög
lichkeit, für Maschinen, Apparate, Geräte und 
bestimmte Fa,hr:zeuge ZoUbegünstigungen ein
zuräumen, falls diese Waren im Inland nicht 
oder nicht bedarfsdeckend hergestellt werden. 

Durch den vorliegenden G esetzentwurf soll 
eine Vereinfachung und Beschleunigung des 
Verrfathrens sowohl im Interesse der Verwal
tung wie auch der Wirtschaft erreicht wer
den. 

Der Zollaussmuß hat den enwähnten Ge
setzentwurf in seiner Sitzung am 24. Novem
ber 1 91 1  der Vorberatung unterzogen. Nach 
einer Debatte, an der sich außer dem Bericht
erstatter der A:bgeordnete Marwan-Schlosser 
beteiligte, wurde der Gesetzentwurf samt An
lage einstimmig angenommen. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes
regierung v;orgelegten Gesetzentwurf samt 
Anlage (24 der Beilagen) die verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Der Üibrige Inhalt des vorliegenden Gesetz
entwur,fes bezhfut sich auf den einen Bestand
tei,l des Zolltarifgesetzes bildenden Zolltarif i 
die darin im einzelnen angeführten Änderun
gen sind auf die Empfehlungen des Brüsseler 
Zollrat-es vorn 9. Juni 1 910 zurückzuführen 
( 1 9  der Beilagen) . 

Falls Wortmeldungen vorlie,gen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 

Der Zollausschuß hat den er:wähnten Gesetz- abruführen. 
entwurf in seiner Sit2lung am 24. November 
1 91 1  der Vorberatung unter.zogen. Hielbei 
stellte der Ausschuß fest, daß unter "Gefrie
ren" im Sinne des Zolltarifes sowohl das 
langsame Einfrieren und Lagern hei niedrigen 
Temperaturen unter 0 Grad Celsius als auch 
das schock artige Tiefkühlen und Lagern bei 
sehr tiefen Temperaturen zu verstehen sei. 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Marwan
Schlosser, NeUlhauser und Stohs 'b eteiligten, 
wurde der Gesetzentwllulf samt Anla·ge ein
stimmig angenommen. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n  t r a g, 
der Nationalrat 'Wolle dem von der Bundes
regierung vor·gelegten Gesetzentwu:r:f samt 
Anlage ( 1 8  der Beilagen) d'ie verfassungs
mäßige Zustirmmung erteilen. 

Ich 'bin ermächtigt, falls Wortme/ldungen 
vorliegen, zu beantragen, General- und Spe
zialdebatte unter einem ahzuführ·en. 

Präsident Probst: Berichterstatter zu 

Punkt 1 1  ist der Herr Abgeordnete Müller. 
Ich ersuche um seinen Bericht. 

Beri<hterstatter Müller: Hohes Haus I 
Namens des Zollausschusses berichte im über 
die Regierungsvorlage (24 der Beilagen) : Bun
desgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 1958 
neuerlich geändert wird (8. Zolltarifgesetz
novelle) .  

Präsident Probst: Berichterstatter zu 
Punkt 1 8  ,ist der Herr Abgeordnete Marwan
Schlosser. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Marwan-Sdllosser: Hohes 
Haus!  Herr Präsident! Ich habe im Auftrage 
des Zollausschusses ruber die Regierungsvor
lage (23 der Beilagen) : Bundesgesetz ,  mit dem 
die Liste :XXXII - Osterreicb. �um Allgemei
nen Zoll- uilid Handelsabkommen abgeändert 
wird, den Bericht zu erstatten. 

Die gegenständliche Regierungs.varIa,ge be
ZJWe ckt , einige im Rahmen des AI,lgemeinen 
Zoll- und Handelsahkommens vereinbarte, 
vertragliche ZolltarifregeluIl!gen, die in der 
Liste XXXII - Osterreich enthalten sind, dem 
durch die Brüsseler Zollratsempfehlung und 
durch die 1. ZolltarifgesetznO'Vel/l,e abgeänder
ten Tarifwortlaut anzupassen. Es handelt sich 
hiebei um rein formale Berichtigungen, die 
mit keinen materiellen Änderungen des Zoll
tarifs verbunden sind. 

Der Zollausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seiner ISitzung am 24. November 1 97 1  in 
Verhandlung gezogen. 

Der Zollausschuß steLlt den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie
rung vOl1gelegten Gesetzentwurf samt An
lagen die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilen. 
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Marwan-Schlosser 
Falls Wortmeldungen vorliegen, bin iCh 

ermächtigt zu beantragen, daß General- und 
Spezialdebatte in einem aJbgeführt werden. 

Präsident Probst: Ich danke. - Zum Wort 
ist niemand gemeldet. Gener,a,l- und Spezial
debatte entfallen somit. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m
m u n g, die ich über j ede der fünf Vorlagen 
getrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur .A!bstimmung über 
das Zoll abkommen betreffend die vorüber
gehende Einfuhr von wissenschaftliChem Ge
rät. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Zollabkommen die Genehmi
gung zu rerteilen, siCh von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. 1st e i n  s t i m  m i g a n
g e n o m m e n. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die Empfehlung vom 9. Juni 1970 des 
Riates für die Zusammenarbeit auf dem Ge
biete des Zollwesens hinsichtlich der Ände
rung des Zolltar.ifschemas für die Einreihung 
der Waren in die Zolltarife. 

Zuerst lasse ich über die Empfehlung selbst 
abstimmen und bitte j ene Damen und Her
ren, die dem Antrag des Berichterstatters b ei

ICh bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf isamt 11itel und 
Eingang sowie Anlage ihre Zustimmung ertei
len, Slich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist einstimmig angenommen. 

Die sofortige Vornahme der dritten Lesung 
wird vorgeschlagen. - Ein Einwand wird 
niCht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Ge
setzentwurf ist somit auch in dritter Lesung 
e i n s t i m m i g  a n g e n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur .A!bstimmung 
über den Gesetzentwurf, mit dem dIe Liste 
XXXII - Osterreich zum AlLgemeinen Zol1-
und Handelsabkommen (GATT) abgeändert 
wird. 

ICh bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang sowie Anlagen ·ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist einstimmig angenommen. 

Der Beliichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

treten, der gegenständlichen Empfehlung die Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Genehmigung zu erteilen, sich von den Sitzen Gesetzentwurf in dritter Lesung ihre Zustim
zu erheben. - Danke, e i n  s t i m  m i g a n- mung erteilen wollen, siCh von den Sitzen 
g e n  0 m m e n. zu erheben. - Danke. Der Gesetzentwurf ist 

Ich lasse nunmehr über den Antrag des somit auCh in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g 

Ausschusses abstimmen, festzulegen, daß der a n g e n  0 m m e n. 

vorliegende Staatsvertrag im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz, 
durch El1lassung von Gesetzen zu erfüllen ist. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist ebenfalls e i n  s t i m
m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur .A!bstimmung 
über den Entwurf der 7. ZolltarHgesetM.ovelle. 

ICh bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang sow1e Anlage ihre Zustimmung ertei
len, siCh von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Ist ebenfalls einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
w.ird niCht erhoben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dI'itter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, siCh von 
den Sitzen :zru erheben. - Danke. Der Ge
setzentwurf ist somit auch in dritter Lesung 
e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf der 8. Zolltarifgesetznovelle . 

1 9. Punkt: Bericht des Ausschusses für wirt
schaftliche Integration über die Regierungs
vorlage (22 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem die deutsche Ubersetzung des Uberein
kommens zur Errichtung der Europäischen 
Freihandelsassoziation abgeändert wird 
(5. EFTA-Durchführungsgesetz) (65 der Bei-

lagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
1 9. Punkt der Ta.gesordnung : 5. EFTA-DurCh
führungsgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hans Mayr. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
:zru berichten. 

BeriChterstatter Hans Mayr: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
darrf Lhnen namens des AusschJusses für wirt
schaftliche Inte.gration den Bericht über die 
Regierungsvorlage (22 der Beilagen) : Bundes
gesetz, mit dem die deutsche Ubersetzung des 
Ubereillikommens rlur Errichtung der Europäi
scken FreiJhandelsassoziation abgeändert wird, 
bringen (5. EFTA-nurChführungsgesetz). 
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Hans Mayr 
Der Rat für die ZusammenaIibeit auf dem 

Gebiete des Zollwesens hat mit Empfehlung 
vom 9. Juni 1970 y.erschiedene Änderungen 
des Brüsseler Zolltarifschemas mit WiIikung 
vom 1 .  Jänner 1972 vorgenommen. Diesen 
Änderungen der Nomenklatur wird innerstaat
lich durch den Entwurf der 7. Zollta:rifgesetz
novelle entsprochen. Von diesen Änderungen 
sind auch Positionen ,betroffen, die in den 
Beila'gen I ,bis III zu Ailihang B sowie in den 
Anhängen D und E des EFTA-Ubereinkom
mens angeführt sind. Der deutschsprachige 
Text dieser Positionen wird dem neuen Wort
laut - soweit sich dieser aus Änderungen der 
englischsprachigen Fassung der Brüsseler 
Nomenk,latur er,gibt - in der Ubersetzung des 
Beschlusses des Rates der EFTA NI. 15/1971 ,  
der im Bundesgesetzblatt als unmittelbar voll
zi'ehbar ImIlidgemacht wil'id, angepaßt werden. 

Die 7. Zolltarifg,esetznovelle enthält aber 
auch Berichtigungen und Präzisierungen der 
deutschen Ubersetzung der Brüsseler Nomen
klatur, die nicht den Gegenstand der Brüsseler 
Ratsempfehlung vom 9. Juni 1970 bilden. 
Diese Berichtigungen und PräziSlierungen der 
deutschen Ubersetzung der Brüsseler Nomen
klatur finden im vorliegenden Entwurf des 
5. EFTA-Durchführungsgesetzes ihren Nieder
schlag. 

Im Art. VII Abs,  1 des G esetzentwurfes ist 
vorgesehen, daß das 2. EFTA-Durchführungs
gesetz, BGBI. NI. 315/1964. mit Ablmf des 
3 1 .  Dezember 197 1  seine Wirksamkeit ver
liert. Da § 2 des 2. EFTA-Durchfühmngsgeset
zes bereits durch das EFTA-AU!sgleicbsaibgabe
gesetz. BGBl. NI. 418/1 970. außer Kraft gesetzt 
wurde, soll aus GrüIliden der Rechtsklarheit 
und Rechtssicherheit das 2. EFTA-Durchfüh
rungsgesetz nUIllIDehr zur G änze außer Kraft 
gesetzt werden. 

Das 5. EFTA-Durchführungsgesetz beinhal
tet lediglich formale Regelungen und ist mit 
keinen materiell-rechtlichen Änderungen ver
bunden. Durch die gegenständ1ichen legislati
ven Maßnahmen ist kein finanzieller Mehrauf
wand erforderlich. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hat die gegenständLiche Regierungsvorlage in 
seiner Sitzung vom 24. November 1971 der 
VOIlberatung unterzog,en und nach Wortmel
dungen der Abgeordneten Dr. Lanner. Doktor 
Karasek. Mitterer. Pansi und Dkfm. Gorton 
sowie des Berichterstatters und des Bundes
ministers für Hanidel. Gewerbe und Industrie 
Dr. Stari'bacher eiinstimIIllitg angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stelt der Aus
schuß für wirtschaftliche Integration somit den 
A n  t r a 'g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vOJlglelegten Gesetzentwurf 
(22 der Beilagen) die verfasSiungsmäßi,ge m
stimmung ertenen. 

Für den Fall von Wortmeldungen hat mich 
der Ausschuß ermächtigt. die Abhaltung der 
Gener'al- und Spezia1debatte unter einem zu 
beantragen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. Die Frage nach gemeinsamer Gene
ral- und Spezia�debatte entfällt. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dank,e. Einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch 
in dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen. 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Der Gesetzentwurf ist in dritter Lesung 'eben
falls e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

20. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Ver
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (27 der Beilagen) : Vertrag 
zwischen der Republik österreich und der 
Europäischen Organisation zur Sicherung der 
Luftfahrt "EUROCONTROL" über die Ein
hebung von Flugsicherungsstreckengebühren 

(84 der Beilagen) 

21 .  Punkt: Bericht des Ausschusses für Ver
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (39 der Beilagen) : Bundes
gesetz betreffend Flugsidlerungsstrecken-

gebühren (85 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir ge'lang,en nunmehr zu 
den Punkten 20 und 2 1 .  über die beschlossen 
wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 
Es sind dies die Berichte des Ausschusses für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft über : 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Europäischen Organisation zur S,iche
Dung der Luftfahrt "EUROCONTROL" über 
die Einhebung von Flugsicherungs'strecken
gebühren und 

Bundesgesetz betreffenrl Flugsicherungs
streckengebühren. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr AbgeoI'dnete Pay. Ich ersuche ihn um 
seine beiden Berichte. 

Bellichterstatter Pay: HeH Präsident! Hohes 
Haus ! Im Namen des Aus.schusses für Ver
kehr und ElektrizitätSiwirtschaft bringe ich den 
Bericht über die Regierungsvorlage (27 der 
Beilagen) : Vertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Organisation 
zur Sicherung der ,Luftfahrt "EURO
CONTROL" über die lEinhebung von Flug
sicherungsstreckengebühr'en. 
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Pay 
Auf Grund eines Ailjkommens zwischen den 

Mitgliedstaaten der EUROCONTROL (Bel
gien, Bundesrepubliik Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Irland, Luxemburg und die 
Niederlande) werden ab 1 .  No:vember 1 971 
Flugsicherungsstreckengebühren in diesen 
Staaten eingehoben werden. Der Republik 
Osterreich als Nichtmitgliedstaat der EURO
CONTROL Wlurde - ebenso wie der Schweiz 
und Portugal - die Möglichkeit geboten, sich 
an dem EUROCONTROL�Gebührensystem 
von Anfang an zu beteiligen. Besonders auch 
im Interesse einer Entlastung des österreichi
schen Staatshaushaltes ist dioe gebotene Ge
legeruheit jedenfalls zu ergreifen. 

Die Einhebung von Flugsicherungsstrecken
gebüihren ist nach den BestiIIliIIlungen des A1b
kommens über die Internationaloe ZiviUUlft
fahrt, BGBl. Nr. 97/1 949, in der geltenden Fas
sung, unter den Bedingungen seines Arti
kels 15 zulässig. 

Der vorLiegende Vertrag hat gesetzänrlern
den, verfassungsändemden Charakter im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 3 Bundes-Verfas
sungsgesetz und bedarf der Genehmigung des 
Nationalrates unter sinngemäßer Anwendung 
des Artikels 44 Abs. 1 Bundes-Verfassungs
gesetz. 

Der Ausschuß für Verkehr und ElektrJ.zi
tätswirtschaft hat di,e gegenständliche Regie
rungsvorlage iln seiner Sitzung am 30. Novem
ber 1971 der Vorberatung unterzogen. In der 
Debatte ergriffen außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Marwan-Schlosser und Gla
ser sowie der Bundesminister für Verkehr 
Frühbauer das Wort. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft hat einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus die Genehmigung des Vertrages 
samt Anlage ZIU empfehlen. 

Da in einem Erfüllungsgesetz zu dem rati
fikatJionsbedürftigen Vertr,ag vor allem die 
Gebührenentl1ichtungspflicht festzulegen und 
Regelungen über die Durchset:zung der Ge
bÜlhrenansprücfl,e 1m treffen Slind, ist der Aus
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
deshalb der Meinung, daß in diesem Falle die 
Erlassung eines Bundesgesetzes - im SJ.nne 
des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-VerfasSiungs
gesetz in der geltenden Fassung - zur Uber
führung des Vertragsinhaltes in die inner
staatliche Rechtsordnung notwendig ist. 

Ein diesbezügLicher Entwurf eines Bundes
gesetzes betreffend Flug1sicherungsstrecken
gebühren (39 der Beilagen) liegt dem Natio
nalrat zur Beschlußfassung bereits vor. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft stellt somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle beschbießen: 

1 .  Dem Vertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Organisation 
zur Sicherung der Luftfahrt "EURO
CONTROL" über die Einhebung von Flug
sicherungsstreck.engebÜ'hren, dessen Artikel 2 
verfassungsändernde Bestimmungen enthält, 
samt AnLage (27 der Beilagen) , wird die ver
fassungsmäßige Genehmigung erteilt. 

2. Dieser Staatsvertl'ag samt Anlage ist im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas
sungsgesetz durch Erlassung von Gesetzen zu 
erfüllen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Ich berichte weiters über den Bericht des 
Ausschusses für Verkehr und Elektri:zJitäts
wirtschaft über die Regilerungsvorlage (39 der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend Flugsiche
rungsstreckengebühren. 

Der vorliegende Gesetzentwurf betreffend 
FLugsicherungsstreckengebühren ist als Ge
setz zur Erfüllung des am 8. Juli 1 97 1  unter
zeichneten V:ertrages zwischen der Repubhlk 
Osterreich und der Europäischen Organisation 
zur Sicherung der Luftfahrt (EUROCONTROL) 
über die Eilnhebung von Flugsicherungsstrek
kengebühren (27 der Beilagen) im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Vierfassungsgesetz 
gedacht. Mit diesem Vertrag und dem vor
liegenden Gesetzentwurf soll der Anfang einer 
klaren Wegekostenrechnurrg in der Luftfahrt 
gemacht weIden, wie ,schon in den aUgemeinen 
Erläute11Ungen zu dem Vertrag betont wird. 
Von den Flugsicherungskosten sollen zunächst 
nur die Alufwendungen für Streck'ennaviga
tionseinrich1:Jungen und -menste erfaßt wer
den ; und zwar soll die Gebührenberechnung 
in den ersten zwei Jahren auf der Hereinbrin
gung von 1 5  Prozent der jährlich aufgewen
deten Kosten basieren. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft hat die RegierungsvorLage in 
seiner Sitzung am 30. November 1 971  in Ver
handlung gezogen. An der Debatte beteiLigten 
sich außer dem Berichterstatter die Abgeord
neten Marwan�Schlosser und Glaser sowie der 
Bundesminister für Verkehr Frühbauer. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetz,ent
wurf mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
angenommen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft stellt somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregie
rung vor,gelegten Gesetzentwurf (39 der Bei
lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilen. 

33 
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Pay 
Falls Wortme1dungen vorliJegen, beantrage Präsident Probst: Wir gelangen zum 

ich, General- und Spezialdebatte unter einern 22. Blinkt der Tagesordnung : Antrag der Ab
a'bzuführen. geordneten Blecha und Genossen betreffend 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. General- und Spezialdebatte ent
fallen. 

Wir gelangen zuerst Zlur A b s t i m  m u n g 
über den Vertrag zwischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Organisation 
zur Sichel'Ung der Luftfahrt "EURO
CONTROL" über die Binhebung von Flug
sicherungsstreckengebühren. 

Zuerst lasse ich über den Vertrag s·elbst 
abstimmen. Da dessen Artikel 2 verfassungs
ändernde Bestimmungen enthält, stelle ich 
ZiUnächst gemäß Artikel 44 Abs. 1 in Ver
bindung mit ArtiIDel 50 A'bs. 3 Bundes-Ver
fassungsgesetz die zur Abstimmung erforder
liche Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren , die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
gegenständlichen Vertr,a.g samt Anla'ge die 
Genehmigung zu erteilen, sich VOOl den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Dies ist die erforder
liche Zweidrittelmehrheit. A n  g e n  0 m m e  n. 

Novellierung des Einkommensteuergesetzes 
1967. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Schieder . Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Schieder: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich bericht'e zu 64 der Beilagen 
zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates über den Antrag der Abgeord
neten Blecha und Genossen betreffend Novel
lierung des Einkommensteuergesetzes 1967. 

Der Finanz- und BudgetalUsschuß !hat diesen 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 24. No
vember 1971 der Vorberatung unterzogen. An 
der Debatte im .Finanz aus schuß haben sich die 
AJbgeordneten Blecha, Dr. IBroesigke, Doktor 
Schwimmer, DDr. Neuner und Jungwirth 
sowie der Herr Bundesminister für Finanzen 
beteiligt. 

Von den ,Albgeordneten Blecha, Dr. Broe
sig�e und Dr. Schw1mmer wur.de je ein AJb
änderungslantrag ,eingebracht ; der des Abge

ordneten lBl·echa hat in der dem Bericht bei-
geschlossenen Fassung des Antrages Berück-

Ich lasse nunmehr über den Antrag des sichtigung ,gefunden. 
Ausschusses abstimmen, festzulegen, daß der 
gegenständliche Staatsvertrag samt Anlage 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz durch Erlassung von Gesetzen 
zu erfüllen ist. Ich bitte j ene Damen und Her
ren, die hieZlu ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben . - Danke. E i n-
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes be
treffend Flugsicherungsstreckengebühren. Ich 
bitte j ene Frauen und Herren, die dem vor
liegenden Gesetzentwurf samt Titel und Ein
glang ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist eoinstim
mig angenommen. 

Der Berichterstatter beantra'gt die sofortige 
Vornahme der dr,i tten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte j ene Frauen 'UJlJd Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch {in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Gesetz
entwurf list somit auch in dritter Lesung e i n
s t i m  m i 9 a n g e n  0 m m ,e n. 

22. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über den Antrag 8/ A (11-29 der Bei
lagen) der Abgeordneten Blecha und Genos
sen betreffend Novellierung des Einkommen-

steuergesetzes 1967 (64 der Beilagen) 

Der vorliegende Antrag der Abgeordneten 
Blecha, Schieder, Horejs, tOr. Kerstnig, Libal, 
Rohak, Treichl, Wielandner, Herta Winkler 
und Genossen ,g,eht .davon aus, daß die der
zeit geltenden Vorschriften des § 33 a des 
Einkommensteuergesetzes, wonach Aufwen
dungen für die Beschaffullig lebensnotwenddger 
Einrichtungs- und Gebrauchsg.e,genstände aus 
Anlaß der Neugründung des Hausstandes 
ohne Nachweis durch fünf Jahre bei Ehegat
ten mit jährlich 12.000 S ,aIs außergewöhn
liche Belastung anzuerkennen sind, vielfach 
als unbef:r1iedigend empfunden wOliden sind. 
Denn steuerlich hat sich diese Begünst.igung 
infolg·e der Progression des Einkommen- oder 
LohnsteuertaDifs umso 'stärker ausgewirkt, j e  
höher das Einkommen der Eheg·atten war. 
Ehegatten ohne entsprechendes Einkommen 
konnten bilslher übevhaupt nicht oder nur in 
geringfügigem Ausmaß in den Genuß dieser 
Begünstigung des Einkommensteuergesetzes 
kommen. 

Durch die nun vorLiegende Novellierung 
des Einkommensteuergesetzes soll die der
zeitige Regelung des § 33 a dahin geändert 
werden, daß in Zukunft ,allen j enen Personen, 
die erstmalig eine Ehe schließen, ohne Rück
sicht auf die Höhe ihres steuerlichen Ein
kommens ein Betrag von je 7500 S erstattet 
wird. Diese Neureglelung soll grundsätzlich 
für aHe Ersteheschließungen ab 1 .  Jänner 1 972 
gelten. 
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Schieder 

Durch die Fassung des Antrages wurde 
sichergestellt, daß jeder, der in der letzten 
Zeit eine Ehe geschlossen hat, noch unter die 
alten Bestimmungen fäLlt, und jeder, der ab 
1 .  Jänner eine Ehe schließt, in den Genuß der 
neuen Bestimmungen kommen kann. 

N amens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich den A n  t r a g, daß der Nationalrat 
diesem Gesetzentwurf die ilustimmung er
teilt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte in einem 
durchzuführen. 

Pr�s�dent Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte in einern durchzuführen. 
Wird ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 
der Fall .  Die Debatten werden gemeinsam vor-
genommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Der erste 
Redner ist der Herr Abgeordnete Dr. Schwim
mer. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes HaJus ! Die Osterreichische 
Volkspartei ist vor den Nationalratswahlen 
vom 1 0. Oktober als erste Partei mit dem Vor
schlag in die Offentlichkeit getreten, allen 
Osterreichern, die sich erstmals verehelichen, 
�ür die damit verbundenen Aus'gahen aus Mit
teln der Gemeinschaft einen Beitrag zukom
men zu lassen. Für den größeren Teil der 
jungen Ehepaare gibt ,es .zwar ,schon jetzt 
durch den § 33 a des Einkommensteuerg,esetzes 
einen solchen Beitrag, ,allerdings mit dem 
Nachteil, daß die Steuerbegünstigung allein 
keine Mindestbeihilfe für die mit der Haus-

watte 15.000 S versprochen hat. Sehr zum 
Leidwesen der jungen Osterreicher hat es kein 
Wahlkampfinserat der SPO mehr gegeben, in 
dem der Vorsitzende der SPO dann mit Frack 
und Zylinder aufgetreten ist, vaelleicht hätte 
es dann 30.000 S gegeben. (Heiterkeit und 
Beifall bei der OVP.) 

Inzwischen aber 'bestelht Gott sei Dank, 
Ubereinstimmung :darüber, daß die Mindest
heihilfe der Gemeinschaft ,für die Aufwendun
gen der Hausstandsgrundung ehen 15.000 S 
betragen soll. Für die Osterreichische 
Volkspartei hat das Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer in seiner Fernsehdiskussion mit 
dem SPO-Vorsitzenden ganz eindeutig erl<!lärt, 
"wenn der Finanzminister das ,für finanzier
bar hält". 

Ich möchte auch hier in aner Deutlidllkeit 
wiedeI1holen: Die Ost,eneichische Volkspartei 
tritt dafür ein, daß alle jungen Ehepaare für 
di,e Kosten der HaJusstandsgDÜndung minde
stens 15.000 S erlhalten. Die Aufwendungen der 
ersten Hausstandsgründung liegen ohnedies 
weit über den Beträgen von 1 0.000 oder 
1 5 .000 S. Im Rahmen der Leistungsfähigkeit 
des Staates kann die Hilfe des Staates für die 
jungen Ehepaare ,gar nicht groß genug sein. 

Diesem Grundsatz hat sich allerdings di� 
SPO nicht angeschlossen. Im Wahlkampf hat 
�war die SPO von einem "Hochzeits
geschenk" des Staates an die jungen Ehe
paare gesprochen, dieses "Hochzeitsgeschenk" 
sollen aber j etzt die jungen Ehepaare insge
samt seLbst hezahlen. Während nämlich die 
OVP immer wieder betont hat, daß die Ehe
schließungsbe1hilfe wahlweise zur steuer
lichen Abschreibung gewährt rwerden soll ,  

standsgründung verbundenen Aufwendungen 
also 1 5.000 S in bar oder 60.000 S Steuerlrei-

garantiert und daß alle j ene, die kein lohn-
betrag, hat die SPO sehr bald, nachdem sie 

oder einkommensteuerpflichtiges Einkommen 
den OVP-Vorschlag im Waihlkampf aufge

bezi'ehen, dabei leer ausgehen. 
griffen hatte, erklärt, daß sie die totale Ab-

Die OsterreicbJische Volkspartei hat daher schaffung der Steuerabschreibung vorschlägt. 

in ihren , , 1 07 Vorschlägen für Osterreich" die Ich sehe schon ein, daß ein Finanzminister 
Forderung erhoben, wahlwei'SJe zur Steuer- Vorschläge lie'ber hat, die nichts kosten oder 
begünstigung eine Eheschließungsbelihilfe ein- ihm sogar EinspaIlUngen Ibringen . .A!ber das, 
zuführen. meine Damen und Herren von der SPO, 

Nachdem dieser Vorschlag der Osterreichi
schen Volkspartei in der ersten Augusthälfte 
in der Offentlichkeit bekanntgeworden war, 
haben auch Exponenten der SPO, so der 
Abgeordnete Blecha am 26. August, erklärt, 
daß der staatliche Förderungsbeitrag für die 
Aufwendungen der ersten Hausstandsgrün
dung mindestens 1 0.000 S betmgen soll. Es ist 
Ihnen sicher, so wie mir, noch das heitere 
Lizitatioll'sspiel in Erinnerung, als in einern 
Wahlkampfinserat der SPO der Vorsitzende 
der SPO ganz leger mit offenem Hemd und 
Pullover 10 .000 S und eine Woche später im 
nächsten Inserat dann mit Hemd. und Kra-

hätten Sie sich eben früher überleigen müssen. 
Entweder läßt sich die SPO-Regierung ihre 
der OV:P abgeschauten Versprechen auch 
etwals kosten, oder sie v,erzichtet eben darauf, 
Anleihen hei den Ideen der OVP zu machen. 
(Beifall bei der avp.) 

Wir haben ja gar nichts dagegen, meine 
Damen und Herren von der SPO, daß die 
BundesregieruIl!g oder die SPO unsere , , 107 
Vorschläge für Osterreich" aufgreift. Schon 
bei der Regierungserklärung, meine Damen 
und Herren (Heiterkeit bei der SPO) - Sie 
brauchen gar nicht zu lachen -, hat uns das 
Wiedersehen mit den wenigen konkreten 
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An!kündigungen, die in ihr enthalten waren, 
Freude gemacht. Aber wir wehren uns mit 
aller Vehemenz gegen eine Verfälschung 
unserer Ideen. (Zustimmung bei der avp.) 
Wir wehren uns dagegen, daß man das, was 
man 50 bis 60 Prozent der jungen Ehepaare 
völJi:g zu Itecht giJbt, den anderen 40 bis 
50 Pwzent wieder wegnimmt! Darauf 1läuft 
aber der Antrag Blecha und Genossen hinaus. 

Die Antragsteller verrweisen selbst in der 
BegI1ündung darauf, daß keine Me:llPbelastun
gen der Steuereingänge durch ihren Antrag 
'zu erwarten seien. Das heißt, daß das "Hoch
zeitsgeschenk" von den Beschenkten selbst 
bezahlt werden muß, wie ich schon ausgeführt 
habe. Man ,wird sich das merken müssen, daß 
angebliche Geschenke der SPO sehr teuer kom
men! Im übrLgen sind wir von der OVP der 
Meinung, daß die 15.000 S kein Geschenk sind, 
wie sie von der SPO bezeichnet worden sind, 
sondern die Erfüllung einer Verpflichtung der 
Gemeinschaft geg,enüber den jungen Ehepaa
ren. 

Wenn man bedenkt, meine Damen und 
Herren, .daß die Frage der Benachteiligung 
einer großen Zahl von jungen Ehepaaren 
durch den SPO-Vorschla.g vor dem 1 0. Okto
ber auch di,e Wahlwerbungs-Uberrwachungs
kom.mission beschäftigt hat, ist es venwunder
lich, daß man diesen Er.kenntnissen im Antrag 
Blecha und Genossen nicht Rechnung getragen 
hat. Die Wahlwerbungs-Uberwachungskom
mission hat in ihrem Erkenntnis festgestellt, 
daß zwischen 30 und 50 Prozent der Ehepaare 
durch die SPO-Vorschläge schlechtergestellt 
wären. Dabei ist die Kommission von den 
Durchschnittseinkommen aller Steuerpflichti
gen ausgegangen. Die Steuerbegünstigung des 
§ 33 a Einkommensteuergesetz wurde und 
wird erfahrungsgemäß aber in erster Linie von 
den Ehemännern in Anspruch genommen, 
die im Durchschnitt mehr als ihre Frauen ver
dienen. Stellen Sie noch in Rechnung, daß 
1972 wieder mehr Steuerpflichtige, wieder 
mehr junge Steuerpflichtige in eine höhere 
Steuerprogression hineinkommen, deren Mil
derung von der SPO, einschließlich der An
tragsteller des Antrages 8/ A Blecha und Ge
nossen, abgelehnt worden 'ist, dann können 
Sie annehmen, daß mindestens die Hälfte 
aller jungen Ehepaare durch die Abschaffung 
der Steuerbegünstigung benachteiligt wird. 

Sie können mir j etzt entgegenhalten, dafür 
bekommen die Jungverheirateten das Geld 
bar sofort auf die Hanrl und nicht erst im 
Laufe von fünf Jahren. Meine Damen und 
Herren! Ich glaUlbe, wir können es ·getrost 
den Betroffenen selbst überlassen, welchen 
Gerbrauch sie von einem Wahlrecht zwischen 

BeilhiHe und Abschre.ilbung machen. Die jung
verlheirateten Osterreicher brauchen keine 
BevoI11llundung durch den Staat. Räumen wir 
ihnen daher die Gelegenheit ein, sich selbst 
auszusuchen, was sie für sich selbst für besser 
halten. Auch das gehört rur Demokratie !  
(Beifall bei der OVP.) Es ist aber sicher schwe
rer, demokratische Entscheidungsmöglichkei
ten bei konkreten Maßnahmen vor�ug.ehen, 
als immer und überall von Demokratisierung 
nur zu reden. (Erneuter Beifall bei der OVP.) 

Die Regierungspartei hat aber le1der schon 
im Finanzausschuß die Vorschläge der Oppo
sition, wahlweise zu einer Beihilfe von 
1 5.000 S die Steuera·bschreibung beizubehal
ten, abgelehnt. Die SPO führt damit einen 
Klassenkampf gegen junge Facharbeiter und 
Angestellte, die mehr verdienen als 5250 S 
brutto. (Zustimmung bei der avp.) Diese jun
gen FachaI1beiter und Angestellten, meine 
Damen und Herren von der !SPO, bekommen 
aber dieses Einlkommen, das höher ist als 
brutto 5250 S, nicht geschenkt, sie müssen es 
sich durch Tüchtigkeit, Leistung und o.ft auch 
durch Uberstunden selbst hart erarbeiten. 
kber dafür wird ilhnen der Staat in Zukunft 
weniger für die Hausstandsgründung geben 
als bisher, wenn das Gesetz in der Fassung 
des Ausschu.&berichtes beschlossen wird ! 

Mir ist 'bekannt, daß die SPO behauptet, die 
EiIl!k.o.rnmensgrenze für die SchlechtersteIliling 
liege erst b ei einem Monatseinkommen von 
7000 S brutto. Das stimmt aJber nur - das hat 
auch die Wahlwerbungs-Uberwachungskom
mission festgestellt -, wenn auch alle ande
ren steuerlichen AbschreiJbungsmögUchkeiten, 
Alleirrverdienel1freibetra-g, Kinderfre ibetrag, 
Bausparen, -Lebensversicherungen und so wei
ter, ausgenützt werden 'können. Welcher jung,e 
Ehemann, meine Damen und Herren, ist aber 
in den ersten Jahren seiner Ehe Alleinverdie
ner'? Ich selbst ,gehöre noch dieser Generation 
an. Ich schreibe heuer selbst im fünften Jahr 
zum letzten Mal für die Hausstandsgründung 
ab, und ich kann sagen, von diesen jungen 
Ehepaaren müssen die meisten doppelt ver
dienen, weil sie sonst nicht auskommen. Also 
mit dem AlleinverdienerfreiJbetrag ist es dabei 
nichts. 

In den ersten fünf Ehej arhren ist meist höch
stens auch nur ein Kin'd vorhan1den, und an 
Bausparen und Lebensversicherungen können 
Jungverheiratete auch .mit einem Einkommen 
von über 5250 S brutto nicht denken. Es gibt 
nach der Hochzeit noch ,so viel anzuschaf
fen, daß dafür einfach nichts übrig'blei'bt. 
Wegen dieser knappen Kassenlage der jun
gen Ehepaare haben wir j a  eine Mindestbei
hilfe von 1 5.000 S verlangt. 
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Bedenkt man, daß am 1 .  August 1911  schon I 
50 Prozent der männlichen Arbeitnehmer 
Osterreichs mehr als 5082 S brutto verdient 
haben - diese Zahlen sind auch dem iSPO
Klub bekannt -, daß dieser mittlere Ar,beits
veIidienst 1 972 jedenfalls ,wieder Ihöher sein 
wird, daß 1912 aber nach dem Willen der 
Mehrheit dieses Hauses ke,ine Milderung der 
leistungsfeindlichen Lohnsteuerprogression 
vorgenommen werden wird, dann kann eine 
,gerechte Lösung doch nur lauten: 1 5.000 S Ehe
schließungsibeihilfe in bar oder w.ah�weise wie 
bisher die steuerliche Albschreibung von fünf
mal 12.000 S I  

Hohes Haus 1 Ich darf Ihnen daher einen 
Abänderungsantra,g zur Kenntnis bringen : 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten DI. Schwimmer, DDr. Neu
ner, DI. Zittmayr und Genossen ,zum Antrag 
8/ A der Abgeordneten Blecha, Schieder, 
Horejs, Dr. Kerstnig, Libal, Robak, Treichl, 
Wielandner, Herta Winkler und Genossen 
betreffend Novellierung des Einkommen
steuergesetzes 1967 in der Fassung des Aus
schußberichtes 64 der Beilagen. 

Der Nationalrat woUe ,beschließen: 

1. Der Titel des Gesetzes hat zu lauten: 

"Bundesgesißtz vom . . .  , mit dem das Ein
kommensteruergesetz 1 967 und das Familien
lastenausgleichisgesetz 1967 geändert wird." 

2. üer Artikel I hat zm lauten : 

"Artikel I 

Dem § 33 a des Einkommensteuergesetzes 
1 967, BGB1. Nr. 268/1967, in der Fassung der 
Bundesgesetze BGBL NI. 9/1 969, 194/1 969, 9/ 
1 970, 325/1 910, 310/1970, 228/191 1 ,  370/191 1 ,  
wird folgender Absatz 4 angefügt: 

, (4) Die Absätze 1 bis 3 sind für Neu
gründungen des ersten gemeinsamen Haus
standes aus Anlaß einer EheschLießung nicht 
an�uwenden, wenn einer der Ehegatten 
einen Antrag auf Gewährung einer BeiJhilfe 
nach Abschnitt II a des FamiLienlastenaus
gleichsgesetzes 1 967, BGBl. NT. 316/1961, in 
der jeweils geltenden Fassung gestellt 
hat. '  " 

3. Der Artikel II hat zu lauten : 

"Artikel II 

Nach Abschnitt II des Familienlastenaus
g1eichsgesetzes 1 961, BGBl. NI. 576/1 961, in 
der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
NI. 302/1 968, 1 95/1 969, 1 0/1 910, 4 1 5/1 910, 
1 16/ 191 1 , 229/ 1 91 1 ,  wird folgender neuer Ab
schnitt 11 a eingefügt: 

,Abschnitt 11 a 

Ehesdlließungsbeihilfe 

§ 38 a. Aus Anlaß der ersten Eheschlie
ßung wtird eine Beihilfe gewährt. 

§ 38 b. Anspruchsberechtigt ist jeder ehiß
sdlließende Teil, der österreichJ.scher Staats
bürger �st und sich zum erstenma.l verehe
licht. 

§ 38 c. Die Beihilfe beträ1gt für jeden 
Anspruchsberech.tigten 1500 S. 

§ 38 d. ( 1 )  Die Beihilfe wird nur auf An
trag gewährt. Der Antrag 'ist innerhatb einer 
Fllist von zwölf Monaten ab der Eheschlie
ßung bei dem für den Anspruchsberechtig
ten zuständigen Wohnsitzfinanzamt (§ 55 
der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 1 94/ 
1 96 1 ,  in der jeweills geltenden Fassung) zu 

stellen. Für Anspruchsberechtigte, die im 
Inland weder ihren Wohnsitz noch einen 
gewöhnlichen Auf.en1Jhait im Sinne des § 26 
der Bundesabgabenorldnung haben, ist das 
Finan:lJamt für den 1 .  Bezirk in Wien zu
ständi'g. 

(2) Die Tatsache der ersten Verehelichung 
ist dem Finanzamt durch eine beglaubigte 
Abschrift aus den Personenstandsbücbern 
(FamiHenbudl) namzuweisen. 

(3) Das Finanz-amt hat einen BesdleiJd nur 
dann zu erlassen, wenn einem Antr:ag nimt 
stattgegeben wird. 

§ 38 e. Eine zu Unrecht bezogene !Beihilfe 
ist zurückzuzahlen. 

§ 38 f. Der Ansprrudl auf die Beihme ist 
nicht pfändbar. 

§ 38 g. Die Anträge auf Gewährung der 
Beihilfe sind von allen Stempelgebühren 
befreit. 

§ 38 h. Der Anspruch auf Beihilfe ist aus
geschlossen, wenn auch. nur einer der Ehe
gatten aus Anlaß derselben Eheschließung 
einen Antrag gemäß § 33 a Einkommen
steuergesetz 1 961, BGBL NI. 268/1961, in 
der geltenden Fassung gestellt hat . .  

§ 38 i .  Der Aufwand für die Ehesch1i-e
ßungsbeihiUe ist nicht vom Ausgleichsfonds 
für F,amilienbeihilfen, sondern aus Budget
mitteln zu decken.' " 

4. Der Artikel III hat zu lauten: 

, ,Artikel III 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1 912 in Kraft." 

5. Der bisherige Artikel 111 erhält die 
neue Bezeichnung "Artikel IV". 

Hohes Haus! Ich hoffe noch immer, daß 
im Interes,se der jungen Osterreidler eine ge-
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rechte Lösung im Sinne dieses Abänderungs- geben werden! (Neuerlicher Beifall bei der 
antrages g-efunden ,weiden kann. OVP.) 

Der Herr Bundesminister tfür Hnanzen hat 
in einem ORF-Interview am 1 1 .  September, 
also noch während des Wahlrkampfes, selbst 
gesagt, daß er sich über die Ubereinstimmung 
der Parteien im Grundsatz über die Ehe
schließungsbeihilfe freue, wais sicherstelle, daß 
sehr rasch auch eine entsprechlende gesetzliche 
Regelung Blatz .greifen ,werde. Ich suche j etzt 
diese Freude über die Ubereinstimmung, weil 
keine Ubereinstimmung von der SPO ,g-esucht 
wiI;d. 

Die OVP /hat schon im FinanzausschJuß �hre 
Koaperationsbereitschaft bewiesen, indem wir 
trotz des SPO-Neins zu unseren Vorschlägen 
für den AntI,ag Blecha gestimmt halben. Bewei
sen Sie, meine Damen und Herren von der 
SPO, nun Ihre Kooperationsbereitschaft und 
saogen Sie j a  ,zur Wahlmöglich:keit! 

Unser Abänderungsantrag hätte neben dem 
W-ahlIecht zwischen 1 5.000 S in bar und 
60.000 S Steuerfreibetrag in fünf Jahren auch 
noch einen anderen sehr wesentlichen Vorteil : 
nach uns'erem Abänderung,santrag ,erhalten 
nur Usterreicher die 1 5.000 S-Beihilfe. 

Die "AIbgeltung" , wie die Beihilfe in Ihrem 
Entwurf ver,schämt genannt wird, erhält nach 
dem Vorschlag der 'SPO aber j eder unbe
schränkt Steuerpflichtige mit Wohnsitz und 
Mittelpunkt der Lebensinteressen in Oster
reich, a.}so auch Ausländer. Die verwendeten 
Begriffe "Wohnsitz" und "Mittelpunkt der 
Leibensinteressen" sind aber ohne Zweifel 
manipulierbar. 

Ich fra.ge Sie : Wollen Sie wirklich, daß 
Osterreich zum He-iratsparadies für Gastarbei
ter auf der Durchreise nach Deutschland wird? 
(Lebhafte Zustimmung bei der avp. - Abg. 
S k r i t e k: Das ist kindisch, was Sie da reden, 
Kollege Schwimmer!) 

Die österreichische BevöLkerung ist OIhne
dies genug aufgebracht über die sagenlhaften 
KinderlbeilhiIfen, die an Gastarbeiter 'gehen. 
(Neuerliche Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
Dr. F i s  c h e r: Nur ,hussen!) In Zukunft 
sollen wohl alle Gastarbeiter Europas zum 
Heiraten und Ka,ssieren nach Osterreich kom
men? Das wollen Sie offensichtlich, Kollege 
Fischer ! 

Wenn ein Ausländer hisher die Steuer
belgünsHgung in Anspruch nahm, mußte er 
zur vollen Ausnützung fünf Jahre hienblei
ben und auch eine entsprechende Arbeitslei
stung erbringen. Das kann man ohne wei
teres akzeptieren. !Das Recht, statt der Ab
schreibung eine Beihilfe von 15 .000 S zu 
beantragen, soll aber nur Osterreichern ge-

Meine Damen und Herren! Die jungen 
Osterreicher v,erdienen es, daß wir gemeinsam 
nach der Ibesten Lösung suchen, die den Lei
stungswillen und die Fähigkeit, ,selbst Ver
antwortung zu übernehmen, berücksichtigt. 

Für die Ostermichische Volkspartei kann ich 
abschließend hier feststeHen: 

Wir sagen ein uneingeschränktes Ja �ur 
Mindestbeihilfe von 1 5.000 S, die aber nicht 
- das möchte ich auch ,gleich deponieren -, 
angesichts immer stä:r1ker steigender Preise, 
über Jahre hinaus bei dieser Höhe ·einfrieren 
darf; walhlweis-e da'zu soll aber die Steuer
:begünstigung des § 33 a Einkommensteuer
g-esetz wie bi:sher erhalten bleiben. (Beifall 
bei der avp.) 

Präsident Probst : Der Abänderungsantrag, 
den soeben Herr A:bgeordneter Dr. Schwim
mer vorgelegt hat, ilst -genügend unterstützt 
und steht ebenfalls in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist der Herr .A!bgeord
nete Blecha. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Hohes Haus l 
Nach dem Diskussionsbeitr,ag des Herrn Abge
oIidneten Dr. Schwimmer kann man es getrost 
der österreichischen Offentlichkeit überlassen, 
festzusteHen, welche Partei in der Frage der 
Hausstandsgründung Lizitation ,betrieben hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Zuerst werden Vorschläge der Sozialisten 
als Taschenspielertricks verunglimpft, dann 
wird hier ogegen die Gastarbeiter geihetzt, und 
zu guter Letzt nennt man das Ganze "Koo
perationsbereitschaft". (Neuerliche lebhafte 
Zustimmung bei der SPO.) Eine derartige 
Kooperationsbereitschaft weisen wir zurück. 
(Beifall bei der SPO. - Lebhafte Zwischenrufe 
bei OVP und SPO.) 

Das so oft zitierte und von Ihnen beschwo
rene Glück junger Ehepaare ist heute - Herr 
Dr. Schwimmer, nur darin stimmen wir über
ein - mit wirklich großen finanzie1len So:rgen 
belastet. Das hängt auch mit dem Umstand 
zusammen, daß heute kaum ein Fünftel 
unserer jungen Leute damit rechnen kann, 
von ihren Eltern eine ausreicherude Aussteuer 
zu erhalten. (Zustimmung bei der SPO.) 
Daher brauchen gerade diese jungen Leute 
eine effektive Hilfe, und zwar sofort und 
nicht über den Umweg des Steuerabsetz
betr,ages. Bei den Ersteheschließungen handelt 
es sich in. erster Linie um j unge Leute. Das 
Statistische Handbuch der Republik Osterreich 
1970 weist aus, daß das mittlere Heiratsalter 
des ledigen Bräutigams bei uns 24,7 Jahre 
und das mittlere Heiratsalter einer ledigen 
Braut 21 ,6 Jahre beträgt. 
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Das Medianeinkommen, Herr Dr. Schwim- / systems, Herr Dr. Schwimmer - und j etzt 
mer, aller Lohn- und Gehaltsempfänger in bitte ich Sie aufzupassen -. mit aller Wucht 
Osterreich. der Arbeiter. der Angestellten. der eben die jungen Ehepa,are getroffen haben, 
öffentlich Bediensteten. :betrug nach der letzten die eine Steuerersparnis entweder ,gar nicht 
Stichtagerhebung des Hauptveflbandes der erzielen konnten oder nur eine ,sehr geringe. 
Sozialversicherungsträger vom 1 .  Juli 197 1  und diese dann auf 60 Monate verstreut (Abg. 
4308 S (Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r: Nicht Dr. B I  e n k: Sie wissen es besser, als Sie es 
der Männer!), das der Arbeiter 4050 S, das der sagen!). haben wir von der .. Jungen Genera
Angestellten 4908 S brutto. 1 4mal im Jahr. tion" in der SPO bereits 'am 1 4. November 
(Abg. Dr S c  h w i m  m e  r: Männliche Ange- 1 965 - lesen Sie da1s biUe in der "Soziali:sti
stellte: 62801) Lassen Sie mich ausreden. Sie schen Korrespondenz" vom 15.  Nov,ember 1 965 
können sich ja nachher noch einmal melden. nach . . .  (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Fünf Jahre 
Das der Männer 5082 S. Die einzige Lahn- lang haben Sie geschlafen!) Geschlafen haben 
steuerstatistik, die wir haben - nämlich die der Koren und der Schmitz, die diese For
aus dem Ja:hre 1 964 -. die eine Alters- derung ignoriert haben. denn sie waren in den 
gliederung beillihaltet. zeigt mit ,aller Deut- fünf Jahren die Finanzminister. (Zustimmung 
lichkeit. daß die Durchschnittseinkommen und bei der SPO.) Damals auf einer Arbeitsta'gung 
damit auch die Medianeinkommen der Gruppe in Hirsmwang in Niederösterreich ist die For
der 1 9- bis 30jährigen - und das sind die derung erhoben worden. an die Stelle d'er 
jungen Ehemänner - etwa 1 5  Prozent unter Absetzbeträge die direkte Förderung der jun
den allgemeinen Durchschnitts- und Median- gen FamiUen treten zru lassen. Wir haben diese 
werten Hegen. Das bedeutet. Herr Doktor direkte Förderung im R:ahmen des Ein
Smwimmer. daß mehr als die Hälfte der kommensteuerrechtes vorgesehen. Und dann 
jungen Ehemänner. die hier von uns gefördert noch etwas, Herr Dr. Schwimmer: Sie sind 
werden sollen, jetzt EIlide 1 97 1  in Osterreich doch auch Gewerkschaftsfunktionär. Haben 
4500 S und weniger pro Monat verdienen. Sie fünf Jahre verschlafen, ,daß der Bundes
(Abg. Dr. B 1 e n k: Sie manipulieren!) vorstand des Osterreichischen Gewerkschafts-

Der Staat versumte die außel1gewöhnlichen 
Belastungen. die durch die erste Hausstands
gründung auftreten, in Form einer Steuer
abschreibemöglichkeit abzugelten. Es ist heute 
schon vom Berichterstatter darauf hiIl!gewiesen 
worden : Bei Ehepaaren konnten in den ersten 
fünf Jahren na� der Gründung des Haus
standes. der ja nicht notwendig,erweise mit 
dem Zeitpunkt der Eheschließung ident war, 
jährlich 12.000 S von einem steuerzahlenden 
Partner von der Steuer abgesetzt werden, 
Dieses konservative System, meine sehr ver
ehrten Damen und Herren. barg j edoch große 
soziale Ungerechtigkeiten in sich. Die staat
liche Förderung für die Hausstandsgründung 
war umso größer. je höher das Einkommen 
war. Sie wurde - vom Standpunkt des 
Steuersparens .gesehen - umso wirksamer. 
je älter die Betroffenen waren. amso unwil'k
samer, j e  jünger die Betroffenen waren. Sie 
wurde - vom Standpunkt der Erleichterung 
von Anschaffungen gesehen - umso effek
tiver, je zeitlich entfernter vom Tag der Ehe
schließung man sie angesprochen hat und 
umso weniger effektiv, j e  näher der Zeitpunkt 
der Beanspruchung an den Tag der Eheschlie
ßung herangerückt war. (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Was halten Sie von der Wahlmöglichkeit?) 
Eine solche Form der Förderung, Kollege 
Dr. Blenk. ist gerade bei der Hausstandsgrün
dung wirklich ungerecht und unverständlich . 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Gerade weil die Widersprüche des an die 
Steuerabschreibung gebundenen Förderungs-

bundes. und zwar einstimmig, auch mit den 
Stimmen Ihrer Fraktion. 'bereits ,am 
20. Dezember 1 966 ein Forderungsprogramm 
an die Bundesregierung gerichtet hat, in dem 
es heißt, daß statt eines steuerlichen Absetz
betrages bei der HausstandS'grundung von 
maximal 1 2.000 S ein direkter Zuschuß von 
3000 S j ährlidl 'gewährt wioo? (Abg. L i  n s
b a u  e r: Das hat der Schweda abgelehnt!) 
Wer hat das bitte abgelehnt? (Abg. Doktor 
B a u  e r: Der Schweda hat das abgelehnt!) 

Das ist doch eine Bundessache. Und die 
Bundesre.gierung stellte da�als die OVP. 

Präs1dent Probst: Meine Herren l Wir führen 
eine Debatte, aber nicht zwischen den Bänken, 
sondern hier vor dem Rednerpult. 

Abgeordneter Blema fiortsetzend) : Das hat 
der Osterreichische Gewerkschaftsbund ein
stimmig als Forderungsprogramm der Regie
rung Klaus vorgelegt, und der Finanzminister 
Schmitz und später auch der Finanzminister 
Koren haben diesen vom Osterreichischen 
Gewerkschaftsbund 'einstimmig vorgetragenen 
Wunsch ignoriert. (Zustimmung bei der SPO. 
- Abg. L i n s b a u e r: Warum haben Sie es 
in Wien abgelehnt?) 

Am 23. September 1970, Kol'lege Doktor 
Schwimmer. hat der Osterreichi,sche Gewerk
schaftsbund wiederum die Frage der Direkt
förderung zur Diskussion gesteHt. und da 
taucht etwas auf. was Sie abgeschrie'ben haben 
- aber das ist ja kein Fehler. wenn Sie etwas 
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abschre�lYen -, da werden die 1 0.000 S als 
Bar'geldprärmie erwähnt. 

Ich darf Ihnen hier sagen: Wir in der "Jun
gen Generation" der SPO haben im Jänner 
di'eses Jahres die Forderung nach Uirektförde
rung abermals eDhoben, in einer Reso
lution - auch das können Sie in der "SK" 
nachlesen, das zu tun würde das nächste Mal 
günstig s'ein, bevor Sie retden -, daß "der 
Bundesvorstand der Arbeits'gemeinschaft 
Junge Generation" , 'am 28. April 1 91 1 ,  "sich 
in seiner heutigen Sitzung ausführlich mit der 
Frage der ,staatlichen Förderung für junge 
Ehepaare befaßte. Dabei wurde f,estgestellt, 
daß die derzeitige Methode der För'derung der 
Steuera'bset21beträge durchaus nicht den Anfor
derungen gerecht wird . . .  " und so weiter. 
"Die Arbeitsgemeinschaft Junge Generation 
schlägt daher vor, vorn j etzigen System der 
Steuerabsetzbeträge abzugehen und statt des
sen di'e Hausstandsgründung durch eine ein
malige staatliche Prämie - analog dem der
zeiUgen System der Geburtenbeihilfe - zu 
unterstützen. Die Arbeitsgemeinschaft Junge 
Generation i,st überzeugt, daß es durchaus 
möglich sein müßte, diese Prämie mit einem 
Betrag, d,er über 1 0 .000 S 'liegt, festzusetzen. 
Ein solch,er einmaliger Zuschuß aus Steuer
mitteln wäre für alle jungen Ehepaare eine 
echte HiLfe bei der G ründung eines Hausstan
des und den damit erfordeIllichen Anschaf
fungen. " (Abg. Dr. B I  e n k: Wie argumentie
ren Sie gegen den Antrag Schwimmer?) Wir 
kommen dazu. Wenn Sie mich nicht unter
brechen, bin ich schneller fertig, und Sie sind 
beruhigt. Die Darstellung dieser G enesis der 
heute zu beschließenden Novelle war notwen
dig, weil Sie, Herr Dr. Schwimmer, Ihre Un
kenntnis darüber, wie sie entstanden ist, in 
Ihrem Beitrag offen zum Ausdruck gebracht 
haben. (Lebhaite Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. B a u  e r: Das ist unerhört, so 
e twas! - Weitere Zwischenrufe bei ,der OVP.) 
Wenn j emand abgeschrieben hat, dann die 
OVP die 10 .000 S vorn OGiB. Hin:zlUgefügt 
haben Sie von der OVP die wahlweise Mög
lichkeit zur SteueraJbschr,eibung, das war Ihr 
originäres Werk dabei. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: So können Sie es 
nicht machen! - Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Unser ganzes Steuersystem ist auf dem Prin
zip aufgebaut, daß j eder Steuerpflichtige j e  
nach seiner finanziellen Leistungskraft Mittel 
zur Bewältigung gemeinsamer Aufgaben bei
steuert. (Anhaltende Zwischenrufe.) De,shalb 
haben wir ja ein System progressiver Be
steuerung, das Kleinsteinkommen überhaupt 
steuerfrei läßt, k�eine und mittlere Einkommen 
weni-ger, und dafür hOlhe Einkommen mit 

einem im Rahmen unseres Steuersystems rela
tiv hohen Satz belastet. Grundsätzlich muß 
j eder Steuerfreibetrag und j eder Absetzbetrag 
als eine Durchbrechung di1eses Prinz'ips ange
sehen werden. (Zwischenrufe bei der öVP.) 
Mir scheinen solche Durchbrechungen in man
chen Fällen durchaus berechtigt, vor allem 
dort, wo es um leistungsbezogene Steuerab
setzbeträge geht, und das soll man auch offen 
unterstützen. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wie 
ist das bei der Kirchensteuer?) Es gilbt aiber 
viele Durchbrechungen dieses Prinzips, die 
nicht berechtigt 'sind, unld das ist bei sozialen 
Förderungsmaßnahmen der Fall, Kollege Dok
tor Kohlmaier. Di1e Unterstützung der Haus
standsgründung ist ,eine soziale Förderung,s
maßnahme. 

Der Steuerabset'Zbetrag als Mittel der 
ernten Abgeltung außergewöhnlirner Be
lastungen, die !durch die Hausstandsgründung 
entstehen, i,st nicht nur, wie ich j'etzt versucht 
habe darzustellen , unsozial, ,er ist darüber 
hinaus auch noch familienfeindlich. Er ist fami
lienfeiilldlich, weil die Steuerersparnis umso 
g,eringer wird, je höher tdie Kinderza'hl ist. 
(Zustimmung bei der SPO.) Da für jedes Kind 
ein Kinderfre.itbetrag gewährt wird, wird das 
steuerpflichtige Einkommen mit j'edem Kind 
geringer. Je geringer aber das versteuerbare 
Einkommen ist, umso wen!rger Ersparnis bringt 
der Steuerabsetzbetrag nach dem derzeitigen 
System. (Abg. Dr. B 1 e n k: Gehen Sie auf die 
Kernfrage der WahJmöglichkeit ein!) Kollege 
Dr. Blenk, das habe ich doch die ganze Zeit 
getan, als ich von ungerechtfertigten Durch
brechungen des Prinzips der progressiven Be
steuerung gesprochen habe.  

In welchem Maße das derzeiUg,e System 
wirklich unsozial war, 9,eht schon daraus her
vor daß von run'd 41 .000 Ersteheschließen
de� . . . (Weitere Zwischenrufe bei der avp.) 

Präsident Probst : Meine Herren ! Melden Sie 
sich zum Wort. Hier ist ja 'kein Quiz, daß 
man zwi,schendurch fra,gt. 

Ahgeordneter Blecha (fortsetzend): iOas geht 
schon daraus hervor, daß von genau 
41 .689 Er,steheschließenden rm Jahre 1910 nur 
23.000 die Steuerbegünstigung in Anspruch 
genommen haben. Das b eweist, daß das gegen
wärtige System vi.ele von der Begünstigung 
aussch�ießt. Das sind jene, deren Einkommen 
unter der Steuerfreigrenze liegt, das sind j ene, 
die offensichtlich den Weg zur Behörde ge
scheut haben und uninformiert waren, aber 
das sind auch j ene, die als Stuldentenehepaare 
steuerlich nicht veranlagt sind; das sinid die 
Söhne und Töchter von Landwirten, die nicht 
s elbst steuerlich veranlagt waren oder die 
pauschalierte Steuerbeträge zu entrichten 
hatten, und das sind auch die Söhne und 
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Töchter von Gewerbetreibenden, die als Mit- gemeint hat - in fünf J.ahren 25.236 S. 
helfende in den gewerblichen Betrieben i:hrer (Zwischenrufe bei der GVP.) 
Eltern tätig sind. Sie aUe - und das waren 
rund 1 8.000 von etwa 4 1 .000 - waren bisher 
von j eder Förderung ausgeschlossen. 

Der Vorschlag des Abgeordneten Schwim
mer, die Steuer abschreibung aufrech.truhalten 
und ein Beihilfengesetz zu schaffen, der 
hier als Antrag eingebracht wOI1den ist, kom
biniert nun alle dargestellten Nachteile des 
Systems mit neuen UngerechtiJgkeiten. Der ur
sprüngliche OVP-Vorschlag Ihat joa gelautet: 
1 0.000 S Beihilfe. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: 
Ihrer doch auch, Kollege Blecha!) Ich forderte 
immer mehr als 1 0.000 S. (Abg. 0 f e n b  ö c k :  
Aber in  der "AZ" ist zum gleichen Zeitpunkt 
von 10.000 S die Rede! - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e I: Im Inserat! - Weitere Zwischenrufe 
bei deI GVP.) Lesen Sie doch die Zeitungen 
nach. Ich werde doch wissen, was ich selbst 
gesagt und geschrieben habe:  mehr als 
10 .000 S. Selbst in den Artikeln, die Sie hier 
vorgezeigt haben, steht es so geschrieben. 
Lesen Sie nach. "Sai'zburger Nachrichten" vom 
1 .  September 197 1 .  Es war immer von mehr 
a}s 1 0.000 S die Rede. Sie haben halt nur die 
10.000 S gefunden und daher auch falsch abge
schrieben. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Aber das 
Inserat, Herr Blecha!) 

Nun ist aber auch die Di,skussion darüber 
ausgebrochen, ab welcher E'inkommensgrenze 
die Beiihilfe von 15.000 S einen finanziellen 
Vorteil bringt. Dazu möchte ich sagen : Die 
Wahlwerbungs-UrberwachuIlJgskommission hat 
noch vor der Nationalratswahl eindeutig fest
gestellt, daß einmal bis zu einem steuerpflich
tigen Monatseinkommen von etwa 5250 S die 
Betreffenden, sofern sie sonst überhaupt 
nichts von der Steuer absetzen, also auch 
keine Freibeträge haben und der Steuer
gruppe BIO zugehörig sind, bei meinem Vor
schlag noch immer besser wegkommen als 
beim Steuerabsetzbetrag, und daß dieses 
Monatseinkommen mit jedem anderen in An
spruch genommenen Steuerabset1)betrag steigt. 

Ein Gutachter hat nachgewiesen, daß ohne 
Berücksichtigung von Freibeträgen und irgend
welchen anderen Steuerabset:cbeträgen 
15.000 S in bar für Bezieher eines steuer
pflichtigen Einkommens von 7000 S noch immer 
ein Vorteil sind. Die erzie]bare Lohnsteuer
ersparnis gemäß § 33 a EStG 1967 beträgt im 
Laufe von fünf Jahren, unter BerücksichUgung 
der Verzinsung, bei laufenden monatlichen 
steuerpflichtigen Bezügen von 7000 S, 14mal 
im Jahr, 14.660 S in fünf Jahren, bei 8000 S 
15 .851 S, bei 10.000 S 1 7.753 S, aber bei 20.000 S 
- das war wahrscheinlich der Bezug des 
"Facharbeiters", den der Herr Dr. Schwimmer 

Bei aU diesen Berechnungen sind andere 
Steuerabsetzbeträge gar nicht berücksichtigt 
worden. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das ist nicht mehr 
seriös, was Sie sagen!) Wenn ich j etzt also 
einen Alleinverdienerfretbetrag, einen Kinder
freibetrag habe, Steuerabschreibemöglichkei
ten in Anspruch nehme, die Sozialversicherung 
in Abzug bringe, dann komme 'ich dazu, daß 
bis zu einer Höhe von etwa 10.000 S Brutto
monatseinkommen die jungen Ehemänner bei 
der neuen Reg'elung besser fahren als früher, 
und die Abschreibungen von den jungen Ehe
paaren lieg,en unter dieser Einkommensgrenze. 
Das ,sind nicht 50 Prozent, das sind nicht 
60 Prozent, das sind nicht 70 Prozent, da's sind 
fast alle, wie Sie selbst aus der Statistik ab
lesen können. (Zustimmung bei der SPo.) 

Die wirkliche Frage war: Gibt man dem, 
der arm ist, der etwa 3500 S verdient und 
dessen Frau auf j eden Fall arbeiten gehen 
muß und 3000 S bekommt, g,ar nichts? (Abg. 
Dr. B I  e n k: Das wollen wir auch!) Gibt man 
denen, die ein Durch'schnittseinkommen von 
6000 S haben, etwa 12.000 S in fünf Jahren 
(Abg. Ing. H ä u s e I: Sie wollen den anderen 
mehr geben! Das ist Ihre soziale Einstellung! 
- Abg. Dr. B I  e n k: Nicht weniger!), und 
gibt man den wenigen Großverdienern - und 
da gibt es nur jenes Beispiel von 20.000 S im 
Monat - eben um 13.000 S mehr als dem 
Durchschnittsverdiener oder allen gemeinsam 
die gleiche Summe von 1 5.000 S sofort? 

Wir haben uns, einem sozialistischen Grund
satz entsprechend - Herr Kollege Dr. Kohl
maier, Sie haben unsere Grundsätze immer 
urgiert -, für die pauschale AJbgeltung ent
schlossen, sie im Wahlkampf zur Diskussion 
gesteLlt, als Initiativantrag zum EStG 1 967 
hier im Haus·e eingebracht und die Wirksam
werdung mit 1 .  Jänner 1 972 gesichert. (Abg. 
DI. K 0 h 1 m a i  e r: Dann veIstehe ich nicht, 
warum Sie bej der Kirchensteuer einen ande
ren Weg beschritten haben! Haben Sie Grund
sätze oder nicht?) Wir haben damit eine 
Bresche in das Einkommensteuerrecht geschla
gen, in jenes konservative System, das wir 
bisher gehabt haben. Wir haben eine Benach
teiligung der Ledigen verhindert. Durch unsere 
Formulierung "Neugründungen des ersten ge
meinsamen Hausstandes aus Anlaß einer Ehe
schließung" haben wir bewirkt, daß die Be
stimmungen des § 33 a Albs. 1 bis 3 für Ledige 
in vollem Umfang weiter Geltung behalten. 
Ger,ade bei Ledigen aber müssen wir, weil 
bei ihnen nur das Kriterium der Hausstands
gründung geprüft werden kann, auf der Prü
fung durch die Finanzämter weiter bestehen. 
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Die Anspruchsberechtigung für die 15.000 S \ liche Funktion seines Berufes erfüllt, Anspruch 
durch die erste Eheschließung eines Pa'ares ist auf die Abgeltung der außergewöhnlichen Be
eben ab j etzt nicht an die Steuerleistung, son- lastung durch Hausstarudsgründung in der 
dern nur an Wohnsitz und Mittelpunkt der Höhe von 7500 S pro Person. (Abg. Doktor 
Le!bensinteressen gebunden. B I  e n k: Da kennen Sie die Gastarbeiterver-

Herr Dr. Schwimmer! Hier d·arf ich Sie auch 
aufklären, weil Sie, wie mir scheint, einen 
sehr falschen Standpunkt vertreten haben. Ge
ralde um Härten zu vermeiden, haben wir im 
Finanzaus:schuß einen Aibänderungsantrag ein
gebracht, der die AnspruchsberechHgung nicht 
an Steuerpflicht und Eheschließung, sondern 
auch an Wohnsitz und Mittelpunkt der Lebens
interessen bindet. Mit dieser Formulierung 
wollen wir den Finanzämtem alle Möglich
keiten geben, um zu verhindern, daß Oster
reich ein EMor,ado der Heiratslustigen aus 
dem Ausland wird. Gerade deshalb haben 
wir die Formulierung "Mittelpunkt der Lebens
interessen" gewählt. Was heißt denn "Mittel
punkt der Lebensinteressen", ein Begriff, der 
aus den Doppelhesteuerungsabkommen, aus 
dem FamilienbejJhilfengesetz kommt? - Das 
heißt: Den Mittelpunkt der Lebensinteressen 
hat eine Person in j enem Staat, zu dem die 
stärksten persönlichen und wirtsdlaftlichen Be
ziehungen bestehen. Persönliche Beziehungen 
sinld alle j ene, die einen Menschen aus in 
seiner Person liegenden Gründen mit j enem 
Ort verbinden, an dem er eine Wohnung 
unter Umständen innehat, die darauf ,schließen 
lassen, daß er sie beibehalten und benutzen 
wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Wäihrend den wirtschaftlichen Beziehung'en im 
Leben des Menschen begrifflich nur eine wei
tergehenden Zwecken dienende Funktion zu
kommt, sind die persönlichen Momente solche 
- von denen sprechen wir hier in erster 
Linie -, die den eigentlichen Inhalt 'des 
menschlichen Lebens 'ausmachen. Dazu gehören 
die Ausübung des BeIiUfes, soweit sie über die 
bloß wirtschaftliche Funktion des Erwerbes der 
notwendigen Subsistenzmittel hinausgeht, die 
G estaltung des Familienlebens und die dem 
Einzelindividuum wesentlichen B etätigungen 
religiöser, kultureller und anderer Art, mit 
denen es sich bemüht, sein Leben auszufüllen. 

Der im Ausland kurzJfristig lebende öster
reichische Wis'senschaftler, Herr Kollege Dok
tor Schwimmer, behält demnach den Mittel
punkt seiner Lebensinteressen hier in Oster
reich und ist anspruchsberechtigt. (Der P r ä  s i
d e n t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Der kurzfristig hier in Osterreich arbeitende 
ausländische Arbeitnehmer, der den Mittel
punkt seiner Lebensinteressen im Heimatland 
behält, erwirbt nicht dadurch - wie die Defini
tion lautet -, daß er hier bloß die wirtschaft-

hältnisse wenig!) 

Da·s ist eine authentische Interpretation 
(Abg. G I  a s e  r: Von wem?), wie sie auch die 
österreichischen Finanzämter \bei der Behand
lung der Anträge ab 1 .  Jänner 1 972 anwenden 
werden. Ich habe diese ausführliche Definition 
gebracht, damit Sie, meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volk,spartei, merken, daß wir genau das nicht 
wollen, was Herr Dr. SchwiJmmer an die Wand 
gemalt hat. 

Die Annahme unseres Initiat'ivantrages be
deutet, daß wir ab 1. Jänner 1972 unseren 
j ungen asterreichern, die heiraten, eine echte 
Starthilfe gewähren können. Wir lösen damit 
nicht nur eines unserer Wa,hlverspr'echen 
prompt ein, wir erfüllen damit nicht nur bereits 
vier Wochen nach der Regi'erungserklärung 
Dr. Kreiskys einen wesentlichen Punkt dieser 
Regierungserklärung, sondern wir entsprechen 
damit einer unserer großen, die Entwicklung 
unserer Gesellschaft maßgeblich bestimmen
den ]ideen, nämlich der Idee der sozialen Ge
rechUgkeit. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Broesi'gke. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich habe 
nicht die Absicht, mich in den edlen Urheber
rechtsstreit einzumischen, der daJhin ging, wer 
die Idee eines solchen Gesetzes gehabt hat". 

Ich glaube, wenn man es genau untersuchen 
würde, würden nämlich beide Toeile unrecht 
haben, denn diese Idee ist schon sehr alt und 
keineswegs im Februar, April, Mai, Juni 1971 
o der irgenidwann geboren worden. 

Diese Idee ist nicht nur alt, sie i,st auch eine 
durchaus positiv zu bewertende Idee, wenn 
man den Standpunkt vertritt, daß man die 
Ehestanldsgründung von sta'atlicher Seite för
dern müßte. Die Problematik liegt nur in der 
Art der Durchführung. Hier glaube ich, daß 
der Weg, den Sie sich mit dieser Novelle aus
gedacht haben, kein sehr glücklicher i'St. 

Ich will ganz davon absehen, in welchem 
gesetzestechnischen Zustand sich dieser An
trag ursprünglich befunden hat, wie die Be
gründung lautete, die ·sich etwa, um nur ein 
Beispiel anzuführen, zu der Formulierung ver
stieg, daß nach öst'erreichischem Recht der Bhe
mann der gesetzliche Vertreter der Ehefrau ist, 
w as es schon ·seit vielen, vielen Jahren in 
asterreich überhaupt nicht mehr gibt. 
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Ich möchte nur zu den materiellen Bestim- daß Belege nicht beigebracht werden müssen, 
mungen sagen : Ich habe vom Vertreter der erst seit 1. Jänner 1 911  besteht. Es ist daher 
OVP gehört, daß der bisherige Weg positiv durch keine schönen Reden die Tatsadle aus 
zu bewerten wäre, und es wurde audl ein der Welt zu schaffen, daß die einen das bezah
Zusatzantrag gestellt. len, was die anderen auf Grund dieses An-

Der Herr Abgeordnete Blecha hat ausge- trages bekommen. (Beifall bei FPO und OVP.) 

führt, daß der im SPO-Antmg vorgezeichnete Sie haben auch ausführlich in Ihrem Antrag 
Weg der bessere 'sei. ausgeführt, daß es ein ungerechter Zustand sei, 

Beides hat manches für sich, aber eines ist 
unaufgeklärt geblieben: Warum, wenn es so 
ist, haben Sie nidIt das Wahlrecht ermöglicht? 
Warum lassen Sie dann nidlt dem Steuerpflich
tigen die Wahl, sich selber aussuchen zu 
können, welchen von beiden Wegen er be
schreiten wHI? (Beifall bei FPO und OVP.) 

Ich werde Ihnen die Frage jetzt 'beantworten, 
weil Sie sie selber nicht beantwortet haben: 
Weil Sie mit dem Nachteil der einen den Vor
teil der anderen finanz'ieren und Ider Bundes
minister für Finanzen aus dieser Förderung 
wahrscheinlich nodI einen Uberschuß haben 
wiI1d, den im Endergebnis der Steuer
pflichtig'e selber bezahlen muß. (Beifall bei 
FPO und OVP.) 

Weil das ziffernmäßig bestritten wurde, so 
darf ich mit Genehmigung des Herrn Präsiden
ten aus dem Gutachten zitieren, das bei der 
Wahlüberwachungskommission eingeholt 
wurde. Dort wird wörtlidl folgendes gesagt: 

"Auf Grund der Auswertung des statisti
schen Materials läßt sich feststeHen, daß min
destens 41 Prozent der Steuerpflichtigen durch 
die 15.000 S-Gabe besser gestellt sind. Da die
ser Fall j edoch einen Grenzwert unter extrem 
ungünstigen Verhältnissen darstellt, kann be
hauptet werden, daß der vorgenannte Prozent
satz bei Kenntni's der genauen statistischen 
Daten über die Jungverheirateten über 50 Pro
zent aller Fälle liegen wird. 

Djes'e Aussa'ge wurde von mir" - sagt 
der Sachverstä']]ldige - "dadurch überprüft, 
da.ß ich auf Grund meiner per-sönHchen Erfah
rungen versucht habe, eine ,Modellfamilie' 
zu wählen. 

Diese Modellfamilie ist bei einem Durch-
schnittsmonatseinkommen von 6470 S hinsicht
lich der 1 5.000 S-Gabe und des Freibetrages 
gemäß § 33 a EStG gleichgestellt. Daraus folgt, 
daß auf Grund der Einkommensstatistik 
70 Prozent aller Steuerpflichtigen in diesem 
Falle durch die Gabe von 15.000 S besser ge
stellt wären" und - wie ich jetzt hinzufüge -
natürlich 30 Prozent schlechter. 

wenn sich die Möglichkeit der Steuera'bzugs
post bei dem einen stärker und bei dem 
anderen weni'ger stark auswirkt. Dies ist be
kanntlich ein Ergebnis der Progression. Die 
Progression hat natürlich die Bedeutung, daß 
bei höherem Einkommen mehr Steuer bezahlt 
wird. 

Wenn Sie nun aber auf der anderen Seite 
die Freibeträge in dieser Weise sehen, dann 
sagen Sie damit mit anderen Worten, daß 
Sie für eine Verschärfung der Progression ein:
treten oder zumindest nicht dafür sind, daß die 
Progression gelindert wird. Dann hören Sie 
aber bitte damit auf, bei verschiedenen Kon
gres'sen und Veranstaltungen d'ie Tatsache der 
Steuerprogression und ihre Härten zu bekla
gen, wenn schon bei einem Einkommen 
zwischen 5000 und 7000 S die Grenze errichtet 
wird, ab der der Steuerpflichtige ungünstiger 
gestellt wird. 

Es wurde vorhin im Zusammenhang mit 
diesen 15.000 S von sozi'aldemokratischen 
Grundsätzen gesprochen. Ich veI1mag daraus 
nur einen Grunldsatz zu entnefumen, und der 
heißt : Streben nach Nivellierung. Das ist näm
lich das, was hier in Wirklichkeit beinhaltet 
1'st, und dieses Streben halten wir für falsch. 
Sie können natürlich umverteilen, Sie können 
in noch viel größerem Maße umverteilen, so 
lange, bis der letzte, der sich die Befähigung 
zutraut, mehr zu leisten und mehr zu verdie
nen, ins Ausland abgewandert ist, wo man 
das in dieser Form nicht macht. 

Und nun noch ein letztes, das ist die Fra,ge 
der Gastarbeiter. Ich glaube, daß es völlig 
falsch ist, daß, wenn man Bedenken zu einem 
derarti'gen Gesetz äußert, das mit einer Gast
arbeiterhetze apostrophiert wir.d. 

Es ist nun einmal so, daß wir österreichi
schen Staatsbürger auf vielen Gebieten mehr 
Pflichten haben gegenüber diesem Staat. Es 
ist daher auch verständlich, daß wir insbe
sondere bei sozialen Maßnahmen, die aus 
Steuergeldern finanziert werden, auch den 
österreichischen Staatsbürgern mehr Rechte 
einräumen. (Beifall bei der FPO und bei Abge
ordneten der OVP.) Und nun können Sie zehn-

Der Umstand, daß nach dem bisherigen mal vom Mittelpunkt der Interessen sprechen 
System in der Vergangenheit verhältnismäßig und vom Wohnsitz �m Inland - man kann 
wenig Anträge gestellt wurden, besagt des- einen Wohnsitz verlegen, man kann den Mit
halb nichts, weil ja die Regelung, die vorsah, telpunkt der Interess'en verlegen. 
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Ich möchte nur als Beispiel anführen : Es I gegeben wäre, natürlich wenn sie die vollen 
kann doch auch j emand heiraten, kassieren fünf Jahre, wie jeder Osterreicher, im Lande 
und sich nach drei Monaten wieder scheiden sind und hier atbeiten. 
lassen. Das geht ja bekanntlich nur einmal 
nach diesem Gesetzentwurf. Ich bin auch gar 
nicht der Meinung, daß Mer ein langes Uber
prüfungsverfahren einzubauen wäre oder daß 
er es wieder zurückzahlen muß und dergleichen 
mehr. 

Aber über eines müssen wir uns doch im 
klaren sein : daß mit solchen Formulierungen 
wie "Wohnsitz" und "Mittelpunkt der Int-er
es'sen" das nicht ausgeschaltet werden kann. 
Da hätten Sie sich eben dazu bekannt, die 
österreichische Staatsbürgerschaft als Voraus
setzung in das Gesetz aufzune'hmen. (Beifall 
bei der FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 
Warum denn nicht? Warum soll es denn keine 
Dinge geben, die den Osterreichern vOIlbehal
ten sind, wenn sie aus den Steuerge1dern der 
Osterreicher finanziert werden? 

Seihen Sie, in diesen Punkten sehen wir ent
scheidende Mängel dieses Gesetzentwurfes,  
den Sie eingebracht haben, um ein Wahlver
sprechen im nad]lhinein zu erfüllen, der aber in 
di-eser Form unüberlegt ist und zum Nachteil 
eines Teiles der Bevölkerung ger,ekht. (Beifall 
bei der FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Ich möchte aber genauso deutlich feststellen, 
daß Ihr Antrag nichts anderes zum Inhalt hat, 
ob bewußt oder unbewußt, als ein Steuerloch 
aufzureißen. Es hat hier , der �bgeordnete 
Dr. Broesigke sehr deutlich gesagt, daß je
mand, der nach Osterreich kommt und hier 
heiratet, natürlich hier seinen Wohnsitz hat 
und wahrscheinlich, wenn er heiratet, nicht 
schon die Kinder in der Heimat hat, sondern 
hier seinen Wohnsitz und gemeinsam den 
Mittelpunkt seiner Interessen hat. Nach sechs 
Monaten ist er nach unserem Steuerrecht un
beschränkt steuerpflichtig. Er kann also nach 
sechs Monaten den vollen Betrag von 1 5.000 S 
zu Lasten der österreichischen Steuerzahler 
kassieren. Das ist eine ,soziale Ungerechtigkeit 
gegenüber den Steuerzahlern. (Beifall bei der 
OVP und bei Abgeordneten der FPO.) Das ist 
das erste, wa,s wir festhalten wollen. 

Das zweite : Der Abgeordnete Blecha hat 
dem Dr. Schwimmer Unkenntnis darüber vor
geworfen, daß doch die Sozialistische Ju-gend 
bereits viel früher diesen Vorschlag gemacht 
hätte. 

Nun muß ich den Herrn AbgeoI1dneten 
Wenn wir trotzdem diesem Gesetzentwurf Blecha fragen: Hat er zu dem Zeitpunkt, als 

unsere Zustimmung geben, sü deshalb, weil er diese Vorschläge geboren hat, 10 .000 oder 
wir der M'einung sind, daß die Grundildee des 1 5.000 S gefordert? Ich habe hier eine Notiz 
Ganz,en - aber nur diese : die GmnJdidee -, der "Arbeiter-Zeitung" vom 27. August 1 97 1 .  
daß die jungen Ehepaare 15.000 S für die Haus- Zu diesem Zeitpunkt hat der Abgeordnete 
stands gründung auf die Hand bekommen, eine Blecha für 1 0.000 S plädiert, und der Finanz
gute ist. minister hat diesen Betrag (Rufe bei der SPO: 

Die MIßbrauchsmöglichkeiten, di'e Nachteile 
werden sich in Kürze herausstellen, und auch 
wenn Si'e heute behaupten, daß alles das, 
was wir einwenden, unrichti'g ist - es wird 
der Tag kommen, wo Si'e in der Praxis selber 
erkennen werden, daß die Novellierung dieses 
heute beschlossenen Antrages erforderlich sein 
wird. (Beifall bei der FPO und bei Abgeord
neten der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich Ab
geoI1dneter Dr. König zum Wort gemeldet. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Präsi
dent ! M'eine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Der Herr Abgeordnete Blecha hat dem Herrn 
Dr. SChwimmer drei Dinge vorgehalten, und 
ich möchte diese drei Ding-e hier richtigstelIen. 

Er hat zuerst gemeint, der Dr. Schwimmer 
wäre gastarbeiterfeindlich. (Rufe bei der SPO; 
Jawohl!) 

Mehr als 10.0001) - mindestens 1 0.000 S -, 
und der Finanzminister hat diesen Betrag 
als mö-glich erachtet. "Hilfe für Junge:hen" , 
steht hier in der "Arbeiter-Zeitung" ,  , , 1 0.000 S 
,Einstand'?" (Abg. Ing. H ä u s e  r: Mindestens!) 
1 0.000, nicht 1 5.000. Das war am 27. August. 

km 4. September hat der Herr Bundes
kanzler folgendes gesagt . . . (Zwischenrufe bei 
der SPO.) Ich glaube schon, daß es lihnen 
unan-genehm ist, das zu hören, Sie werden 
aber nicht umhin kommen, die Worte Ihres 
Parteivorsitzenden wortwörtlich zitiert zu be
kommen. Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky, hier 
im Bild, am 4. September in der "N euen Zeit" , 
wortwörtlich (Abg. G r a t  z: Das Bild brauchen 
wir nicht, er sitzt da!) : 

"Wir wollen jedem Paar bei der Eheschlie
ßung für die Hausstandsgründung einen staat
lichen Zuschuß von zumindest 10.000 S ver
schaffen." (Abg. Ing. H ä u s e r: Zumindestl) 
1 0.000, nicht 1 5.000 ! 

Ich möchte hier in aller Deutlichkeit klar- Erst später ist der Finanzminister darauf-
steIlen, daß nach unserem Antrag auch den gekommen, daß der Betrag von 10 .000 S mehr 
Ga,starbeitern die Möglichkeit der Absetzung als 30 Prozent, nämlich über 50 Prozent, 
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schlechter stenen würde, und desha�b hat er 
einige Tage später diesen Vorschlag auf 
1 5.000 S erhöht. Das ist die geschichtliche 
Wahrheit, die läßt sich nicht hinwegdisku
tieren. (Zustimmung bei der GVP.) 

Und das dritte : Der Abgeordnete Blecha 
hat behauptet, mit diesem Gesetz werde eine 
Bresche in das Steuersystem geschlagen wer
den, würden soziale Ungerechtigkeiten besei
tigt werden. 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Lanc. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lanc (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Hausl Daß der Herr Schwimmer heute 
bei seinem Erstauftrag hier geschwommen ist, 
das mag man noch nachsehen. (Ruf bei der 
GVP; Was heißt "Herr Schwimmer" ?  Entweder 
Kollege Schwimmer oder Dr. Schwimmer!) 
Jeder hat einmal sein Debüt. (Beifall bei der 
SPG. - Abg. Dr. K o r  e n: Das war sehr 
billig! - Abg. Dr. M u s  s i 1: Keine so billigen 
Witze, Herr Lane! - Abg. 0 f e n b  ö c k: Es 
ist bezeichnend, wie Kollege Dr. Fischer bei 
unsachlichen Außerungen applaudiertl) Daß 
neuerdings aber auch Könige schwimmen, das 
ist etwas wirklich Neues in diesem Haus, Herr 
Abgeordneter Dr. König. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Lanze oder Florett, das is t die Frage! 
- Weitere Zwischenrufe bei der GVP. -
Gegenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Eigentlich ist der Herr Abgeord
mehr verdienen - zum Steueraufkommen nete Lanc am Wort. Ich bitte. (Abg. Doktor 

Wir haben heute schon bei der Debatte über 
die dringliche Anfra,ge hier in diesem Hause 
festgestellt, daß wir für die Anerkennung der 
Leistung sind. Aber nicht zu Lasten anderer! 
Und wir sind auch für diesen Hausstands
gründungsbeitra-g, aber nicht zu Lasten ande
rer ! Es ist einfach nicht einzusehen, warum 
diesen Hausstandsgründungsbeitmg statt des 
Finanzministers j ene 30 Prozent zaihlen sollen, 
die mit ihrer Leistung - denn sonst würden 
sie nicht zwischen 5000 und 7000 S oder auch 

und zum Wohlstand in diesem Staat beitragen. G r u b e  r: Dann soll er reden!) 
(Beifall bei der GVP.) 

Im übrigen sei mir 'eine Frage an den Herrn 
Abgeordneten Blecha gestattet, wieso er denn 
eigentlich meint, daß hier eine echte Bresche 
ge'schlagen worden wäre. Er selbst hat hier 
betont, daß für die Ledigen das biS/herige 
System aufrecht bleibt. Also für die Ledigen 
ist di'e Steuerabsetzung keine soziale Unge
rechtigkeit. Und noch mehr: Der Herr Bundes
kanzler hat schon in seiner �egierungserklä
rung in der letzten Periode einen neuen Ab
setzbetrag angekündigt und in der Folg'e dann 
auch verwirklidlt. Den Kirchenbeitrag kann 
man abs'etz·en und dadurch unterschiedlich 
Steuer sparen. Wo bleibt denn hier der Grund
s'atz, den der Herr Abgeordnete Dr. Fischer 
heute hier vertreten hat : Erst denken, dann 
reden, meine Herren ! ?  Ich glaube, hier muß 
man konsequent ,s,ein. (Beifall bei der GVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Gesetzes
antrag, den Sie heute hier beschließen werden, 
ist zweifellos ein Antrag, dem auch uns'ere 
Fraktion zustimmen wird (ironische Heiterkeit 
bei der SPG), weil er für einen Teil eine 
echte Bedeutung hat. .A:ber wir sind nur des
halb für diesen Antra'g, weil wir nicht wollen, 
daß jene geschädigt werden, die durch diesen 
Antrag etwas bekommen. Wir müssen mit 
aller Deutlichkeit sagen, daß Sie dann, wenn 
Sie unseren Antrag ablehnen, alle jene, die 
etwa über 5000 S verdienen, in das Reich der 
Kapitalisten verweisen, daß Sie die als Kapita
listen betrachten und daß Sie mit Ihrem Antrag 
haben wollen, daß diese Leute der Steuer
progression noch mehr unterworfen werden. 
(Beifall bei der GVP.) 

Abgeordneter Lanc (f.ortsetzend): Danke 
sehr ! Wird sofort geschehen. Ich habe nur auf 
lichtvolle Zwischenrufe gewartet. Da keine 
kamen, rede ich jetzt weiter. (Heiterkeit und 
Beifall bei der SPG. - Abg. Dr. G r u b e I: 
Wir haben auch von Ihnen keine lichtvollen 
Ausführungen erwartetl) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schwimmer hat 
einen Abänderungsantrag eingebracht, der 
- so nehme ich zumindest an, daß es Absicht 
war - eine Symbiose darstellen soll auf den 
Krücken der Bededmng durch den Familien
lastenausgleichsfonds, den erst vor kurzem der 
Herr Abgeordnete Suppan belasten wollte. Er 
will also nun eine bisher dem Einkommen
steuerrecht vorbehaHene Regelung neu ord
nen, und er schlägt bei einer Novellierung 
des Einkommensteuergesetzes hier gleichzei
tig Novellierungen der Bestimmungen des 
Familienl,astenausgleichsgesetzes vor. Auch 
das schreibe ich ihm gut im Hinblick darauf, 
daß er parlamentarisch debütiert. Man kann 
aber von uns nicht verlangen, daß wir einer 
Debütantenarbeit, die nicht in Ordnung ist, 
zustimmen. 

Nun, meine Damen und Herren, zum Inhalt 
der AusfiiJhrungen, die hier die Redner der 
Osterreichismen Vo'liklspartei zu unserem 
Initiativantrag gemacht haben. 

Zuerst zu der Behauptung, es sei ja nur ein 
verhältnismäßig geringer Teil der Jungver
heirateten oder derj'enigen, die vor der Ver
heiratung ste(hen, von dem Initiativantrag 
BledIa und Genossen begünstigt. 
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Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, 
woher Sie diese Meinung beziehen, aber es 
hat dankenswerterweise der Herr Abgeordnete 
Broesigke smon darauf hingewiesen, daß in 
dem Gutachten Falkenberg ei.ndeutig festge
stellt worden ist, daß 70 Prozent der Steuer
pflimtigen durch eine solche Regelung eines 
Ehestandsgründungsbetrages in der Höhe von 
1 5.000 S gegenüber der j etzigen Gesetzeslage 
eindeutJig bessergesteUt sin·d. 

Nun wird der Vorwurf erhoben: Ja, aber 
die restlichen 30 Prozent seien daJdurch schlech
tergestellt. Wenn das jemandem gesellschaftis
politisch nicht paßt, ist es selbstverständlich 
sein gutes Recht, das zu sagen. Aber, meine 
Damen und Herren von beiden Oppositions
parteien, nehmen Sie ·eines zur Kenntnis :  
Wenn j emand heiratet und einen Hausstand 
gründet, dann ·sind ja hier bei allen Ein
kommensschichten, die vor dieser Ehe- und 
Hausstandsgründung stehen, gewisse Grund
lasten da, die für alle gleich sind. 

Es ist daher durchaus keine Gleichmacherei, 
wie sie uns hier untersmoben wird, di€ uns 
zu diesem Antrag veranlaßt hat, sondern es 
ist - das können Sie mir glauben - ein 
großer Teil meiner Parteifreunde, auch der 
j üngeren, vielleicht in einer Einkommensstufe, 
wo sie von diesem Antrag nicht profitieren. 
Aber wir betrachten das nicht als eine Frage 
irgendwelmer klassenkämpferischer Relikte, 
sondern wir betrachten das als eine Solidari
tätsaktion gegenüber j enen Ehepaaren, die 
einen Hausstand gründen und die zu den 
70 Prozent zählen, die hier b esser dran sind. 
Das ist unsere Auffassung von Politik, von 
Gesellschaftspolitik. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Das ist aber vor allem - und dazu bekennen 
wir uns - dli,e Aufrechterhaltung eines politi
schen Postulats, das die Sozialdemokratie von 
iJhrer Gründung her aus'g,ezeichnet hat, das 
aber auch der Gewerkschatftsbewegung imma
nent ist, und zwar egal, welcher politischen 
Richtung die Gewerksmafter angehören, näm
lich das des SOllildaritätsprinzips. Und nach die
sem Prinzip handeln wir, meine Damen und 
Herren ! (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. M u 8 s i  1: Das ist nicht das Solidaritäts
prinzip, sondern das Egalitätsprinzip!) 

Sie tun j etzt so, als würde Bedürftigen durch 
diesen Antrag gegenüber dem bisherigen Ge
setzeszustand ein Nachteil erwachsen. Ich darf 
darauf hinweisen: Ein B-Beamter im öffent
lichen Dienst im 30. Lebensjahr verdient 
4834 S. Bitte, schauen Sie sich das Sch·ema an, 
wenn Sie es nicht wissen sollten. Selbst ein 
A-Beamter beginnt mit 5163 S.  (Abg. M i  n k 0-
w i t s e h: Es gibt nicht nur Beamte!) Und wenn 

diese Bevölkerungsgruppen und jene, die noch 
weniger haben, jetzt besser gestellt werden, 
als das bisher im Falle der Ehe- und Haus
standsgTÜndung der Fall war, dann betrachten 
Sie das als Klassenkampf? Gegen wen, meine 
Damen und Herren? Diese Antwort sind Sie 
uns schuldig geblieben. (Abg. Dr. S c h w i m
m e  r: Warum wird keine Wahlmöglichkei t 
gelassen? Das spricht alles nicht gegen die 
WahJmöglichkeitf) Zur Wahlmöglichkeit 
komme ich noch, Herr Kollege. 

Sd·e haben aber hier auch Töne anklingen 
lassen, die mich persönlich, Herr Kollege Dok
tor Schwimmer, wirklich erschüttert haben. 
(Abg. Dr. M u s s i 1: Sie lassen sich aber leicht 
erschüttern, Herr Kollege Lanc!) Nein! Ich 
lasse mich nicht leicht erschüttern. Nicht um
sonst habe ich schon viele Reden von Ihnen 
in Ruhe angehört, Herr Kollege Dr. Mussil. 
A!lso so leicht lasse ich mich nicht erschüttern. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: 
Teilen Sie keine Zensuren aus! Wir zensurie
ren Sie auch nichtl) 

In der Zeit vor dem ersten Weltkrieg gab 
es in Wien eine dominierende politische Kraft, 
das war die OhIlistlich-soziale Partei. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Das war eine schöne Zeit! -
Abg. Dr. K l e i  s k y: Die habe ich mitge
machtJ) Und das Leitbild dieser Partei war 
eine Person, die sich sicherlich kommunalpoli
tisch auch große Verdienste um die damalige 
Reichshaupt- und Residenzstadt erworben hat, 
nämilich Dr. Lueger. Aber, Herr Kollege Doktor 
Schwimmer, Sie scheinen nicht die guten Tradi
tionen von Lueger übernommen zu haben, son
dern Sie scheinen j enes politische Spiel von 
ihm erlernt zu haben, mit einem unterschwel
ligen Fremdenhaßgefühl hier politisches Kapi
tal schlagen zu wollen. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Ich will nur der Hoffnung AusJdJ1uck geben, 
daß Ihnen das nur in der Aufregung Ihrer 
Jungfernrede passiert ist und daß dahinter 
kein politisches Konzept oder gar eine poli
tische Absimt Ihrer Person steht. Aber Sie 
sollten S'im doch auch, wenn Sie solche Äuße
rungen hier vorbringen - und Sie waren j a  
offenbar vorbereitet auf Ihren heuUgen De
battenbeitrag (Abg. Dr. B I  e n k: Im Gegen
satz zu Ihnen!) -, einmal mit dem Präsidenten 
der Bundeskammer der gewerblichen Wirt
schaft ins Einvernehmen setzen. Dieser wird 
Ihnen nämlich sagen, welche internationalen 
Vereinbarungen und Verpflichtungen einzu
halten sind und überhaupt die Voraussetzung 
dafür bilden, daß wir j ene Arbeitskräfte nach 
Osterreich bekommen, die wir zur Erreichung 
und zur Ausschöpfung unserer wirtschaftlichen 
Kraft benötigen. Und wenn Sie sich einmal 
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dann diese Hinweise Ihres .eigenen Fraktions
kollegen geholt haben, dann werden Sie wohl 
das Problem in einem etwas seriöseren Lichte 
sehen, als Sie es h�ute hier darzustellen ver
sucht haben. 

Im übrigen aber, Herr Kollege Dr. Schwim
mer, nur noch einen Hinweits : Es gibt nicht nur 
nichtösterreichische Staatsbürger, die man 
unter den Begriff "Gastarbeiter" subsumieren 
kann, die wir hier drinnen haben wollen, 
sondern auch solche, die auf diesen Ehestands
gründungs- und Hausstandsgründungsbetrag 
Anspruch haben. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das ist 
aber nicht das Hauptproblem! Das Hauptpro
lern ist die Schlechterstellung junger Ehekandi
daten!) Es sind darunter auch die Südtiroler 
Rüd.mptanten, Hunderte und T'ausende Perso
nen in unseren westlichen Bundesländern, die 
seit Jahrzehnten brav am Aufbau der öster
reichischen Wirtschaft mitgearbeitet haben und 
die auch die Gelegenheit haben sollen, wenn 
sie einen Hausstand gründen, diese Möglich
keiten in Anspruch zu nehmen. (Zustimmung 
bei der SPtJ.) 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß noch 
ein Wort zum heutigen Tag überhaupt. Da 
wird zuerst einmal bei der Besprechung des 
Budgetüberschreitungsgesetzes vom OVP-Red
ner, dem Herrn Abgeordneten Sandmeier, eine 
Einkommensteueneform und eine Reduktion 
dieser Steuer im Ausmaß von 2 Milliarden 
Schilling gefordert. Dann kommt der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwimmer und fordert in 
einem Zusatzantrag eine zusätzliche Belastung 
des Bundeshaushaltes von einer dreiviertel 
Milliarde Schilling. (Abg. Dr. S c  h w i m m e r: 
Jetzt wißt ihr es auf einmal?) Insgesamt hat 
an einem einzigen Ta'g die große Oppositions
partei so mir nichts, dir nichts - dbwdhl das 
Budget angeblich ein zu großes Defizit hat -
zusätzlich noch eine E:I�höhung dieses Defizits 
um zweidreiviertel Milliarden Schi1ling ver
langt. (Abg. Dr. S e h  w i m m e r: Wieso wissen 
Sie das jetzt auf einmal und nicht zuerst?) 
Das soll angeblich seriöse Oppositionspolitik 
sein. 

Wir Sozialisten sagen Schach der Fortset
zung der verantwortungslosen Finanzpolitik 
der seinerzeitigen OVP-Ailleinregierung! (Bei
fall bei der SPtJ.) 

Präsident: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das 
Schl:ußwort? (Berichterstatter S c h i  e d e r: Ja, 
bitte!) Bitte. 

Berichterstatter Schieder (Schlußwort) : 
Hohes Haus ! Der A:bänderungsantrag Doktor 
Schwimmer wurde in ähnlicher Form bereits 
im Ausschuß eingebracht und fand nicht die 

Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses. 
Ich kann da:her diesem Antrag als Bericht
erstatter nicht beitreten und ersuche um An
nahme des Berichtes des Finanz- und Budget
ausschusses in der vorliegenden Form. 

Präsident: Wir gelangen zur A b  s t i  m
m u n g. Es liegt ein Abänderungsantrag vor. 
Ich lasse daher getrennt abstimmen. 

Zu Artikel I liegt ein ' Albänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Schwimmer und Genos
sen vor. Ich bitte j ene Damen und Herren, die 
dem Artikel I in der Fassung dieses Abände
rungsantr-ages ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den Artikel I in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
Ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Zu Artikel I! liegt ebenfalls ein Abände
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Schwimmer 
und Genossen vor. Ich bitte j ene Damen und 
Herren, die dem Artikel II in der Fassung 
dieses AbäIl!derungsantrages zustimmen, sich 
von den Sitzen zu el1heben. - Das ist die 
MindeI1heit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I! in der 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu Ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu er
heben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Zu Arllikel III liegt gleichfalls ein Abände
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Schwimmer 
und Genossen vor. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die dem Artikel II! in der Fassung 
dieses Abäniderungsantrages zustimmen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Artikel II! in der Fassung des Ausschußberich
tes ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmi1g angenom
men. 

Da durch die Ablehnung der Abänderungs
anträge zu den Artikeln I bis LI! die beantragte 
Abänderung des Titels gegenstandslos gewor
den ist, lasse ich über Titel und Eingang des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Ausschuß
berichtes abstimmen und bitte j ene Damen 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
dagegen ein Einwand eIlhoben? - Dies ist 
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nicht der Fall. 

Ich bitte daher jene Darrnen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
der dritten Lesung ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitz,en zu erheben. - E i  n
s t i m  rn i ,g 'angenommen. Der Gesetzoentwurf 
ist somit in der dritten Lesung a n  g e n  0 m
rn e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Kapitel 01 : Präsidentsch:aftskanzlei, 

Kapitel 02 : Bundesgesetzgebung, 

Kapitel 03 : Verfassungsgerichtshof, 

Kapitel 04 : VerwaltungsgeJ.iichtshof, 

Kapitel 06 : Rechnung,shot. 

Spezialdebatte über die Beratungsgruppe II. 
Diese umfaßt 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates Kapitel 10 :  Bundeskanzleramt mit Dienst-
berufe ich für Dienstag, den 7. Dezember, um stellen, 
9 Uhr mit folgender Tagesordnung ein :  

Kapitel 7 0 :  Staatsdruckerei. 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (2 der Be�lagen) : Spezialdebatte über die Beratungsgruppe IV. 

Bundesfinanzgesetz für das J'ahr 1972 (80 der Diese umfaßt 

Beilagen) . Kapitel 1 1 :  Inneres. 
Spezialdebatte über die Beratungsgruppe I.  

Diese umfaßt Die Sitzung ist 9 e s c h I  0 s s e ll. 

SchlUß der Sitzung: 21 Uhr 40 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei . L61 42081 
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